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N A C H R U F 
 
Wir nehmen Abschied von unserem ehemaligen Kollegen 
 

Herrn Josef Habl 
 

Herr Habl war von März 1981 bis März 2007 beim Bauhof Riedering beschäftigt. 
 
Wir werden ihm ein ehrendes Gedenken bewahren. 
 
Seinen Angehörigen gilt unser Mitgefühl. 
 
 
Für den Landkreis Rosenheim   Für den Personalrat 
 
 
 
Otto Lederer   Luise Bauer 
Landrat   Personalratsvorsitzende 
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VERFASSUNG UND ALLGEMEINE VERWALTUNG 
 
 
 
Vollzug der Baugesetze; 
Neubau einer Lichtwerbeanlage 
Fl.Nr. 205/2, Gemarkung Amerang 
 
Antragsteller: Stephan Helma, Bahnhofstraße 30, 83123 Amerang 

Vorhaben: Neubau einer Lichtwerbeanlage 

Bauort: Amerang, Bahnhofstraße 30 

Lage: Gemarkung Amerang, Flurstück 205/2 

 
 
Das Landratsamt Rosenheim erlässt folgenden Bescheid: 
 

Baugenehmigung 
 
A. Der Bauantrag wird nach Maßgabe der eingereichten Bauvorlagen genehmigt. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München, 
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München, 
 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 

zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 

 Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  
 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-

gebühr fällig. 
 
 
Hinweis: Die Frist zur Einlegung des Rechtsbehelfs wird mit dem Tag der Zustellung in Lauf gesetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt. 
 
Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können nach vorheriger Terminvereinbarung im Landratsamt Rosenheim, Bau-
abteilung, Wittelsbacherstr. 55, 83022 Rosenheim, Zimmer 04.218, eingesehen werden. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 18.12.2023 
 
gez. 
 
Kaiser 
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WIRTSCHAFT, ARBEIT, GEWERBLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ, 
VERKEHR, ENERGIE 

 
 
 
Öffentlicher Personennahverkehr; 
Allgemeinverfügung (Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/20071) des Landkreises 
Rosenheim über die Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende zum 
10.12.2023 als Höchsttarif 
 
 

Hintergrund 
 

Die Gremien der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV GmbH) haben beschlossen, das zum 01. August 2020 
im Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende eingeführte 365-Euro-Ticket 
MVV mit verbundweiter Gültigkeit als Jahresticket ab dem 01.08.2023 als Höchsttarif fortzuführen. Ausgangspunkt der Über-
legungen für dieses neue Angebot war den Schülern und Auszubildenden ein preisgünstiges Angebot anzubieten, um zum 
einen diese Zielgruppe frühzeitig an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) heranzuführen und zum anderen die 
Umwelt in Bezug auf den motorisierten Individualverkehr (MIV) zu entlasten. 
 
Zum 10.12.2023 treten der Landkreis Miesbach, der Landkreis Rosenheim, die kreisfreie Stadt Rosenheim sowie der Land-
kreis Bad Tölz-Wolfratshausen mit dem südlichen Landkreisteil dem Münchner Verkehrs- und Tarifverbund bei, so dass der 
MVV-Gemeinschaftstarif ab dem 10.12.2023 in diesen Landkreisen und Landkreisteil sowie der kreisfreien Stadt Rosenheim 
den Höchsttarif darstellt. Als Teil des MVV-Gemeinschaftstarifes wird zum 10.12.2023 das 365-Euro-Ticket MVV mit ver-
bundweiter Gültigkeit als Jahresticket auch in diesen Geltungsbereichen eingeführt. 
 
Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München die kreisfreie Stadt Rosenheim sowie die Landkreise Bad Tölz-Wolf-
ratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, München, Rosenheim und Starnberg stellen 
weiterhin eine angemessene Finanzierung sinkender Fahrgelderlöse im MVV-Gemeinschaftstarif, die aus der Festsetzung 
des 365-Euro-Ticket MVV als Höchsttarif resultieren, sicher. 
 
Um die europarechtskonforme Finanzierung der Mindereinnahmen im MVV-Gemeinschaftstarif wie bisher sicherzustellen, 
werden als Grundlage für die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunternehmen von den Aufgabenträgern 
im MVV für ihr jeweiliges Zuständigkeitsgebiet jeweils eine Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
1370/20071 in Form einer Allgemeinverfügung erlassen. 
 
Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbetrages und die Durchführung des Finanztransfers gegenüber 
den Verkehrsunternehmen im MVV erfolgt über die MVV GmbH auf Basis der „Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket 
MVV“, die als Anlage 2 Bestandteil dieser Allgemeinverfügung ist und von der Gesellschafterversammlung der MVV GmbH 
am 12. Mai 2020 beschlossen und am 16. September 2022 sowie am 23. November 2023 fortgeschrieben wurde. 
 
Auf der Grundlage von § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) in Verbindung mit Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
1370/2007 und Art. 8 Abs. 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG) erlässt der 
Landkreis Rosenheim die nachstehende Allgemeinverfügung, durch die die Festsetzung des 365-Euro-Tickets MVV für 
Schülerinnen, Schüler und Auszubildende als Teil des MVV-Gemeinschaftstarifes eingeführt wird: 

 
 

Allgemeinverfügung: 
 
1. Das 365-Euro-Ticket MVV gemäß Anlage 1 wird im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) gemäß Art. 

1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG zum 10. Dezember 2023 als Höchsttarif für alle Auszubildenden im Sinne der Definition 
der bezugsberechtigten Personen des 365-Euro-Ticket MVV in Anlage 1 (im Folgenden Auszubildende genannt) im 
Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 festgesetzt. Die hiermit verbundene gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 
umfasst die Beförderung von Auszubildenden im MVV-Gemeinschaftstarif. Der sachliche und geografische Geltungs-
bereich dieser Allgemeinverfügung ist das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Rosenheim in Bezug auf 
Verkehrsleistungen im allgemeinen ÖPNV, für die der MVV-Gemeinschaftstarif nach Einführung des 365-Euro-Ticket 
MVV Anwendung findet. Das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Rosenheim umfasst sein geografisches Gebiet. 

 

 
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 
über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 
und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich 
der Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22).  
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2. Verkehrsunternehmen, die im geografischen Geltungsgebiet des MVV-Gemeinschaftstarifs Verkehrsleistungen im 
ÖPNV erbringen und den Höchsttarif anwenden, haben ab dem 1. Januar 2024 einen Anspruch auf Ausgleichsleistun-
gen für die spezifischen finanziellen Nachteile, die den Verkehrsunternehmen aus der Festsetzung des 365-Euro-Ticket 
MVV als Höchsttarif erwachsen. Die Höhe der Ausgleichsleistungen richtet sich nach der Finanzierungsrichtlinie „365-
Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH (Anlage 2). Die Ausgleichsleistung je Verkehrsunternehmen ist auf den Betrag be-
schränkt, der dem finanziellen Nettoeffekt im Sinne von Ziffer 2 des Anhangs der VO (EG) 1370/2007 aufgrund der 
Einhaltung der Tarifpflicht nach Ziffer 1 entspricht. 

 
3. Die Höhe der Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt der Summe aller positiven und negativen Auswirkun-

gen der Erfüllung der gegenständlichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens bezogen auf 
die Einhaltung der Tarifpflicht gemäß Ziffer 1 nicht übersteigen. Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jährlich 
einen Nachweis darüber zu führen, dass die empfangenen Ausgleichsleistungen zu keiner Überkompensation im Sinne 
von Art. 4 und Art. 6 Abs.1 in Verbindung mit dem Anhang der VO (EG) 1370/2007 geführt haben. Das Verfahren zur 
Nachweisführung richtet sich nach Maßgabe der Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH in der 
jeweils gültigen Fassung (Anlage 2). 

 
4. Die Aufgabenträger im MVV (der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München, die kreisfreie Stadt Rosenheim, die 

Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, München, Ro-
senheim und Starnberg) stellen gemeinsam zur Finanzierung des Ausgleichs nach Ziffer 2 aller Allgemeinverfügungen 
einen Gesamtausgleichsbetrag zur Verfügung, der entsprechend der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (An-
lage 2) fortgeschrieben wird und in Abhängigkeit von etwaigen Verbundraumerweiterungen steht; Details sind der 
Anlage 2 zu entnehmen. Die Landeshauptstadt München, die kreisfreie Stadt Rosenheim, die Landkreise Bad Tölz-
Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, München, Rosenheim und Starn-
berg stellen hiervon insgesamt einen anteiligen Finanzierungsbetrag in Höhe von einem Drittel an der 
Gesamtfinanzierung (Fortschreibung entsprechend Anlage 2) zur Verfügung. Die Verteilung dieses Betrages auf die 
Landeshauptstadt München und die Landkreise erfolgt nach Maßgabe der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV 
(Anlage 2). Der Landkreis Rosenheim geht davon aus, dass der Gesamtausgleichsbetrag ausreicht, um den Verkehrs-
unternehmen einen angemessenen Ausgleich für die spezifischen Nachteile im MVV aus der Einhaltung der Tarifpflicht 
zu gewähren und die finanzielle Nachhaltigkeit der Erbringung der Verkehrsleistung im Sinne von Art. 2a Abs. 2 b) VO 
(EG) 1370/2007 zu sichern. Sollte sich während der Geltungszeit dieser Allgemeinverfügung zeigen, dass der Gesamt-
ausgleichsbetrag hierfür nicht ausreicht, wird der Landkreis Rosenheim gemeinsam mit den übrigen Aufgabenträgern 
im MVV geeignete Maßnahmen (beispielsweise eine Anpassung der Allgemeinverfügung oder des Gesamtaus-
gleichsbetrags) prüfen, wie er der vorgenannten Zielsetzung gerecht werden kann. Gleiches gilt entsprechend bei einer 
Verbundraumerweiterung des MVV während der Geltungszeit dieser Allgemeinverfügung. In diesem Fall wird der Land-
kreis Rosenheim gemeinsam mit den übrigen Aufgabenträgern im MVV darauf hinwirken, dass auch neu hinzutretende 
Aufgabenträger eine gleichlautende Allgemeinverfügung erlassen und dass die „Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket 
MVV“ fortgeschrieben wird. 
 

5. Die objektive und transparente Aufstellung der Parameter, anhand derer die Ausgleichsleistung berechnet wird, die 
operative Abwicklung der Ausreichung der Ausgleichsleistungen, die Führung von Nachweisen durch die Verkehrsun-
ternehmen und die Rückforderung von Ausgleichleistungen unter Einbindung der MVV GmbH richten sich nach der 
„Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH (Anlage 2). 

 
 
6. Diese Allgemeinverfügung ist am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Rosenheim bekanntge-

geben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz). Die Verpflichtung nach Ziffer 1 tritt zum 
10.Dezember 2023 in Kraft. 
 

7. Diese Allgemeinverfügung tritt am 31. Juli 2025 außer Kraft. Sie kann durch Allgemeinverfügung verlängert, geändert 
oder aufgehoben werden. Der Landkreis Rosenheim wird gemeinsam mit den anderen Aufgabenträgern im MVV bis 
zum 31. Dezember 2024 über eine Nachfolgeregelung dieser Allgemeinverfügung befinden bzw. die erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen, um auch nach dem 31. Juli 2025 eine nachhaltige Erbringung der Verkehrsleistung durch die 
Verkehrsunternehmen unter Geltung des MVV-Gemeinschaftstarifs sicherzustellen. 

 
8. Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Allgemeinverfügung: 
 

Anlage 1: Die jeweils gültigen Beförderungs- und Tarifbestimmungen des MVV (abrufbar unter https://www.mvv-
muenchen.de/tarif) 

 
Anlage 2: Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV 

 
Fortschreibungen und Änderungen an der Anlage 2 werden als Änderung dieser Allgemeinverfügung nach Art. 41 
Abs. 4 BayVwVfG öffentlich bekannt gegeben. 

  

https://www.mvv-muenchen.de/tarif
https://www.mvv-muenchen.de/tarif
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Gründe: 
 

Der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshauptstadt München, der Stadtrat der kreisfreien Stadt Rosenheim sowie die 
Kreistage der Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, Mün-
chen, Rosenheim und Starnberg haben der Einführung und Fortführung des 365-Euro-Ticket MVV zugestimmt. Da die 
Umsetzung dieses neuen Angebotes nach den Prognosen der MVV GmbH, zu kalkulatorischen Mindereinnahmen von bis 
zu 37,25 Millionen Euro pro Jahr (Fortschreibung entsprechend Anlage 2) führen kann und somit nicht ohne Ausgleichsleis-
tungen möglich ist (vgl. § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeförderungsgesetz (PBefG)), haben der Freistaat Bayern, der Stadtrat 
der Landeshauptstadt , der Stadtrat der kreisfreien  Stadt Rosenheim sowie die Kreistage der Landkreise Bad Tölz-Wolf-
ratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, München, Rosenheim und Starnberg 
beschlossen, den betroffenen Verkehrsunternehmen hierfür ab dem 10. Dezember 2023 einen wirtschaftlichen Ausgleich 
bis zu einer Höhe von 37,25 Millionen Euro pro Jahr zu gewähren, der Betrag von 37,25 Millionen Euro wird entsprechend 
der Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2) fortgeschrieben. Die Höhe des jeweils aktuellen Gesamtaus-
gleichsbetrages ergibt sich aus der jeweils aktuellen Finanzierungsrichtlinie. 
 
Als rechtliche Grundlage für die Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verbundverkehrsunternehmen im MVV erlässt 
der Landkreis Rosenheim in seiner Funktion als Aufgabenträger für den allgemeinen ÖPNV gemäß Art. 8 Abs. 1 BayÖPNVG 
und gemäß Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG zuständige Behörde im Sinne der VO (EG) 1370/2007 in seinem sachlichen und 
räumlichen Zuständigkeitsbereich gemäß Art. 8a Abs. 2 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 eine Allgemeine Vorschrift 
in Form einer Allgemeinverfügung über die Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarif als Höchsttarif für alle Auszubildenden. 
Die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung geht über die in § 45a PBefG enthaltene gemeinwirtschaftliche Verpflichtung hinaus 
und im Rahmen des Ausgleichsverfahrens wird eine Doppelfinanzierung aufgrund Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG 
und nach dieser Allgemeinverfügung vermieden. 
 
Er beachtet die Vorgaben des Rechts der Europäischen Union nach Maßgabe der VO (EG) 1370/2007 durch eine transpa-
rente und diskriminierungsfreie Ausreichung der Mittel an die Verkehrsunternehmen und eine auf den finanziellen Nettoeffekt 
aus der Erfüllung der Tarifpflicht beschränkte Gewährung von Ausgleichsleistungen. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem  
Bayerischen Verwaltungsgericht in München, Postfach 20 05 43, 80005 München 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das Verwaltungsgericht München in 80335 München, Bayer-
straße 30, örtlich zuständig. 
 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zuge-
lassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!  
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 21.12.2023 
 
gez. 
 
Otto Lederer 
Landrat 
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Öffentlicher Personennahverkehr; 
Allgemeinverfügung (Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) des 
Landkreises Rosenheim über die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich Ermäßigungstickets als 
Höchsttarif bis zum 30. April 2024 
 

Hintergrund 
 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 erfolgreich eingeführte Deutschlandticket als digitales und 
deutschlandweit gültiges Angebot für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) über das Jahr 2023 hinaus fortzuführen. 
Das bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen mit einem einfachen und günstigen Angebot die Nut-
zung des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen attraktiven ÖPNV dar. 
 
Mit der vergünstigten Version des Deutschlandtickets für Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Er-
mäßigungsticket) wurde im Freistaat Bayern für diese Bevölkerungsgruppen ein attraktives tarifliches Angebot geschaffen. 
Das Ermäßigungsticket ist 20 Euro gegenüber dem regulären Deutschlandticket reduziert. Diese weitergehende preisliche 
Reduktion wird vom Freistaat Bayern getragen. 
 
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets einschließlich 
des Ermäßigungstickets im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV nach Maßgabe der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften zu regeln. 
 
Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet zum 1. Januar 2024 sowie 
eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewährleisten, erlässt der Landkreis Rosenheim eine allgemeine Vorschrift im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die allgemeine Vor-
schrift regelt rechtsverbindlich die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet des Landkreis 
Rosenheim tätigen Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie im Ge-
genzug einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2024. Hierdurch werden die Vorgaben zum Deutschlandticket bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des 
Landkreis Rosenheim umgesetzt.  
 
 
1. Rechtsgrundlagen 
 
Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), Arti-
kel 8 Absätze 1 und 3 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG in der zum 1. Januar 
2024 geltenden Fassung) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
erlässt Landkreis Rosenheim die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif 
im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für 
finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket für den Zeitraum 
vom 1. Januar bis zum 30. April 2024. 
 
 
2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 
 

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 2.4) öffentliche Personen-
verkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, während der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift 
(dazu Nr. 8) das Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Teil des Ge-
meinschaftstarif des Münchner VerkehrsVerbundes (MVV-Tarif) unter Beachtung der im MVV-Tarif festgelegten 
Zusatzleistungen als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser 
allgemeinen Vorschrift entsprechend Nr. 2.2 anzuerkennen (im Folgenden Tarifanerkennung oder Tarifanerkennungs-
pflicht). 
 
 
 
 
 
---------------------------------- 

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 
2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 2016/2338 DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
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2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem gültigen Deutschland-

ticket zu den in den MVV-Tarif integrierten bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den 
Tarifbestimmungen Deutschlandticket in der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungs-
rat.html) sowie der im MVV-Tarif festgelegten weiteren Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket (Anlage 4), ohne 
dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutschlandtickets verpflichtet das 
Verkehrsunternehmen nicht zum Vertrieb; soweit vorhanden gelten diesbezüglich die entsprechenden Regelungen des 
jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen und der jeweils zuständigen Be-
hörde (gemeinwirtschaftliche Verkehre, dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen sind im Zusammenhang mit der 
Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berechtigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahme-
aufteilung für das Deutschlandticket (vergleiche Beschlussfassung für ein bundesweites Clearingverfahren zur 
Zuscheidung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellansatzes in der jeweils gelten-
den Fassung (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html)) teilzunehmen. Entsprechend sind die hierfür 
erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gege-
benenfalls diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzugeben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem 
Deutschlandticket kein Nachteilsausgleich in Anspruch genommen werden muss, ist der den Soll-Einnahmewert 2024 
übersteigende Betrag entsprechend den Vorgaben eines unter Beteiligung der Betroffenen festzulegenden Systems zu 
verteilen. Konkretisierungen und ausführende Bestimmungen zum Leipziger Modellansatz und der Einnahmeaufteilung 
sind entsprechend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammen-
hang mit der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen oder 
bei entsprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem 
möglichen und erforderlichen Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken. 
Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch 
unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle 
des Deutschlandtickets sind einzuhalten. 

 
2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet zudem die Beförderung von Studierenden, Auszubildenden 

und Freiwilligendienstleistenden mit einem gültigen ermäßigten Deutschlandticket (Ermäßigungsticket) gemäß Anlage 
1. Die Verkehrsunternehmen sind im Hinblick auf die Anerkennung des Ermäßigungstickets zudem berechtigt und ver-
pflichtet, bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das Ermäßigungsticket ist bei der 
bundesweiten Einnahmenaufteilung mit dem regulären Preis des Deutschlandtickets ohne die ergänzende Ermäßigung 
in Bayern anzusetzen. 

 

2.4 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das gesamte Gebiet, für das der Land-
kreis Rosenheim, unter Berücksichtigung von bestehenden Regelungen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit 
benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den allgemeinen ÖPNV innehat. Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleis-
tungen auch außerhalb dieses Zuständigkeitsgebietes und können die nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der 
Betriebsleistung im jeweiligen Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet werden, erfolgt lediglich eine anteilige Zuordnung 
auf Grundlage der im Zuständigkeitsgebiet dieser Allgemeinverfügung erbrachten Fahrzeugkilometer des jeweiligen 
Kalenderjahres. Dem Landkreis Rosenheim steht es frei, das Zuständigkeitsgebiet dieser Allgemeinverfügung durch 
den Abschluss von Vereinbarungen mit anderen Aufgabenträgern zu erweitern oder zu verringern. 

 
 
3 Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss von Umsetzungsvereinbarungen 
 
3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr auf Grundlage öffentli-

cher Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger Ergänzungen oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor 
den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie 
der jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets 
enthält; im Übrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden Ausgleichsleis-
tungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und 
Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des je-
weiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen 
Vorschrift. 

 
3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, können zur Umsetzung dieser allge-

meinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und 
dem Landkreis Rosenheim abgeschlossen werden. In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete 
Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt 
werden. Die Umsetzungsvereinbarung begründet keine eigenständigen Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichsan-
sprüche. 

 

https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html
https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html
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4 Ausgleichsleistungen 
 

4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf Ausgleichsleistungen für 
die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile 
ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung der Situation mit Anerkennung des Deutschlandtickets (Mit-Fall) und 
der Situation mit Anwendung der bis dahin geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit je-
weils verbundenen positiven und negativen Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grund-sätze zu 
beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrunde liegenden öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen Grundsätzen zu regeln. 

 
In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Nrn. 5.4.1 bis 5.4.6 der Muster-Richtlinien 
Deutschlandticket 2024.  

 
Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte in den Monaten Januar 2019 bis April 2019 
ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung von entsprechenden Ist-
Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind validierte Prognosedaten zu-
lässig. Diese Prognosedaten müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem 
Deutschlandticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren validiert werden. Eine Fortschreibung der 
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen im Verhältnis zu der Veränderung der Betriebsleistungen für die Monate Ja-
nuar 2024 bis April 2024 gegenüber dem Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019 nach Nr. 5.4.1.1 Satz 8 der 
Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 erfolgt nicht, soweit bei der Ermittlung der Soll-Einnahmen die Betriebsleis-
tungsveränderung durch die Nutzung von entsprechenden Ist-Daten aus dem Referenzzeitraum des Jahres 2022 oder 
Prognosedaten bereits berücksichtigt ist.  

 
Dies gilt gleichermaßen auch für das Ermäßigungsticket zum Deutschlandticket; dieses ist im ersten Schritt bei der 
Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen wie das reguläre Deutschlandticket zu berücksichtigen. Im zweiten Schritt 
ist eine gesonderte Darstellung der Höhe der zusätzlichen Ausgleichsleistungen für die Ermäßigungstickets nach Maß-
gabe von Nr. 4.1.4 erforderlich. 
 
4.1.1 Entfällt 
 
4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere für 

den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleichermaßen auch für weitere 
bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelungen des Landkreis Rosenheim (zum Bei-
spiel aktuell für das 365-Euro-Ticket) oder Dritter, die für das Verkehrsunternehmen Geltung beanspruchen. 
Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen ver-
schiedener allgemeiner Vorschriften, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe 
nicht mehrfach gewährt werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür gewährten Ausgleichs-
leistungen im Rahmen der Nachweisführung (dazu Nr. 5) jeweils getrennt und nachvollziehbar darzustellen. 

 
4.1.3 Der Landkreis Rosenheim kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsregelungen treffen. 

 
4.1.4 Die Höhe der Ausgleichsleistungen für die ergänzende Ermäßigung des Ermäßigungstickets ergibt sich aus 

der Differenz zwischen den nach Nr. 5.4.1.2 Satz 1 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 anzuset-
zenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der 
Ermäßigungstickets. 

 
4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben unberührt. 

 
4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf den finanziellen Netto-

effekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit dem Anhang der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  
 
4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift entspricht nach 

dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven und negativen) Auswirkungen 
aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutsch-
landticket. Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die 
Kosten und Einnahmen vorzunehmen. Bei den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstel-
lung der Differenz des Mit-Falls und des Ohne-Falls entsprechend Nr. 4.1. Weitergehende Auswirkungen auf 
die Einnahmen können berücksichtigt werden, soweit diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen 
auf die Kosten (Ausgaben) richten sich ebenfalls nach Nr. 4.1. 
 

4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei gemeinwirtschaftlichen Ver-
kehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt insbesondere im 
Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes 



 

233 
 

gemäß Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im Hinblick auf die Vermeidung einer Über-
kompensation gilt Nr. 4.3.4; die Umsetzung ist im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags 
zu gewährleisten. 

 
4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 wie folgt gewährleistet: 
 

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 und zum angemessenen Gewinn nach Nr. 6 des An-
hangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzuhalten. 

 
4.3.4 Die Höhe der jeweiligen Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt der Summe aller positiven und 

negativen Auswirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens in 
Form der Anerkennung und Anwendung des Tarifs für das Deutschlandticket nicht übersteigen. Zum Nachweis 
der Überkompensation haben die Verkehrsunternehmen dem Landkreis Rosenheim bis zum 31.12. des Folge-
jahres eine unternehmensindividuelle Ergebnisrechnung über die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts 
aus der Anerkennung und Anwendung des Tarifs für das Deutschlandticket vorzulegen. Unter Beachtung der 
weiteren Vorgaben der „Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Perso-
nennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus Bundes- und Landesmitteln 
vom 16. November 2023“ (Anlage 2) berechnet sich der finanzielle Nettoeffekt aus der Summe der (positiven 
oder negativen) Auswirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunterneh-
mens zur Anerkennung und Anwendung des Deutschlandticket-Tarifs auf die Einnahmen des 
Verkehrsunternehmens sowie auf seine Kosten, soweit diese als zusätzlicher Nachteil vom Verkehrsunterneh-
men bei der Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden oder soweit das Verkehrsunternehmen aufgrund 
der Einführung des Deutschlandtickets Kosten erspart, zzgl. eines angemessenen Gewinns. Die Richtigkeit 
der Ergebnisrechnung und die Angemessenheit des Gewinns muss durch einen Wirtschaftsprüfer bescheinigt 
werden 
 

4.3.5 Die Ausgleichsleistungen werden im Interesse und zur Förderung des ÖPNV geleistet und stehen nicht in 
unmittelbarem Zusammenhang mit einzelnen Beförderungsleistungen, sondern richten sich auf den Ausgleich 
nicht gedeckter Kosten aus der Anwendung des Deutschlandtickets. Förderziel ist die Gewährleistung einer 
ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen im ÖPNV. Die Ausgleichsleistungen unter-
liegen als echte nicht steuerbare Zuschüsse nicht der Umsatzsteuer. Die Zahlungen werden daher netto (ohne 
Umsatzsteuer) geleistet. Sind von den Verkehrsunternehmen Umsatzsteuerbeträge rückwirkend zu entrichten 
(durch Änderung der rechtlichen Beurteilung z.B. im Rahmen einer steuerlichen Betriebsprüfung), erhöht sich 
der Ausgleichsanspruch der Verkehrsunternehmen nicht. Dies gilt ebenso für durch die nachträgliche Zahlung 
entstehenden steuerlichen Nebenleistungen im Sinne des § 3 Absatz 4 Abgabenordnung. Der Landkreis Ro-
senheim wird eine nachteilige Änderung der umsatzsteuerlichen Behandlung der Ausgleichsleistungen zum 
Anlass nehmen, die Angemessenheit der Pflichten der Verkehrsunternehmen zu überprüfen. 
 
 

5 Darlegungs- und Nachweispflichten 
 

5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser allgemeinen Vorschrift 
geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämt-
liche für die Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu 
machen. 
 

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats für den Vormonat alle selbst oder im 
Namen des Verkehrsunternehmen erfolgten Verkäufe des Deutschlandtickets einschließlich der Verkäufe des ermäßig-
ten Deutschlandtickets, wobei hier der nicht ermäßigte Kaufpreis anzusetzen ist, unmittelbar an die in Nr. 6.3 der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, 
die selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmen erfolgten Verkäufe der übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag 
nach Ende eines Monats unmittelbar an die in Nr. 6.3 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannte Clea-
ringstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die vorläufigen Soll-Einnahmen inklusive tariflicher 
Fortschreibung gemäß Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 an die in Nr. 6.3 der Muster-Richtlinien Deutschland-
ticket 2024 benannte Clearingstellte einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024 zu 
melden. Die Meldung muss den von technischen Voraussetzungen entsprechen, die von der in Nr. 6.3 der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannten Clearingstelle vorgegeben werden. (https://infoportal.mobil.nrw/koordi-
nierungsrat.html). Der Landkreis Rosenheim erhält eine Abschrift der Meldung. 
 

5.3 Für die Antragstellung des Landkreis Rosenheim beim Freistaat Bayern am 30. September 2024 sind von den Ver-
kehrsunternehmen bis zum 01. August 2024 vorzulegen: 

 
- Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der voraussichtlichen Ausgleichsleistungen entsprechend den im 

DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode; 
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- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfügung 
gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode sowie weitere begründete Unterlagen; sofern entsprechende Da-
ten von der Verbundorganisation nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen 
entsprechende Prognosen und begründende Daten selbst vorzulegen; 
 

- Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets entsprechend den im DTBY-Portal zur Verfügung gestell-
ten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden sowie den 
weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend ge-
trennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. 
Wo möglich, sollen diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden; 
 

- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das Ermäßigungsticket entsprechend den im DTBY-Portal zur 
Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen nach Studierenden 
sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende). Die Studierenden sind entspre-
chend getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket 
auszuweisen. Wo möglich, sollen diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden. 

 
5.4 Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum 31. März die nachfolgend aufgeführten 

Daten und Nachweise: 
 
- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Studierenden 

sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den Studieren-
den sind getrennt nach den vorhandenen einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne (solidarisches) 
Semesterticket darzustellen; 

 
Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen.  

 
5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Januar 2026 [für den Nachweis des AT gegenüber dem Freistaat Bayern bis zum 

31. März 2026] die nachfolgend aufgeführten Daten und Nachweise. Auf Anforderung sind die zugrundeliegenden Da-
ten und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf die Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise das 
endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, dies jedoch zum 31. Januar 2026 noch nicht 
vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen Mo-
nat) zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht statt. 
 
5.5.1 Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis April 2019 sind die nachfolgenden Daten und Nachweise vor-

zulegen: 
 

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landes-
weite Tarife, Haustarife), in dem das Verkehrsunternehmen tätig ist; 

 
- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahrausweise und Erlöse differenziert 

nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich anzugeben ist der Umfang 
der Betriebsleistungen im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis April 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern; 

 
- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Januar 2019 bis 

April 2019 und die Einnahmenaufteilung sowohl für die hochgerechneten als auch für die tatsächlichen Fahr-
geldeinnahmen; hinzuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus Vertriebsprovisionen. 

 
5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2024 bis April 2024 hochgerechneten 

tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen: 
 

- für die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehenden Kartenarten und Preisstufen die jeweilige Höhe des Tarifs; 
 

- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder es sich um stückzahl-
unabhängige Pauschalangebote handelt: die mittels der aus der Berechnung nach Nr. 5.5.1.1 Satz 1 der 
Muster-Richtlinien Deutschland 2024 abgeleiteten durchschnittlichen prozentualen Tarifanpassung hochge-
rechneten Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs; 

 
- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2025; 

 
- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern für die Zeit von Januar 

2024 bis April 2024 und das Verhältnis zum Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019.  
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5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf den Zeitraum von Januar 
2024 bis April 2024 vorzulegen: 
 

- die ermittelten anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2024 bis April 2024; 
 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Studie-
renden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildene und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den 
Studierenden sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne Semesterticket dar-
zustellen; 

 
- Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung; auf Anforderung sind diese 

auch für die Vorjahre vorzulegen; 
 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Vereinbarungen zur Durchführung der Einnahmenaufteilung für die 
Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; auf Anforderung sind diese auch für die Vor-
jahre vorzulegen; 

 
- Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemeinschaftstarifen 

einschließlich der Zuordnung zum jeweils für den öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder den eigenwirtschaft-
lichen Verkehr maßgeblichen Zuständigkeitsgebiet für die Monate Januar 2024 bis April 2024; sollte der 
Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst eine vorläufige Bescheinigung des jeweiligen Verbundes 
über die Einnahmenzuscheidung beizubringen; der Nachweis ist in diesem Fall schnellstmöglich nachzu-
reichen; 

- soweit Nr. 5.4.1.1 Satz 6 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 (Tarifdeckel) Anwendung findet, ist 
eine transparente Überleitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen vorzulegen; 
 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen nach Studie-
renden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleistende); die Angaben zu den 
Studierenden sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Semestertickets und ohne Semesterticket dar-
zustellen; 

 
- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets entstandenen (Mehr-

)Kosten, soweit diese nach Maßgabe der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 ausgeglichen werden; 
 

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Ermäßigungstickets entstandenen (Mehr-
)Kosten, soweit diese ausgeglichen werden; 

 
- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf Grundlage der §§ 228 

ff. SGB IX; 
 

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften; 
 

- Nachweise über positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in Bezug auf Vertriebsprovisio-
nen, die sich aus der Anerkennung des Deutschlandtickets für die Monate Januar 2024 bis April 2024 ergeben; 

 
- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die betragsmäßigen Erlösminderungen aus Vertriebsprovisio-

nen oder Einsparungen von Vertriebsprovisionen. 
 

5.5.4 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf die gesamte Laufzeit des 
öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder die gesamte Laufzeit der einem eigenwirtschaftlichen Verkehr zu-
grunde liegenden Liniengenehmigungen vorzulegen:  
 

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife und Tickets (kassentechni-
sche Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen 
einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen 
anwendet; 
 

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Fahrgelderlöse differenziert nach 
Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzah-
len jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; maßgeblich sind bei 
Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Regelung, die endgültigen Ansprüche des Verkehrsun-
ternehmens nach Maßgabe der Einnahmenaufteilungen; 
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- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und Tarifsorte) und Verkehrsleis-
tung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und Personenkilometern), soweit diese Daten im Rahmen 
der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt werden; 
 

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Mindereinnahmen) einschließlich der 
hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese sind von den tariflichen Auswirkungen (Mindereinnahmen) des 
Deutschlandtickets und den hierfür gewährten Ausgleichsleistungen nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein 
doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist; 

 
- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Nr. 4.3.4 einschließlich Bestätigung der Einhal-

tung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen sowie der korrekten Ermittlung 
und sachlichen Richtigkeit der Daten; 

 
- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten. 

 
5.6 Der Landkreis Rosenheim kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und Nachweise verlangen, 

soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 oder insbesondere 
aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-Kommission oder des Obersten Rechnungshofes erfor-
derlich ist. Werden die unter Nrn. 5.2 bis 5.5 genannten sowie darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unterlagen 
und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die Ausgleichsleistung für das das jeweils abzurechnende Jahr ganz 
oder teilweise versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen. 
 

5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter Beachtung der vorstehenden 
Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der dortigen Regelun-
gen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in der Umsetzungsvereinbarung ergänzende Regelungen zur 
Darlegungs- und Nachweisführung getroffen werden. Im Einzelfall können bei Bedarf Abweichungen oder Konkretisie-
rungen zu den im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Nachweispflichten geregelt werden. 
 

5.8 Der Landkreis Rosenheim kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift bei-
zubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder durch einen von ihm bestimmten, 
zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechen-
des Verlangen Einblick in die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  
 

5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. personenbezogenen Daten 
werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket 
diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entspre-
chende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Rosenheimgetroffen. Gleiches gilt in 
Bezug auf die Aufbewahrung der zugrunde liegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür geltenden Fristen. 

 
5.10 Die Verkehrsunternehmen werden darauf hingewiesen, dass es sich bei den Angaben um subventionserhebliche Tat-

sachen im Sinne von § 264 Strafgesetzbuch handelt und das Subventionsbetrug nach dieser Allgemeinverfügung 
strafbar ist. 

 
 
6 Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

 
6.1 Soweit im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder der Umsetzvereinbarung nichts Abweichen-

des geregelt wird, gewährt die zuständige Behörde dem Verkehrsunternehmen auf Antrag Abschlagszahlungen gemäß 
Nr. 6.2. 
 

6.2 Die Verkehrsunternehmen erhalten für die Monate Januar 2024 bis April 2024 auf Antrag eine erste Abschlagszahlung 
in Höhe von 50 Prozent der für das Jahr 2023 vorläufig gewährten Ausgleichsleistungen. Der Antrag auf die erste 
Abschlagszahlung ist bis zum 29. Februar 2024 über das DTBY-Portal zu stellen. Der Betreiber des Online-Portals ist 
als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur Ab-
wicklung der Leistungen erforderlich ist.  

 
6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Nrn. 6.1 und 6.2 gewährt der Aufgabenträger Landkreis Rosenheim 

Abschlagszahlungen auf die Ausgleichsleistungen für die Mindereinnahmen aus dem Ermäßigungsticket wie folgt: Je-
weils zum 15. des auf die Gültigkeit des jeweils ausgegebenen Tickets folgenden Monats können Abschlagszahlungen 
über das DTBY-Portal beantragt werden. Hierzu ist dort die Anzahl der jeweils ausgegebenen, gültigen Ermäßigungs-
tickets zu melden. Die Höhe der Abschlagszahlung beträgt je gemeldeten verkauften Ermäßigungsticket 20 Euro. Das 
Verkehrsunternehmen kann sich zu der Antragsstellung auch eines Dienstleisters bedienen. Der Betreiber des Online-
Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies 
zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.  
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6.4 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift erfolgt unter Berück-
sichtigung der Abschlagszahlungen nach den Nrn. 6.1 und 6.3. Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen 
beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen und zum Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrech-
nung) einschließlich etwaiger Verzinsungen.  
 
 

7 Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
 

7.1 Der Landkreis Rosenheim ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten Ausgleichsleistungen 
berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleistungs-
auftrag besteht, sind die Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der 
Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft 
zusammen mit den Ausgleichsleistungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des Berichts nach 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  
 

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nach-
träglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund 
dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der 
von ihnen gemachten Angaben berufen. 

 
 
8 Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

 
8.1 Diese Allgemeinverfügung ist am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Rosenheim bekanntge-

geben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG). Die Verpflichtung nach Ziffer 1 tritt zum 01. Januar2024 in Kraft.  
 

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 30. April 2024 außer Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens über die Gewährung von 
Ausgleichsleistungen für das Kalenderjahr 2024 wird auch nach dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 nach den Rege-
lungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt (insbesondere Erfüllung sämtlicher Nachweispflichten durch die 
Verkehrsunternehmen und Durchführung der Schlussabrechnung). Die allgemeine Vorschrift kann durch Änderungs-
Allgemeinverfügung verlängert, geändert oder aufgehoben werden. Die allgemeine Vorschrift und die damit verbundene 
Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets kann insbesondere dann außer Kraft gesetzt werden, wenn keine aus-
reichende Finanzierung des Deutschlandtickets mehr sichergestellt ist, um die auf Basis der Allgemeinverfügung 
bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich zu befriedigen.  

 
 
Anlagen 
 
Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschlandticket für Auszubildende, Studie-

rende und Freiwilligendienstleistenden (Ermäßigungsticket)  
 
Anlage 2 Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zu-

sammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus Bundes- und Landesmitteln vom 16. November 
2023 (Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024)   

 
Anlage 3 entfällt 
 
Anlage 4 MVV-Gemeinschaftstarif, Anhang 10 bis 10c, in seiner jeweils geltenden Fassung (Allgemeine Tarifbe-

stimmungen für das Deutschlandticket) 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem  
Bayerischen Verwaltungsgericht in München, Postfach 20 05 43, 80005 München 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist das Verwaltungsgericht München in 80335 München, Bayer-
straße 30, örtlich zuständig. 
 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zuge-
lassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!  
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Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 21.12.2023 
 
gez. 
 
Otto Lederer 
Landrat 
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FINANZWESEN 
 
 
 
Vollzug des BaySchFG und der GO 
Haushalt 2024 des Mittelschulverbandes Edling 
 
 

I. 
 

Die Schulverbandsversammlung des Mittelschulverbandes Edling hat in der Sitzung vom 29.11.2023 den Haushalt des 
Jahres 2024 beschlossen. Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile und wird zur Erlan-
gung der Rechtswirksamkeit nachstehend bekannt gemacht: 
 

Mittelschulverband Edling 
(Landkreis Rosenheim) 

 
Haushaltssatzung 

 
des Mittelschulverbandes Edling, geschäftsführende Gemeinde 

Gemeinde Edling 
für das Haushaltsjahr 2024 

 
Auf Grund der Art. 3, 8 und 9 des Bayer. Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG), Art. 41 ff des Gesetzes über die Kom-
munale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt die 
Schulverbandsversammlung folgende Haushaltssatzung. 
 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 
 
im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben 
 
auf je 995.000,00 € 
 
und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben 
 
auf je 63.000,00 € 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 
Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögenshaushalt werden nicht aufgenommen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
a) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Verwaltungshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach den einschlä-

gigen Bestimmungen auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt werden soll (Verwaltungsumlage) 
 

wird für die Grundschule auf 403.900,00 € 
und für die Mittelschule auf 450.300,00 € 
 
festgesetzt (Umlagesoll). 
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b) Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Vermögenshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach den einschlä-

gigen Bestimmungen auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt werden soll (Investitionsumlage) 
 

wird für die Grundschule auf 0,00 € 
und für die Mittelschule auf 0,00 € 
 
festgesetzt. 

 
c) Für die Bemessung der Umlage wird die Schülerzahl (nach dem Stand vom 01.10.2023) herangezogen (Bemessungs-

grundlagen). 
 
d) Die Verbandsschule wurde am 01.10.2023 von insgesamt 183 Grundschülern, die per Vertrag auf die Gemeinden um-

gelegt werden, sowie 204 Mittelschülern (ohne Gastschüler) besucht. 
 

Für die Bemessung der Schulverbandsumlage nach der Schülerzahl beträgt der Betrag je Schüler 
 

im Verwaltungshaushalt (Grundschule) 2.207,10 € 
im Verwaltungshaushalt (Mittelschule) 2.207,35 € 

 
im Vermögenshaushalt (Grundschule) 0,00 € 
im Vermögenshaushalt (Mittelschule) 0,00 € 

 
 

§ 5 
 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht beansprucht. 
 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
Schulverband Edling 
Edling, 11.12.2023 
 
gez. 
 
Matthias Schnetzer 
1. Bürgermeister und Vorsitzender des Schulverbandes 
 
 

II. 
 

Es wird bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung 
einer Haushaltssatzung ab dem Tag dieser Veröffentlichung in der Geschäftsstelle des Mittelschulverbandes (Gemeinde 
Edling, Rathausplatz 2, 83533 Edling) zur öffentlichen Einsicht ausliegt. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 14.12.2023 
 
gez. 
 
Scheurl 
Regierungsrätin 
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Vollzug des KommZG; 
Satzung für den Zweckverband zum Betrieb der kommunalen Wasserversorgung 
(Trinkwasserzweckverband Simssee -TwS) 
 
 
Die nachfolgende Verbandssatzung für den Zweckverband zum Betrieb der kommunalen Wasserversorgung (Trinkwasser-
zweckverband Simssee – TwS) wurde vom Gemeinderat der Gemeinde Söchtenau am 23.11 2023 und vom Gemeinderat 
der Gemeinde Prutting am 28.11.2023 beschlossen und mit Schreiben des Landratsamtes Rosenheim vom 14.12.2023, 
Zeichen 21-863/050 rechtsaufsichtlich genehmigt: 
 
 

Satzung  
für den Zweckverband zum Betrieb der kommunalen Wasserversorgung 

(Trinkwasserzweckverband Simssee - TwS) 
 
 

I n h a l t s ü b e r s i c h t 
 
 

I. Allgemeine Vorschriften  
 

§ 1 Rechtsstellung 
§ 2 Verbandsmitglieder 
§ 3 Räumlicher Wirkungsbereich 
§ 4 Aufgabenabgrenzung des TwS und seiner Mitglieder 
§ 5 Aufgaben des TwS 
§ 6 Weitere Aufgaben des TwS 
 
 

II. Verfassung und Verwaltung 
 
§ 7 Verbandsorgane 
§ 8 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
§ 9 Einberufung der Verbandsversammlung 
§ 10 Sitzungen der Verbandsversammlung 
§ 11 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 
§ 12 Aufgaben der Verbandsversammlung 
§ 13 Rechtsstellung der Verbandsräte 
§ 14 Verbandsvorsitz und Stellvertretung 
§ 15 Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 
§ 16 Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 
§ 17 Geschäftsstelle, Leitung, Personal 
 
 

III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 
 
§ 18 Anzuwendende Vorschriften 
§ 19 Haushaltssatzung 
§ 20 Deckung des Finanzbedarfs 
§ 21 Festsetzung und Zahlung der Betriebskostenumlage 
§ 22 Kassenverwaltung 
§ 23 Jahresrechnung, Prüfung 
 
 

IV. Schlussbestimmungen 
 
§ 24 Öffentliche Bekanntmachungen 
§ 25 Besondere Zuständigkeit der Aufsichtsbehörde 
§ 26 Auflösung 
§ 27 Inkrafttreten 
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I. Allgemeine Vorschriften 
 
 

§ 1 
Rechtsstellung 

 
(1) 1Der Zweckverband führt den Namen „Trinkwasserzweckverband Simssee“ Zweckverband zum Betrieb der Wasserver-
sorgung“. 2Die Kurzbezeichnung lautet – TwS –. 3Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
 
(2) Der TwS hat seinen Sitz in der Gemeinde Söchtenau. 
 
 

§ 2  
Verbandsmitglieder 

 
(1) Verbandsmitglieder sind die Gemeinden Prutting und Söchtenau. 
 
(2) 1Andere Gemeinden und Zweckverbände können auf schriftlichen Antrag dem TwS beitreten. 2Der Beitritt bedarf der 
Zustimmung des TwS, einer Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
 
(3) 1Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Rechnungsjahres aus dem TwS austreten, wenn die Verbandsver-
sammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl zustimmt. 2Der Austritt muss mindestens 
zwei Jahre vorher schriftlich erklärt werden; die Mindestlaufzeit beträgt 5 Jahre. 3Er bedarf einer Änderung der Verbands-
satzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 4Das Recht, aus wichtigem Grund zu kündigen (Art. 44 Abs. 3 
KommZG), bleibt unberührt. 
 
 

§ 3 
Räumlicher Wirkungsbereich 

 
Der räumliche Wirkungsbereich des TwS umfasst das leitungsgebundene Versorgungsgebiet seiner Mitglieder. 
 
 

§ 4  
Aufgabenabgrenzung des TwS und seiner Mitglieder 

 
(1) 1Der TwS übernimmt von seinen Mitgliedern innerhalb des in § 3 genannten räumlichen Wirkungskreises die Aufgabe 
des Betriebs der Wasserversorgung im Sinne der § 5 und § 6. 2Die fachspezifischen Aufgaben umfassen auch alle damit 
verbundenen Verwaltungs- und Bürotätigkeiten. 
 
(2) 1Das Recht und die Pflicht der Mitglieder, die dem TwS übertragenen kommunalen Aufgaben zu erfüllen und die notwen-
digen Befugnisse gehen zum 01.10.2024 auf den TwS über. 
 
(3) 1Die Mitglieder stellen ihre Straßen, öffentlichen Anlagen und die sonstigen ihrem Verfügungsrecht unterliegenden 
Grundstücke dem TwS kostenlos zur Verfügung, soweit dies für die übertragenen Aufgaben erforderlich ist. 2Mitglieder ohne 
Straßenbaulast stellen im Innenverhältnis zu ihren Verbandsmitgliedern Satz 1 sicher. 
 
(4) 1Bei den Mitgliedern verbleiben grundsätzlich 
 

a) das Eigentum an den Gewinnungs- und Aufbereitungsanlagen und dem Verteilnetz und damit die Trägerschaft an 
der gesamten technischen Einrichtung der öffentlichen Wasserversorgung, 

b) die originären Aufgaben der Trinkwasserversorgung, wie Planungs- und Ausführungshoheit bei allen Sanierungs- 
und Neubaumaßnahmen, 

c) die zeitliche und fachliche Abstimmung mit sonstigen kommunalen Erschließungsmaßnahmen, 
d) die Steuerpflicht sowie die steuerliche Abzugsberechtigung, sowie 
e) die Satzungshoheit, insbesondere die Gebühren- und Beitragshoheit einschließlich Festsetzung und Anforderung. 

 
2Die Mitglieder tragen die mit Satz 1 verbundenen Kosten unmittelbar. 
  



 

243 
 

§ 5  
Aufgaben des TwS 

 
(1) 1Der TwS übernimmt von seinen Mitgliedern die Aufgabe des Betriebs der Wasserversorgung nach den anerkannten 
Regeln der Technik. 
 
(2) Der Betrieb umfasst insbesondere 
 

a) die Abgabe von Trink- und Brauchwasser entsprechend den einschlägigen Verordnungen und anerkannten Regeln 
der Technik an die Endabnehmer im Rahmen der technischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten, 

b) den Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser oder sonstigen vorübergehenden Zwecken samt Rückbau, 
c) den 24 h-Rufbereitschaftsdienst für Störungsmeldungen und -beseitigungen aller Art, 
d) die Gewährleistung des laufenden Unterhaltes an den Anlagen in dem Umfang, der regelmäßig wiederkehrender Art 

ist, 
e) die Lieferung, Aufstellung, technische Überwachung, Unterhaltung, Auswechslung, Entfernung und soweit notwendig 

das Ablesen der Wasserzähler nach dem jeweiligen Satzungsrecht der Mitglieder, 
f) schriftliche Meldung von Störungstatbeständen, welche eine Anordnung im Einzelfall bzw. Zwangsmittel gegenüber 

Endabnehmern erforderlich machen, an die Mitglieder, 
g) die Sicherstellung und Wartung von Notverbünden mit benachbarten Wasserversorgungsunternehmen, 
h) schriftliche Meldung von Ordnungswidrigkeiten im Sinne des jeweiligen Satzungsrechtes an die Mitglieder, 
i) auf Veranlassung einzelner Mitglieder die Abgabe von Trink- und Brauchwasser entsprechend den einschlägigen 

Verordnungen und anerkannten Regeln der Technik an einzurichtende Übergabestellen für Wassergäste im Rahmen 
der technischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten, 

j)  die Erstellung von Maßnahmenplänen nach der Trinkwasserverordnung (TrinkwV) 
k) die Aktualisierung von Planwerken, der Anlagendokumentation und Netzplänen, 
l)  die zentrale Lagerbewirtschaftung gemäß § 5 für alle Gebietskörperschaften  
m) einen jährlichen Fachbericht über den Anlagenzustand gegenüber den einzelnen Mitgliedern zur Ermöglichung eines 

Risikomanagements in den einzelnen Prozessen der Trinkwasserverordnung (Gefahren- und Schwachstellenana-
lyse und deren Beurteilung sowie Vorschläge für Überwachungsstrategien und Steuerungsmaßnahmen) 

n) Erstellung von Mitteilungen und Statistiken zur Wassergewinnung, -verbrauch, -verlust und dem Leitungsnetz. 
 

(3) Zu den Anlagen gehören alle zentralen Einrichtungen samt technischen Einbauten und Steuerungen sowie die örtlichen 
Verteilnetze mit Übergabestellen, welche der Wasserversorgung dienen. 
 
(4) Die Mitglieder stellen dem TwS sämtliche verfügbaren Plandaten in analoger und digitaler Form zu ihren Anlagen i. S. 
des Abs. 3 laufend kostenfrei zur Verfügung. 
 
 

§ 6  
Weitere Aufgaben des TwS 

 
(1) Sofern er von den Mitgliedern im Einzelnen dazu beauftragt wird, kann der TwS mit der Ausführung folgender weiterer 
Aufgaben betraut werden: 
 

a) fachliche Beratungen im Rahmen des § 4 Absatz 4 Buchst. b), und 
b) Sonderkontrollen und Wartungen an Gewinnungsanlagen, soweit diese nicht oder nicht mehr dem Stand der Technik 

entsprechen, 
c) Reparatur und Instandsetzung von Leitungen nach Rohrbrüchen etc, 
 

(2) Sofern die Mitglieder den TwS mit einzelnen weiteren Aufgaben nach Abs. 1 beauftragen wollen, haben sie dies schriftlich 
bis spätestens 30.10. jeden Jahres unter Verwendung eines verbindlichen Formblatts zu tun. Rechtzeitig angemeldete Ein-
zelmaßnahmen sollen vom TwS angenommen werden. Verspätet angemeldete Maßnahmen kann der TwS ohne Angabe 
von Gründen ablehnen. 
 
 

II.Verfassung und Verwaltung 
 
 

§ 7  
Verbandsorgane 

 
Die Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung und der Verbandsvorsitzende. 
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§ 8  
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 
(1) 1Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den übrigen Verbandsräten. 2Jedes Verbands-
mitglied entsendet zwei Verbandsräte. 3Beamte und hauptberufliche Arbeitnehmer des Zweckverbandes können nicht 
Mitglieder der Verbandsversammlung sein.  
 
(2) 1Die Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung durch ihren ersten Bürgermeister bzw. Verbandsvorsit-
zenden vertreten. 2Im Falle deren Verhinderung tritt an ihre Stelle deren gesetzlicher bzw. gewählter Vertreter. 3Mit 
Zustimmung der in Satz 1 Genannten und ihrer gewählten Stellvertreter kann ein Mitglied durch den Beschluss seiner Ver-
tretungsorgane auch eine andere Person als ihren Vertreter bestellen. 
 
(3) 1Die Verbandsmitglieder bestellen ihren weiteren Vertreter durch ihre Beschlussorgane. 2Gleiches gilt für dessen Stell-
vertreter im Verhinderungsfall. 3Verbandsräte können sich nicht untereinander vertreten. 
 
(4) 1Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, endet das Amt als Verbandsrat mit dem 
Ende des kommunalen Wahlamtes bzw. der Amtsdauer als Verbandsvorsitzender; entsprechendes gilt für ihre Stellvertreter. 
2Die weiteren Verbandsräte und deren Stellvertreter werden für die Dauer von sechs Jahren bestellt als Organmitglieder 
ihrer Verbandsmitglieder aber nur bis zum Ende der Wahlzeit, längstens bis zu ihrem vorzeitigen Ausscheiden. 3Die Ver-
bandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte weiter aus. 
 
 

§ 9  
Einberufung der Verbandsversammlung 

 
(1) 1Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche oder elektronische Einladung des Verbandsvorsitzenden zusammen. 
2Die Einladung muss Tagungszeit und -ort sowie die Beratungsgegenstände angeben und den Verbandsräten spätestens 
eine Woche vor der Sitzung zugehen. 3Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen bis auf 24 Stunden abgekürzt werden. 
 
(2) 1Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. 2Sie muss außerdem einberufen werden, wenn 
es ein Drittel der Verbandsräte oder die Aufsichtsbehörde beantragt; im Antrag sind die Beratungsgegenstände anzugeben. 
 
 

§ 10  
Sitzungen der Verbandsversammlung 

 
(1) 1Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbandsversammlung vor. 2Er leitet die Sitzung und 
handhabt die Ordnung während der Sitzung. 
 
(2) 1Die Vertreter der Rechtsaufsichtsbehörde und des Wasserwirtschaftsamtes Rosenheim haben das Recht, an den Sit-
zungen beratend teilzunehmen. 2Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. 3Die Verbandsversammlung kann auch andere 
Personen hören. 
 
 

§ 11  
Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind und die 
Mehrheit der Verbandsräte anwesend und stimmberechtigt ist. 
 
(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung der Mehrheit 
der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand einbe-
rufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Ladung 
ausdrücklich hinzuweisen. 
 
(3) 1Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbandssatzung nicht etwas anderes vorschrei-
ben, werden die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen 
abgestimmt. 2Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. 3Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 4Kein Verbandsrat darf 
sich der Stimme enthalten; enthält sich ein Verbandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er nicht zu den Abstimmenden. 
 
(4) 1Die Beschlüsse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Verbandsräte, der behan-
delten Gegenstände und der Abstimmungsergebnisse (Stimmenverhältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem 
Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 2Verbandsräte, die einem Beschluss nicht zugestimmt ha-
ben, können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass dies in der Niederschrift vermerkt wird. 3Abschriften der 
Niederschrift sind unverzüglich den Verbandsmitgliedern zu übermitteln. 
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(5) 1Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend; die Vorschriften über die persönliche Beteiligung finden keine 
Anwendung. 2Es wird geheim abgestimmt. 3Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 
4Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten 
Stimmenzahlen statt. 5Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. 6Haben im ersten Wahlgang drei oder 
mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kom-
men. 7Hat ein Bewerber die höchste, zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere Stimmenzahl erhalten, so 
entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 
 
 

§ 12  
Aufgaben der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für 
 

a) die Entscheidung über den Beitritt weiterer Mitglieder, 
b) die Änderung der Verbandsaufgaben und der hierzu dienenden Einrichtungen, 
c) den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von Satzungen, 
d) die Beschlussfassung über die (Nachtrags-)Haushaltssatzung und den Finanzplan, 
e) die Beschlussfassung über den Stellenplan, 
f)  die Feststellung der Jahresrechnung, sowie die Entlastung, 
g) die Festsetzung von Entschädigungen, 
h) den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die Verbandsversammlung, 
i)  den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Betriebsordnung, 
j)  die Entscheidung über die Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, Al-

tersteilzeit und Entlassung der technischen Führungskraft, sowie von Arbeitnehmern ab der Entgeltgruppe 9 TVöD 
oder bis zu einem entsprechenden Entgelt, 

k) die Entscheidung über Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder, deren finanzielle Verpflichtungen gegenüber dem 
TwS zwangsweise durchzusetzen, 

l die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung des Zweckverbandes und die Bestel-
lung von Abwicklern. 

 
(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
zugewiesenen Gegenstände, soweit nicht der Verbandsvorsitzende nach § 15 zuständig ist. 
 
 

§ 13  
Rechtsstellung der Verbandsräte 

 
1Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. 2Ihre Auslagen und Entschädigung regelt eine Entschädigungssatzung  
 
 

§ 14  
Verbandsvorsitz und Stellvertretung 

 
(1) 1Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte gewählt. 2Der 
Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche Vertreter eines Verbandsmitgliedes sein. 
 
(2) 1Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs Jahren, sind sie Inhaber eines kom-
munalen Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. 2Sie üben ihr Amt nach Ablauf der 
Zeit, für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des neu gewählten Verbandsvorsitzenden weiter aus. 
 
 

§ 15  
Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 

 
(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den TwS nach außen. 
 
(2) Der Verbandsvorsitzende ist für alle Aufgaben zuständig, die nicht gemäß § 12 der Verbandsversammlung vorbehalten 
sind. 
 
(3) 1Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit alle 
Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung kraft Gesetzes dem ersten Bürgermeister zukommen. 2Er erfüllt die ihm 
im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen weiteren Aufgaben. 3Er ist berechtigt, Rechtsgeschäfte aller 
Art, die für den TwS im Rahmen der Haushaltsansätze Verpflichtungen bis zu 10.000,00 €, bei den weiteren Aufgaben i. S. 
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des § 6 bis zum Haushaltsansatz, mit sich bringen, abzuschließen. 4Bei außer- und überplanmäßigen Ausgaben gilt eine 
Wertgrenze von 5.000,00 €. 
 
(4) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet des § 12 
weitere Angelegenheiten zur selbstständigen Erledigung übertragen werden. 
 
(5) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinem Stellvertreter und laufende Verwaltungsangelegen-
heiten der technischen Führungskraft des TwS übertragen. 
 
(6) Dem Verbandsvorsitzenden obliegt die Personalführung, er ist Dienstvorgesetzter der TwS-Bediensteten. 
 
(7) Erklärungen, durch welche der TwS verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 
 
 

§ 16  
Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 

 
1Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. 2Unbeschadet des § 13 erhält der Verbandsvorsit-
zende für seine Tätigkeit nach § 15 eine Aufwandsentschädigung, ebenso der Stellvertreter nach dem Maß seiner 
besonderen Inanspruchnahme. 3Die Verbandsversammlung setzt die Höhe dieser Entschädigungen durch eine Entschädi-
gungssatzung fest. 
 
 

§ 17  
Geschäftsstelle, Leitung, Personal 

 
(1) 1Der TwS unterhält eine Geschäftsstelle gem. Art. 39 Abs. 1 KommZG. Zur Leitung der Geschäftsstelle wird der TwS 
einen Geschäftsleiter beschäftigen. 
 
(2) Der TwS übernimmt weiterhin das bestehende Fachpersonal seiner Mitglieder, sofern vorhanden. 2Der TwS legt den 
übernommenen Beschäftigungsverhältnissen ohne zeitliche Befristung den bisherigen TVöD-VKA in seiner jeweils gültigen 
Fassung zugrunde. 
 
(3) 1Ansonsten stellt der TwS das fachlich qualifizierte Personal an, das erforderlich ist, um die ordnungsgemäße Aufgaben-
erfüllung gemäß §§ 4 bis 6 sowie die Verwaltung des TwS im Bereich Personal, Lohn, Finanzverwaltung und 
Kassenverwaltung zu gewährleisten. 2Die Aus- und Weiterbildung des Personals wird im Rahmen der Personalentwicklung 
besonders gefördert. 
 
 

III.Wirtschafts- und Haushaltsführung 
 
 

§ 18  
Anzuwendende Vorschriften 

 
(1) Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des TwS gelten die Vorschriften für Gemeinden entsprechend, soweit sich 
nicht aus dem Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit etwas anderes ergibt. 
 
(2) 1Der TwS erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnerzielungsabsicht. 2Etwaige Überschüsse sind im Rahmen des anstehenden 
Verbandshaushaltes und der Umlagen-Festsetzung auszugleichen. 
 
 

§ 19  
Haushaltssatzung 

 
(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist den Verbandsmitgliedern spätestens einen Monat vor der Be-
schlussfassung in der Verbandsversammlung zu übermitteln. 
 
(2) 1Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Rechnungsjahres zu beschließen und mit ihren Anla-
gen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 2Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich sind, nach Erteilung der Genehmigun-
gen, ansonsten einen Monat nach der Vorlage an die Aufsichtsbehörde nach § 24 Abs. 1 bekannt gemacht. 
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§ 20 
Deckung des Finanzbedarfs 

 
(1) 1Der TwS rechnet den bei ihm entstandenen Aufwand an Personal- und Sachkosten für die weiteren Aufgaben nach § 6 
mit seinen Mitgliedern laufend ab. 2Basis der Abrechnung sind 
 

a) Einsatzstunden der einzelnen TwS-Beschäftigten nach Projektaufzeichnung, 
b) Personaldurchschnittskosten/Std. gemäß aktueller Fortschreibung in der Fachzeitschrift „Die Gemeindekasse“, 
c) Betriebsgemeinkosten in Höhe von 15 % gemäß Buchst. b), 
e) Projektbezogene Materialeinkaufskosten gegen Nachweis und so weit verbaut. 
 

3Die Kosten nach Satz 2 sind in Form einer Rechnung zu berechnen, die den rechtlichen und steuerlichen Anforderungen 
genügt. 
 
(2)  Der TwS verrechnet mit seinen Mitgliedern aus den Aufgaben gemäß § 5 folgende Positionen: 
 

- Wasserzähler (nur Materialpreis). 
 
(3) 1Der TwS erhebt von seinen Mitgliedern eine jährliche Betriebskostenumlage für den durch sonstige Einnahmen (insbe-
sondere nach Abs. 1 und 2) nicht gedeckten Finanzbedarf. 2Die Betriebskostenumlage richtet sich nach dem folgenden 
Schlüssel zum Stand 1.10. des Haushaltsvorjahres: 
 

a) Anzahl der Brunnen/ Quellen  10 %, 
b) Netzlänge     40 %, 
c) gelieferte Wassermenge   50 %. 
 

 
§ 21  

Festsetzung und Zahlung der Betriebskostenumlage 
 
(1) 1Die Betriebskostenumlage wird in der Haushaltssatzung für jedes Rechnungsjahr neu festgestellt. 2Sie kann während 
des Haushaltsjahres nur durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 
 
(2) Bei der Festsetzung der Umlage sind anzugeben: 
 

a) die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten jeweiligen Finanzbedarfs (Umlagesoll), 
b) der auf die einzelnen Mitglieder entfallenden Schlüsselfaktoren nach § 20 Abs. 3 (Bemessungsgrundlage), 
c) der jeweilige Umlagebetrag je Schlüsseleinheit (Umlagesatz) und 
d) die Gesamthöhe des jeweiligen Umlagebetrages für jedes Mitglied. 
 

(3) Der Umlagebetrag ist den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid). 
 
(4) 1Die Umlage wird mit einem Viertel ihrer Jahresbeträge am 10. jeden ersten Quartalmonats fällig. 2Werden die Umlage-
raten nicht rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen Verbandsmitgliedern Verzugszinsen in Höhe von 0,5 % für 
jeden vollen Monat gefordert werden. 
 
(5) 1Ist die Umlage bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht festgesetzt, so kann der TwS bis zur Festsetzung vorläufige 
vierteljährliche Teilbeträge in Höhe, der im abgelaufenen Haushaltsjahr zuletzt erhobenen Teilbeträge erheben. 2Nach Fest-
setzung der Umlage für das laufende Haushaltsjahr ist über die vorläufigen Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt 
abzurechnen. 
 
 

§ 22  
Kassenverwaltung 

 
Die Kassenverwaltung wird vom Zweckverband selbst durch qualifiziertes Personal ausgeführt (vgl. § 17 Abs. 3). 
 
 

§ 23  
Jahresrechnung, Prüfung 

 
(1) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung innerhalb von sechs Monaten nach Ab-
schluss des Haushaltsjahres vor. 
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(2) Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversammlung innerhalb von zwölf Monaten nach Abschluss des Haushalts-
jahres geprüft werden. 
 
(3) Nach der örtlichen Prüfung stellt die Verbandsversammlung alsbald, jedoch in der Regel bis zum 30. Juni des auf das 
Haushaltsjahr folgenden übernächsten Jahres die Jahresrechnung fest und beschließt über die Entlastung. 
 
(4) 1Nach der Feststellung der Jahresrechnung erfolgt die überörtliche Rechnungsprüfung. 2Überörtliches Prüfungsorgan ist 
die staatliche Rechnungsprüfungsstelle des Landratsamtes Rosenheim bzw. der Bayerische Kommunale Prüfungsverband. 
 
 

IV.Schlussbestimmungen 
 
 

§ 24  
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) 1Die Satzungen des TwS werden im Amtsblatt des Landkreises Rosenheim bekannt gemacht. 2Die Verbandsmitglieder 
weisen in der für die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung hin. 3Die Satzungen 
können am Sitz des TwS (§ 1 Abs. 2) eingesehen werden. 
 
(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind auch durch seine Mitglieder in ortsüblicher Weise 
vorzunehmen. 
 
 

§ 25  
Besondere Zuständigkeit der Aufsichtsbehörde 

 
(1) Das Landratsamt Rosenheim als Rechtsaufsichtsbehörde beruft nach der Vorschrift des § 9 Abs. 1 die Verbandsver-
sammlung ein, wenn noch kein Verbandsvorsitzender gewählt oder durch die Verbandssatzung bestimmt ist. 
 
 

§ 26  
Auflösung 

 
(1) Die Auflösung des TwS bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsver-
sammlung und der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde. 
 
(2) Das Vermögen ist nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder nach dem Betriebskosten-Umlageschlüs-
sel (§ 20 Abs. 3) zu verteilen. 
 
(3) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem TwS aus, ohne dass dadurch der Zweckverband aufgelöst wird, findet keine 
Abwicklung statt. 
 
 

§ 27  
Inkrafttreten 

 
Die Verbandssatzung tritt am 30.12.2023 in Kraft. 
 
 
Gemeinde Prutting        Gemeinde Söchtenau 
Söchtenau, 29.11.2023        Söchtenau, 29.11.2023 
 
gez.          gez. 
 
Johannes Thusbaß        Bernhard Summerer 
Erster Bürgermeister        Erster Bürgermeister 
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Die Verbandssatzung wird zur Erlangung der Rechtswirksamkeit bekanntgemacht. 
 
 
Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim 14.12.2023 
 
gez. 
 
Scheurl 
Regierungsrätin 
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BEKANNTMACHUNG DER GEMEINDEN UND ZWECKVERBÄNDE  
UND SONSTIGER BEHÖRDEN 

 
 
 
Haushaltssatzung des Zweckverbandes für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Rosenheim 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung des Zweckverbandes für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung 
Rosenheim für das Haushaltsjahr 2023 im Amtsblatt der Regierung von Oberbayern Nr. 29 vom 08.12.2023 bekannt ge-
macht worden ist. 
 
 
Zweckverband für Rettungsdienst  
und Feuerwehralarmierung Rosenheim 
Rosenheim, 14.12.2023 
 
gez. 
 
Otto Lederer 
Landrat und Verbandsvorsitzender 
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SONSTIGES 
 
 
 
Bekanntmachung der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg a. Inn 
 
1. Die Sparurkunde Nr. 3165192810 wird für kraftlos erklärt. 
 
2. Da die Aufgebotsfrist von drei Monaten abgelaufen ist, ohne dass die aufgebotene Urkunde bei der Sparkasse vorgelegt 

worden ist, hat der Vorstand der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg am Inn dem Antrag auf Kraftloserklärung statt-
gegeben und die Sparurkunde für kraftlos erklärt. 

 
§ 25 SpkO, Art. 34 - 42 AGBGB 

 
 
Wasserburg am Inn, den 29.12.2023 KREIS- UND STADTSPARKASSE WASSERBURG AM INN 
 
 
 
Bekanntmachung der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg a. Inn 
 
3. Die Sparurkunde Nr. 3161782986 wird für kraftlos erklärt. 
 
4. Da die Aufgebotsfrist von drei Monaten abgelaufen ist, ohne dass die aufgebotene Urkunde bei der Sparkasse vorgelegt 

worden ist, hat der Vorstand der Kreis- und Stadtsparkasse Wasserburg am Inn dem Antrag auf Kraftloserklärung statt-
gegeben und die Sparurkunde für kraftlos erklärt. 

 
§ 25 SpkO, Art. 34 - 42 AGBGB 

 
 
Wasserburg am Inn, den 29.12.2023 KREIS- UND STADTSPARKASSE WASSERBURG AM INN 
 



 

 

1 Anlage 2 

 

Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV 

der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH 

 

Präambel 

Die Gremien der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV GmbH) haben beschlossen 

(Gesellschafterbeschluss vom 16. September 2022), das zum 01. August 2020 im Münchener 

Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende eingeführte 365-

Euro-Ticket MVV mit verbundweiter Gültigkeit als Jahresticket fortzuführen. Ziel ist es, den Schü-

lern und Auszubildenden ein preisgünstiges Angebot anzubieten, um zum einen diese Zielgruppe 

frühzeitig an den ÖPNV heranzuführen, und zum anderen die Umwelt in Bezug auf den motori-

sierten Individualverkehr (MIV) zu entlasten. 

Zum 01.09.2023 hat der Freistaat Bayern das Bayerische Ermäßigungs-Ticket für Auszubildende, 

Studierende, Freiwilligendienstleistende sowie Beamtenanwärter eingeführt. Bei dem Angebot 

handelt es sich um ein durch den Freistaat Bayern vergünstigtes Deutschlandticket, das ebenfalls 

bundesweit genutzt werden kann. Die Gruppe der Berechtigten überschneidet sich teilweise mit 

den Bezugsberechtigten für das 365-Euro-Ticket MVV, es ist jedoch aufgrund der gesamten Rah-

menbedingungen davon auszugehen, dass die meisten Berechtigten das Bayerische Ermäßi-

gungs-Ticket nutzen werden. 

Zum 10.12.2023 treten der Landkreis Miesbach, der Landkreis Rosenheim, die kreisfreie Stadt 

Rosenheim sowie der Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen mit dem südlichen Landkreisteil dem 

Münchner Verkehrs- und Tarifverbund bei, so dass der MVV-Gemeinschaftstarif ab dem 

10.12.2023 auf diesem Geltungsbereich den Höchsttarif darstellt. Als Teil des MVV-Gemein-

schaftstarifes wird zum 10.12.2023 das 365-Euro-Ticket MVV mit verbundweiter Gültigkeit als 

Jahresticket auch in diesen Geltungsbereichen eingeführt. 

Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München, die kreisfreie Stadt Rosenheim sowie die 

Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, 

Miesbach, München, Rosenheim und Starnberg stellen eine angemessene Finanzierung als Aus-

gleich für sinkende Fahrgelderlöse im MVV-Gemeinschaftstarif, die aus der Umsetzung der Ein-

führung des 365-Euro-Ticket MVV resultieren, sicher. 

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Mindereinnahmen im MVV-Gemeinschaftstarif 

nach Einführung des 365-Euro-Tickets MVV ab dem 01. August 2020 bzw. zum 10. Dezember 

2023 in den Verbundraumerweiterungsgebieten sicherzustellen, werden als Grundlage für die 

Ausreichung der Ausgleichsleistungen an die Verkehrsunternehmen von den Aufgabenträgern 

Anlage 2 (365-Euro-Ticket MVV) zum Amtsblatt Nr. 13 vom 29.12.2023 des Landkreises Rosenheim
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im MVV für ihr jeweiliges Zuständigkeitsgebiet jeweils eine Allgemeine Vorschrift im Sinne von 

Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/20070F

1 in Form einer Allgemeinverfügung erlassen. 

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichsbetrages und die Durchführung des 

Finanztransfers gegenüber den Verbundverkehrsunternehmen im MVV erfolgt über die MVV 

GmbH auf Basis der vorliegenden Finanzierungrichtlinie. 

 

§ 1 Anwendungsbereich, Zuwendungszweck, Abwicklung über die MVV GmbH  

(1) Der Freistaat Bayern als Aufgabenträger für den Schienenpersonennahverkehr sowie die 

Landeshauptstadt München, die kreisfreie Stadt Rosenheim und die Landkreise Bad Tölz-

Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Miesbach, Mün-

chen, Rosenheim und Starnberg als Aufgabenträger für den allgemeinen öffentlichen Perso-

nennahverkehr (nachfolgend gemeinsam: MVV-Aufgabenträger) werden jeweils für ihr Zu-

ständigkeitsgebiet Allgemeine Vorschriften im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO 1370/2007 in Form 

von Allgemeinverfügungen zur Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarifs mit dem 365-

Euro-Ticket MVV erlassen bzw. fortschreiben. Laut den Allgemeinverfügungen wird den Ver-

bundverkehrsunternehmen für die Beförderung von Auszubildenden im Sinne der Definition 

der bezugsberechtigten Personen des 365-Euro-Ticket MVV im MVV-Gemeinschaftstarif (im 

Folgenden Auszubildende genannt) mit dem 365-Euro-Ticket MVV im MVV-Gemeinschafts-

tarif in den jeweiligen Zuständigkeitsgebieten einschließlich der Verkehre in dem Gebiet des 

Landkreises Kelheim, der Städte Dachau und Freising und dem Gebiet der Gemeinden An-

zing, Holzkirchen, Kolbermoor, Pliening, Poing und Vaterstetten ein Ausgleich für die nicht 

gedeckten Kosten im MVV, die durch die Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs in der 

jeweils geltenden Fassung (abrufbar unter www.mvv-muenchen.de/gemeinschaftstarif) ent-

stehen, gewährt. Die Verbundverkehrsunternehmen haben aufgrund dieser Richtlinie keinen 

Rechtsanspruch auf Gewährung eines vollständigen Kostenausgleichs und / oder einer voll-

ständigen Preisauffüllung im Zusammenhang mit der Anwendung des MVV-Gemeinschafts-

tarifs. 

(2) Auf Grundlage der von den MVV-Aufgabenträgern erlassenen Allgemeinverfügungen reicht 

die MVV GmbH die ihr zugewiesenen Ausgleichsleistungen im Namen und Auftrag der MVV-

Aufgabenträger und nach Maßgabe dieser Richtlinie an die Verbundverkehrsunternehmen 

aus. 

 
1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 
2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung (EU) 
2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrs-
dienste (ABl. L 354/22).  
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(3) Die Ausgleichsleistungen werden im Interesse und zur Förderung des öffentlichen Personen-

nahverkehrs (ÖPNV) geleistet und stehen nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit einzel-

nen Beförderungsleistungen. Förderziel ist die Gewährleistung einer ausreichenden Bedie-

nung der Auszubildenden mit Verkehrsleistungen im ÖPNV. Nach erfolgter Abstimmung mit 

dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und für Heimat unterliegen die Ausgleichs-

leistungen als echte nicht steuerbare Zuschüsse nicht der Umsatzsteuer. Die Zahlungen wer-

den daher netto (ohne Umsatzsteuer) geleistet. Sind aufgrund einer abweichenden umsatz-

steuerlichen Bewertung durch die zuständigen Veranlagungsfinanzämter von den Verbund-

verkehrsunternehmen Umsatzsteuerbeträge rückwirkend zu entrichten (durch Änderung der 

rechtlichen Beurteilung z. B. im Rahmen einer steuerlichen Betriebsprüfung), erhöht sich der 

Ausgleichsanspruch der Verbundverkehrsunternehmen nicht. Dies gilt ebenso für die durch 

die nachträgliche Zahlung entstehenden steuerlichen Nebenleistungen im Sinne des § 3 Abs. 

4 Abgabenordnung. Die vorgenannten MVV-Aufgabenträger werden eine nachteilige Ände-

rung der umsatzsteuerlichen Behandlung der Ausgleichsleistungen zum Anlass nehmen, die 

Angemessenheit der Pflichten der Verbundverkehrsunternehmen zu überprüfen.  

(4) Der Freistaat Bayern strebt im Jahr 2024 eine Evaluierung aller 365-Euro-Tickets in Bayern 

an.  

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Finanzierungsrichtlinie bezeichnet der Ausdruck 

a) „Verbundverkehrsunternehmen" Verkehrsunternehmen, die im Verbundraum des MVV 

allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG) betrei-

ben, und Eisenbahnverkehrsunternehmen im Sinne des allgemeinen Eisenbahngesetzes 

(AEG), die Schienenpersonennahverkehr (Art. 1 Abs. 2 Satz 2 BayÖPNVG) betreiben, 

und die den MVV-Gemeinschaftstarif anwenden;  

b) „Abrechnungsjahr" entsprechend Anhang 1 das Kalenderjahr beziehungsweise ein antei-

liges Kalenderjahr; 

c) „Nachweisjahr“ das Kalenderjahr; 

d) „Verbundverkehrsunternehmen mit Einnahmeninteresse“ Verbundverkehrsunternehmen, 

die ihre Verkehrsleistung im MVV-Gemeinschaftstarif nicht ausschließlich auf Basis von 

Bruttoverkehrsverträgen mit dem jeweiligen Aufgabenträger erbringen. 

 

§ 3 Ausgleichsempfänger, Ausgleichsvoraussetzungen 
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(1) Ausgleichsleistungen werden den Verbundverkehrsunternehmen gewährt, wenn sie die fol-

genden Voraussetzungen erfüllen:  

 Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs nach Einführung des 365-Euro-Ticket MVV 

zum 01. August 2020 im Geltungszeitraum der jeweiligen Allgemeinverfügung nach 

§ 1,  

 Teilnahme an der Einnahmenaufteilung im MVV, 

 Fristgerechte Einnahmenmeldung nach Maßgabe von § 6, 

 Mitwirkung des Verbundverkehrsunternehmens bei der Tarifanzeige bzw. -zustim-

mung des jeweils von den MVV-Aufgabenträgern vorgegebenen Höchsttarifs für das 

365-Euro-Ticket MVV. 

 

(2) Im Falle der Übertragung der personenbeförderungsrechtlichen Betriebsführung nach § 2 

Abs. 2 Nr. 3 PBefG ist nur der Betriebsführer anspruchsberechtigt. Im Falle von Gemein-

schaftskonzessionen ist jeder Mitinhaber in Höhe seines Anteils an den Einnahmen auf der 

jeweiligen Linie anspruchsberechtigt, wenn nicht die Betriebsführung auf ein anderes Ver-

bundverkehrsunternehmen übertragen wurde. 

 

§ 4 Gegenstand, Art und Umfang der Ausgleichsleistung 

(1) Der MVV GmbH wird von den MVV-Aufgabenträgern für den Zeitraum ab dem 1. Januar 

2024 bis zum 31. Juli 2025 zur Finanzierung des 365-Euro-Ticket MVV ein Ausgleich zur 

Verfügung gestellt. Der Gesamtausgleichsbetrag hat eine Höhe von bis zu 37,25 Millionen 

Euro pro Jahr und wird entsprechend Absatz 5 fortgeschrieben. Dabei setzt sich der Gesamt-

ausgleichsbetrag aus Bestandteil A für den Freistaat Bayern sowie die die Landeshauptstadt 

München, die die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen (nördlicher Teil), Dachau, Ebersberg, 

Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg in Höhe 34,4 Mio. Euro und Be-

standteil B für den Freistaat Bayern sowie die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen (südli-

cher Teil), Miesbach und Rosenheim in Höhe von 2,85 Mio. Euro und Bestandteil C für die 

kreisfreie Stadt Rosenheim in Höhe von 0,0 Mio. Euro zusammen. 

(2) Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München und die Verbundlandkreise teilen sich 

das Ausgleichsrisiko im folgenden Verhältnis: Der Freistaat Bayern trägt zwei Drittel, und das 

weitere Drittel teilen die Landeshauptstadt München, die kreisfreie Stadt Rosenheim und die 

Landkreise wie folgend dargestellt unter sich auf. Dabei wird grundsätzlich das Verhältnis der 

Schülerzahlen abzüglich eines Anteils der Auszubildenden herangezogen. Zusätzlich wird 

wegen des unterschiedlichen Einführungszeitraumes (01.08.2020 bzw. 10.12.2023) für die 
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Landeshauptstadt München, die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen (nördlicher Teil), 

Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg ein anderes 

Berechnungsverfahren angewendet als für die kreisfreie Stadt Rosenheim und die Land-

kreise Bad Tölz-Wolfratshausen (südlicher Teil), Miesbach und Rosenheim. Die exakten 

Werte für das Jahr 2024 können den folgenden Tabellen entnommen werden: 

 

Schülerzahlen in den Landkreisen und kreisfreien Städten 

Kommune 
Schüler Herbst 
2021*** 

Berufsschüler 
Herbst 21 

Freiwilligendienst-
leistende** 

Schüler-Potential 
für 365-Euro-Ticket 
MVV 2024 

Bestandteil A 

Landeshauptstadt 
München 

       191.903           59.949               1.182                   136.885  

LK Bad Tölz-Wolf-
rats. Nord* 

         11.815             1.962                    73                       9.983  

LK Dachau          18.930             2.689                  117                     16.405  

LK Ebersberg          16.998                394                  105                     16.549  

LK Erding          17.469             3.253                  108                     14.444  

LK Freising          20.166             3.468                  124                     16.933  

LK Fürstenfeld-
bruck 

         26.846             3.763                  165                     23.311  

LK München          41.532             2.573                  256                     38.986  

LK Starnberg          18.133             2.175                  112                     16.075  

Summe Bestandteil 
A 

       363.792           80.226               2.242                   289.571  

Bestandteil B 

LK Bad Tölz-Wolf-
rats. Süd* 

           4.151                689                    26                       3.507  

LK Miesbach          12.734             2.525                    78                     10.391  

LK Rosenheim          27.845             4.328                  172                     23.795  

Summe Bestandteil 
B 

         44.730             7.542                  276                     37.693  

Bestandteil C 

Kreisfreie Stadt Ro-
senheim 

         13.760             5.671                    85                       8.580  

Summe Bestandteil 
C 

         13.760             5.671                    85                       8.580  

Gesamt 

Summe        422.282           93.439               2.603                   335.844  

 

*Schüler im Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen werden zu 74 Prozent dem nördlichen und zu 26 Prozent dem 

südlichen Landkreisteil zugerechnet 

** Die Freiwilligendienstleistenden wurden aus bayernweiten Zahlen des Bayerisches Staatsministerium für Fa-

milie, Arbeit und Soziales sowie des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend abgeleitet. 

Dabei wurde davon ausgegangen, dass 1/3 der 7.803 Personen im Jahr 2022 im MVV-Tarifgebiet (Stand 

10.12.2023) tätig sind. Die Werte werden als konstant angenommen und nicht fortgeschrieben.  
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*** Quelle: Eckdaten der amtlichen Schulstatistik in Bayern im Herbst 2021 nach kreisfreien Städten und Land-

kreisen / https://www.statistik.bayern.de/statistik/bildung_soziales/schulen/index.html 

 

Das Schüler-Potential je Kommune für das 365-Euro-Ticket MVV ergibt sich aus der Gesamt-

anzahl an Schülern abzüglich 90 Prozent der Berufsschüler sowie abzüglich 90 Prozent der 

Freiwilligendienstleistenden. Aus dem Schüler-Potential je Kommune ergibt sich der jeweilige 

Anteil an 365-Euro-Tickets MVV je kreisfreier Stadt bzw. je Landkreis innerhalb der Bestand-

teile A, B und C. Die exakten Werte für das Jahr 2024 können den folgenden Tabellen ent-

nommen werden. 

Anteil an 365-Euro-Tickets MVV 

  

Prognose Anteil 365-
Euro-Tickets Bestandteil 
A  

Prognose Anteil 365-
Euro-Tickets Bestandteil 
B 

Prognose Anteil 365-
Euro-Tickets Bestandteil 
C 

Kostenfreie Schülerti-
ckets                                 68.100                                    13.500                                      1.400    

Selbstzahler                                 48.236                                      4.395                                      1.572    

Schüler-Potential für 
365-Euro-Ticket MVV                               289.571                                    37.693                                      8.580    

Anzahl 365-Euro-Tickets                               116.336                                    17.895                                      2.972    

Anteil an 365-Euro-Ti-
ckets MVV 84,79% 13,04% 2,17% 

* In Tabelle dargestellte Prozentwerte sind auf zwei Kommastellen gerundet und gehen so in die weitere Berech-

nung ein. 

 

Aus dem Schülerpotential sowie der Anzahl an 365-Euro-Tickets ergibt sich ein Anteil an den 

365-Euro-Tickets im MVV für Bestandteil A, Bestandteil B und Bestandteil C. 

Anteil an 365-Euro-Tickets und Aufteilung je Bestandteil 

Kommune 
Schüler-Potential für 365-
Euro-Ticket MVV 2024 

Anteil Schüler-Potential 
2024 

Anteil an 365-Euro-Ti-
ckets MVV 2024 

Bestandteil A 

Landeshauptstadt Mün-
chen 

                 136.885  47,3% 40,1% 

LK Bad Tölz-Wolfrats. 
Nord 

                     9.983  3,4% 2,9% 

LK Dachau                    16.405  5,7% 4,8% 

LK Ebersberg                    16.549  5,7% 4,8% 

LK Erding                    14.444  5,0% 4,2% 

LK Freising                    16.933  5,8% 5,0% 

LK Fürstenfeldbruck                    23.311  8,1% 6,8% 

LK München                    38.986  13,5% 11,4% 

LK Starnberg                    16.075  5,6% 4,7% 
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Summe Bestandteil A                  289.571  100,0% 84,8% 

Bestandteil B 

LK Bad Tölz-Wolfrats. 
Süd 

                     3.507  9,3% 1,2% 

LK Miesbach                    10.391  27,6% 3,6% 

LK Rosenheim                    23.795  63,1% 8,2% 

Summe Bestandteil B                    37.693  100,0% 13,0% 

Bestandteil C 

Kreisfreie Stadt Rosen-
heim 

                     8.580  100,0% 2,2% 

Summe Bestandteil C                      8.580  100,0% 2,2% 

Gesamt 

Summe                  335.844   N/A  100,0% 

 

* In Tabelle dargestellte Werte sind gerundet, in der Berechnung findet keine Rundung statt 

Die Aufteilung des Kostenanteils der kommunalen Aufgabenträger wird in den Folgejahren 

ab 2025 auf Basis der Schülerzahlen (Allgemein bildende Schulen und berufliche Schulen) 

fortgeschrieben. Die Daten werden der amtlichen Schulstatistik Bayern entnommen.  

Zum Zeitpunkt der Berechnung lagen die Daten der Schulstatistik Herbst 2021 vor und wur-

den dementsprechend für die Berechnung verwendet und gelten im Abrechnungsjahr 2024. 

Die Fortschreibung im Abrechnungsjahr 2025 erfolgt deshalb mit der Schulstatistik Herbst 

2022 und in den Folgejahren entsprechend. 

Für den Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen gilt eine besondere Regelung. Da 2020 lediglich 

der nördliche Teil des Landkreises in den MVV integriert war, werden für diesen Landkreis 

für die Dauer der Allgemeinverfügung 74 Prozent der Schüler im Landkreis dem nördlichen 

Landkreisteil und 26 Prozent der Schüler dem südlichen Landkreisteil angerechnet. Dies ist 

relevant, da für die unterschiedlichen Landkreisteile unterschiedliche Mindererlöse je Schüler 

anfallen. 

   

Kommune Kostenprognose 2024* Maximaler Ausgleichsbetrag 2024 

Bestandteil A 

Landeshauptstadt München       4.607.410,00 €        5.420.482,94 €  

LK Bad Tölz-Wolfrats. Nord          336.018,00 €           395.314,91 €  

LK Dachau          552.176,00 €           649.618,46 €  

LK Ebersberg          557.023,00 €           655.320,69 €  

LK Erding          486.170,00 €           571.965,19 €  

LK Freising          569.948,00 €           670.526,63 €  
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LK Fürstenfeldbruck          784.625,00 €           923.087,83 €  

LK München       1.312.229,00 €        1.543.799,16 €  

LK Starnberg          541.068,00 €           636.550,85 €  

Freistaat Bayern     19.493.333,00 €      22.933.333,34 €  

Summe Bestandteil A     29.240.000,00 €      34.400.000,00 €  

 Bestandteil B  

LK Bad Tölz-Wolfrats. Süd            75.131,00 €             88.389,09 €  

LK Miesbach          222.607,00 €           261.890,80 €  

LK Rosenheim          509.762,00 €           599.720,11 €  

Freistaat Bayern       1.615.000,00 €        1.900.000,00 €  

Summe Bestandteil B       2.422.500,00 €        2.850.000,00 €  

 Bestandteil C  

Kreisfreie Stadt Rosenheim                         -   €                          -   €  

Freistaat Bayern                         -   €                          -   €  

Summe Bestandteil C                         -   €                          -   €  

Gesamt 

Summe     31.662.500,00 €      37.250.000,00 €  

 

*Die Kostenprognose stellt eine Abschätzung auf Basis der aktuellen Verkaufszahlen des 365-Euro-Tickets MVV 

dar 

(3) Maximal bis zur Höhe der Mittel nach Absatz 1 reicht die MVV GmbH Ausgleichsleistungen 

an die Verbundverkehrsunternehmen aus, die den MVV-Gemeinschaftstarif nach Einführung 

des 365-Euro-Ticket MVV seit dem 01. August 2020 bzw. 10. Dezember 2023 im Geltungs-

zeitraum der jeweiligen Allgemeinverfügung nach § 1 anwenden. Die Gewährung von Aus-

gleichsleistungen nach dieser Finanzierungrichtlinie an die Verbundverkehrsunternehmen 

erfolgt nach Zuweisung der erforderlichen Ausgleichsleistungen durch die MVV-Aufgaben-

träger an die MVV GmbH. 

(4) Ab dem 01. August 2020 bzw. 1. Januar 2024 – frühestens jedoch ab Inkrafttreten der Tarif-

genehmigung des MVV-Gemeinschaftstarifs nach Einführung des 365-Euro-Ticket MVV 

durch das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr und durch die Regie-

rung von Oberbayern als zuständige Genehmigungsbehörden – haben die Verbundverkehrs-

unternehmen unter Berücksichtigung von § 5 Absatz 2 dieser Finanzierungsrichtlinie einen 

Anspruch auf Ausreichung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser Finanzierungs-

richtlinie.  

(5) Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt auf Basis der Entwicklung der 

Schülerzahlen sowie der Entwicklung des MVV-Tarifniveaus sowie dem Tarifniveau des 

Deutschlandtickets. Die Fortschreibung wird in Anhang 1, Anhang 2, Anhang 3, und Anhang 

4 im Detail dargestellt. 



 

 

9 Anlage 2 

 

(6) Sollte sich während der Geltungszeit der jeweiligen Allgemeinverfügungen zur Festsetzung 

des 365-Euro-Tickets MVV als Höchsttarif zeigen, dass der Gesamtausgleichsbetrag hierfür 

nicht ausreicht, werden die jeweiligen MVV-Aufgabenträger (Bestandteil A und/oder B 

und/oder C) gemeinsam geeignete Maßnahmen (bspw. Anpassung des Gesamtaus-

gleichsbetrags) prüfen. 

(7) Sofern durch die Festsetzung des 365-Euro-Tickets MVV als Höchsttarif in einem anderen 

Tarif Mindereinnahmen entstehen, ist dies dem jeweiligen Aufgabenträger direkt anzuzeigen. 

Ein Ausgleich dieser Mindereinnahmen erfolgt nicht über die Allgemeinverfügung über die 

Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende zum 

01.08.2020 als Höchsttarif, sondern kann gegebenenfalls in bilateralen Vereinbarungen mit 

dem jeweiligen Aufgabenträger erfolgen. 

 

§ 5 Ausgleichsberechnung 

(1) Die Verbundverkehrsunternehmen haben Anspruch auf (anteiligen) Ausgleich der Minder-

einnahmen im MVV (Absätze 2 und 3) und der Verminderung der Ausgleichsleistungen nach 

§§ 228 ff. SGB IX (Absatz 4), die durch die Anwendung des MVV-Gemeinschaftstarifs (nach 

Einführung des 365-Euro-Ticket MVV) gegenüber der bisherigen Fassung des MVV-Gemein-

schaftstarifs entstehen, nach Maßgabe der nachstehenden Regelungen. Der Gesamtaus-

gleichsbetrag für alle Verbundverkehrsunternehmen ist auf bis zu 37,25 Millionen Euro pro 

Jahr begrenzt, der entsprechend § 4 fortgeschrieben wird. In Jahren in denen das Angebot 

des 365-Euro-Ticket MVV nur teilweise angeboten wird, steht ein anteiliger Gesamtaus-

gleichsbetrag von 1/12 des Gesamtausgleichsbetrages je Monat (Fortschreibung entspre-

chend § 4), in dem der MVV-Gemeinschaftstarif nach Einführung des 365-Euro-Ticket MVV 

angewendet wird, zur Verfügung. 

(2) Sollten der Freistaat Bayern oder der Bund Ausgleichleistungen für tarifliche Maßnahmen 

oder als Ersatz für Einnahmeausfälle der Verkehrsunternehmen bereitstellen und entspre-

chende Regelungen erlassen, so erfolgt die Ausreichung der Finanzierung nach dieser Fi-

nanzierungsrichtlinie nachrangig, soweit und in dem Umfang es nach den Regelungen des 

Freistaats Bayern und/oder des Bundes rechtlich zulässig ist. Die Verkehrsunternehmen ha-

ben diese Ausgleichszahlungen vorrangig in Anspruch zu nehmen bzw. zu beantragen.  

(3) Der Gesamtausgleichsbetrag Bestandteil A sowie der Gesamtausgleichsbetrag Bestandteil 

B sowie der Gesamtausgleichsbetrag Bestandteil C zum Ausgleich der Mindereinnahmen für 

alle Verbundverkehrsunternehmen errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten 

Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV für Bestandteil A sowie dem fortgeschriebenen 
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kalkulierten Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV für Bestandteil B und dem fortge-

schriebenen kalkulierten Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV für Bestandteil C. Diese 

ergeben sich aus der Differenz von „Ohne-Fall“ und „Mit-Fall“. In Anhang 1, Anhang 2, An-

hang 3 und Anhang 4 wird die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrages im Detaildarge-

stellt. Die Verteilung der Gesamtausgleichsleistungen erfolgt auf die Verbundverkehrsunter-

nehmen getrennt von den Fahrgeldeinnahmen entsprechend den Maßgaben der MVV-Ein-

nahmenaufteilung. In der 1. Ebene erhalten die Regionalbusunternehmen nach dem Verfah-

ren der Realen Ertragskraft den Einnahmenanspruch aus dem 365-Euro–Ticket MVV beste-

hend aus Fahrgeldeinnahme und Ausgleichsanspruch. Daran schließt sich die Verteilung auf 

der 2. Ebene und 3. Ebene nach dem dort im jeweiligen Jahr gültigen Schlüssel an. 

(4) Der Ausgleich der Mindereinnahmen nach Absatz 3, den die Verbundverkehrsunternehmen 

erhalten, enthält auch die Verminderung der Ausgleichsleistungen nach § 228 ff. SGB IX. Die 

Höhe des Anteils der Mindereinnahmen durch die Verminderung der Ausgleichsleistungen 

nach § 228 ff. SGB IX bemisst sich nach dem vom Zentrum Bayern Familie und Soziales für 

das Jahr 2022 veröffentlichten Pauschalsatz von 2,60 Prozent (Bayerischer Staatsanzeiger 

Nr. 4/2023 vom 27.01.2023).   

(5) Die Fahrgeldeinnahmen aus dem MVV-Gemeinschaftstarif, Fahrgeldersatzeinnahmen 

(§§ 228 ff. SGB IX, § 45a PBefG) sowie Ausgleichsleistungen aus anderen Allgemeinen Vor-

schriften verbleiben bei den Verbundverkehrsunternehmen. Die Einnahmenaufteilung im 

Verbund bleibt unberührt. 

(6) Gezielte tarifrechtliche Maßnahmen, die direkt zuordenbare Minder- oder Mehreinnahmen 

ergeben, können beim Ohne-Fall berücksichtigt werden; Voraussetzung für die Berücksich-

tigung im Ohne-Fall ist ein Beschluss des Verbundrates und der Gesellschafterversammlung. 

(7) Die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrags erfolgt gemäß Anhang 1-4 getrennt für vier 

Abrechnungsjahre, von denen es sich beim ersten und letzten je um ein Rumpfjahr handelt. 

Eventuelle Unterschiede in der Periodenzuordnung zwischen dem Mit- und dem Ohne-Fall 

gleichen sich nach Auffassung der MVV-Aufgabenträger über den gesamten Gültigkeitszeit-

raum aus. Sofern das 365-Euro-Ticket MVV über den 31. Juli 2025 hinaus fortgesetzt werden 

soll, gewährleisten die MVV-Aufgabenträger, dass dies auch für eventuelle Anschlussrege-

lungen gilt.  

§ 6 Ausgleichsverfahren 

(1) Die Zahlung der Ausgleichsleistungen erfolgt durch die MVV-Aufgabenträger an die MVV 

GmbH in Form  

https://eygermany-my.sharepoint.com/personal/joshua_kolar_de_ey_com/Documents/Desktop/Mandate/MVV/Entw%C3%BCrfe/von
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a) von einer Abschlagszahlung im Jahr 2020 und vier Abschlagszahlungen in den Jahren 

2021 bis 2024 sowie drei Abschlagszahlungen im Jahr 2025 in Höhe von 80 % der 

Kostenprognose für das jeweilige Abrechnungsjahr (Abschläge) und  

b) einer Schlusszahlung unter Verrechnung der Abschläge nach a), nachdem die Daten 

der kassentechnischen Einnahmen im MVV-Gemeinschaftstarif dem MVV vorliegen.  

Die Abschlagszahlungen werden entsprechend Anhang 1 berechnet. Die Ausgleichsbeträge kön-

nen nicht negativ werden und würden bei einem rechnerisch negativen Ergebnis auf null gesetzt 

werden (0,00 Euro). 

(2) Die Abschlagszahlungen und die Schlusszahlungen der MVV-Aufgabenträger an die MVV 
GmbH erfolgen zu folgenden Terminen: 

 
Abrechnungsjahr 1 2020 
 Abschlagszahlung zum 10. November 2020 für die Monate August bis Dezember 

durch den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München sowie die Landkreise 

Bad Tölz-Wolfratshausen, Ebersberg, Freising, München und Starnberg. Die 

Landkreise Dachau, Erding und Fürstenfeldbruck leisten diese Abschlagszahlung 

zum 10. Januar 2021. 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 1 zum 01. Juni 2021 

 
Abrechnungsjahr 2 2021 
 1. Abschlagszahlung zum 20. Januar 2021 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2021 für die Monate April bis Juni 

 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2021 für die Monate Juli bis September 

 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2021 für die Monate Oktober bis Dezember 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 2 zum 01. Juni 2022 

 
Abrechnungsjahr 3 2022 
 1. Abschlagszahlung zum 20. Januar 2022 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2022 für die Monate April bis Juni 

 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2022 für die Monate Juli bis September 

 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2022 für die Monate Oktober bis Dezember 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 3 zum 01. Juni 2023 

 
Abrechnungsjahr 4 2023 
 1. Abschlagszahlung zum 20. Januar 2023 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2023 für die Monate April bis Juni 

 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2023 für die Monate Juli bis September 

 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2023 für die Monate Oktober bis Dezember 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 4 zum 01. Juni 2024 
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Abrechnungsjahr 5 2024 
 1. Abschlagszahlung zum 20. Februar 2024 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2024 für die Monate April bis Juni 

 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2024 für die Monate Juli bis September 

 4. Abschlagszahlung zum 15. Oktober 2024 für die Monate Oktober bis Dezember 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 5 zum 01. Juni 2025 

 
Abrechnungsjahr 6 2025 
 1. Abschlagszahlung zum 20. Februar 2025 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 15. April 2025 für die Monate April bis Juni 

 3. Abschlagszahlung zum 15. Juli 2025 für den Monat Juli 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 6 zum 01. Juni 2026. 

 

(3) Die Abschlagszahlungen und die Schlusszahlungen leitet die MVV GmbH zu folgenden 
Terminen an die Verbundverkehrsunternehmen weiter, sofern die Zahlungen der MVV-
Aufgabenträger zu diesem Zeitpunkt bei der MVV GmbH eingegangen sind. Für den Fall, 
dass der MVV GmbH die erforderlichen Mittel zu den genannten Terminen noch nicht 
vollständig zur Verfügung stehen, steht es ihr frei, Teilzahlungen weiterzuleiten oder die 
Weiterleitung an einem späteren Datum zu vollziehen. 

 
Abrechnungsjahr 1 2020 
 Abschlagszahlung zum 05. Dezember 2020 für die Monate August bis Dezember 

durch den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München sowie die Landkreise 

Bad Tölz-Wolfratshausen, Ebersberg, Freising, München und Starnberg. Die Ab-

schlagszahlung für die Landkreise Dachau, Erding und Fürstenfeldbruck folgt zum 

05. Februar 2021. 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 1 zum 25. Juni 2021 

 
Abrechnungsjahr 2 2021 
 1. Abschlagszahlung zum 15. Februar 2021 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2021 für die Monate April bis Juni 

 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2021 für die Monate Juli bis September 

 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2021 für die Monate Oktober bis Dezem-

ber 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 2 zum 25. Juni 2022 

 
Abrechnungsjahr 3 2022 
 1. Abschlagszahlung zum 15. Februar 2022 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2022 für die Monate April bis Juni 

 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2022 für die Monate Juli bis September 
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 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2022 für die Monate Oktober bis Dezem-

ber 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 3 zum 25. Juni 2023 

 
Abrechnungsjahr 4 2023 
 1. Abschlagszahlung zum 15. Februar 2023 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2023 für die Monate April bis Juni 

 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2023 für die Monate Juli bis September 

 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2023 für die Monate Oktober bis Dezem-

ber 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 4 zum 25. Juni 2024 

 
Abrechnungsjahr 5 2024 
 1. Abschlagszahlung zum 15. März 2024 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2024 für die Monate April bis Juni 

 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2024 für die Monate Juli bis September 

 4. Abschlagszahlung zum 10. November 2024 für die Monate Oktober bis Dezem-

ber 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 5 zum 25. Juni 2025 

 
 
Abrechnungsjahr 6 2025 
 1. Abschlagszahlung zum 15. März 2025 für die Monate Januar bis März 

 2. Abschlagszahlung zum 10. Mai 2025 für die Monate April bis Juli 

 3. Abschlagszahlung zum 10. August 2025 für den Monat Juli 

 Schlusszahlung Abrechnungsjahr 6 zum 25. Juni 2026. 

 

(4) Für die Verstetigung der kassentechnischen MVV-Einnahmenmeldungen der Verbundver-

kehrsunternehmen und um überhöhte Ausgleichszahlungen in den betroffenen Jahren 2020 

bis 2025 zu vermeiden, erfolgt die Rechnungsstellung bei der Kostenfreiheit des Schulweges 

bei den jeweiligen Kostenträgern (Landeshauptstadt München, kreisfreie Stadt Rosenheim 

und die Verbundlandkreise) entweder über monatliche Rechnungen oder in Form von monat-

lichen Abschlagsrechnungen und einer Endabrechnung. Diese Verstetigung der MVV-Ein-

nahmenmeldungen der Verbundverkehrsunternehmen bei der Kostenfreiheit des Schulweges 

und die zeitgerechte Lieferung der Einnahmenmeldungen durch die Verbundverkehrsunter-

nehmen ist Bedingung für die fristgerechte Ermittlung und die Erstellung der Endabrechnung 

im Rahmen dieser Richtlinie. Die genannten Pflichten der Verbundverkehrsunternehmen ste-

hen unter der Voraussetzung, dass die Schulwegkostenträger dem Verbundverkehrsunter-

nehmen fristgerecht die hierfür erforderlichen Daten zur Verfügung gestellt haben.  
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(5) Im Rahmen der Abschlagszahlungen ggf. überzahlte Beträge sind nach der Endabrechnung 

von den Verbundverkehrsunternehmen innerhalb der in der Mitteilung über die Endabrech-

nung festgelegten Zahlungsfrist zurückzugewähren.  

(6) Die MVV GmbH reicht die ihr zugewiesenen Ausgleichsleistungen im Namen und Auftrag der 

MVV-Aufgabenträger und nach Maßgabe dieser Richtlinie an die Verbundverkehrsunterneh-

men aus. Die Abschlagszahlung an die Verbundverkehrsunternehmen kann auch als Anteil 

erfolgen, sofern der MVV GmbH zum jeweiligen Auszahlungsdatum nicht die volle Abschlags-

zahlung aller MVV-Aufgabenträger vorliegt. 

 

§ 7 Überkompensationsverbot, Verfahren bei Überkompensation 

(1) Der Ausgleich darf zu keiner Überkompensation des Verbundverkehrsunternehmens bei der 

Beförderung von Personen im MVV-Gemeinschaftstarif führen. Für die Ermittlung, ob eine 

Überkompensation eingetreten ist oder nicht, ist der Anhang der VO 1370/2007 zu beachten. 

Maßgeblich für die Überkompensationskontrolle ist nicht das Abrechnungsjahr, sondern das 

Nachweisjahr. 

(2) Zum Nachweis der Nicht-Überkompensation haben die Verbundverkehrsunternehmen mit 

Einnahmeninteresse bis zum 31. Dezember des auf das Nachweisjahr folgenden Jahres eine 

unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus 

der Erfüllung der Tarifpflicht im MVV-Gemeinschaftstarif in Bezug auf das 365-Euro-Ticket 

MVV gegenüber der MVV GmbH vorzulegen. Die Richtigkeit der Aufstellung muss durch ei-

nen Wirtschaftsprüfer bescheinigt sein. Verbundverkehrsunternehmen, die auf Basis mehre-

rer Verkehrsverträge im MVV tätig sind, können den Nachweis auch verkehrsvertragsspezi-

fisch erbringen.  

(3) Für die Aufstellung sind folgende Grundsätze zu beachten: 

1. Die Aufstellung besteht aus einer unternehmensindividuellen Ausweisung des finanziel-

len Nettoeffekts, der aus der vorliegenden Allgemeinen Vorschrift resultiert. 

2. Zum finanziellen Nettoeffekt zählen gemäß Anhang zur VO (EG) 1370/2007 alle Auswir-

kungen auf Kosten und Einnahmen. Die Auswirkungen auf die Einnahmen bestehen 

mindestens in der Gegenüberstellung der Differenz von „Mit-Fall“ und „Ohne-Fall“ im 

Sinne von § 5 Absatz 3. Den Unternehmen steht es frei, weitergehende Auswirkungen 

auf die Einnahmen nachzuweisen. Zu den Auswirkungen auf die Kosten gehören nach-

weisbare und nachgewiesene rein tarifinduzierte Kosten, die objektiv erforderlich sind 

und nicht von der jeweiligen zuständigen Behörde aufgrund eines öffentlichen Dienst-

leistungsauftrags veranlasst und ausgeglichen werden. Die Beträge sind netto (ohne 

Umsatzsteuer) auszuweisen.  
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Die MVV GmbH kann konkretisierende Vorgaben für die Erstellung der Aufstellung machen 

und erläuternde Hinweise gegenüber den Verbundverkehrsunternehmen geben.  

(4) Zur Vermeidung einer Doppelfinanzierung nach dieser Finanzierungsrichtlinie und des Aus-

gleichs nach § 45a Personenbeförderungsgesetz (PBefG) sollen die Verkehrsunternehmen 

eine Vereinbarung mit Freistaat Bayern bezüglich des Ausgleichs nach § 45a PBefG treffen. 

(5) Im Falle einer Überschreitung des nach Maßgabe der vorstehenden Absätze höchstzulässi-

gen Ausgleichsbetrags hat das betroffene Verbundverkehrsunternehmen den Betrag der 

Überschreitung zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe einschließlich Verzinsung ab dem 

Eintritt der Überkompensation zurückzuzahlen. Gleiches gilt, wenn die Aufstellung im Sinne 

von Absatz 2 nicht fristgerecht vorgelegt wird. Die Höhe der Verzinsung richtet sich nach der 

jeweils aktuellen Mitteilung der EU-Kommission über die aktuellen bei Beihilfe-Rückforderun-

gen angewandten Zinssätze. 

 

§ 8 Jährlicher Gesamtbericht 

Die MVV-Aufgabenträger bzw. die MVV GmbH im Auftrag der MVV-Aufgabenträger veröffentli-

chen jeweils gemäß Art. 7 Abs. 1 VO 1370/2007 einmal jährlich einen Gesamtbericht und benen-

nen hierin die vorliegende Allgemeine Vorschrift und die gewährten Ausgleichsleistungen in 

Summe für alle Verbundverkehrsunternehmen. Die hierfür erforderlichen Informationen werden 

den MVV-Aufgabenträgern von der MVV GmbH zur Verfügung gestellt.  

 

§ 9 Grundsätze wirtschaftlichen Handelns, Anreizregelung gem. Anhang VO 1370/2007 

Die Verbundverkehrsunternehmen mit Einnahmeninteresse haben weiterhin Interesse, ihre Ein-

nahmen zu steigern, da sie keinen Anspruch auf einen vollständigen Ausgleich der spezifischen 

Nachteile aus der Tarifpflicht haben und zudem – mit Ausnahme von Bruttovertragsunternehmen 

– die Erlösrisiken und Erlöschancen tragen. Insofern berührt das Verfahren zur Gewährung von 

Ausgleichsleistungen nach dieser Richtlinie nicht den bestehenden Anreiz für die Verbundver-

kehrsunternehmen zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer wirtschaftlichen Geschäftsfüh-

rung und der Erbringung von Personenverkehrsdiensten in ausreichend hoher Qualität. Die qua-

litativen Vorgaben für die Verbundverkehrsunternehmen ergeben sich aus den jeweils gültigen 

Nahverkehrsplänen, Verkehrsverträgen und sonstigen Vorgaben der MVV-Aufgabenträger.  
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§ 10 Fortschreibung 

Die Gesellschafterversammlung der MVV GmbH ist ermächtigt, diese Richtlinie im Hinblick auf 

die Verfahrensregelungen (nur Fristen und Termine) und Nachweisführung (nur konkretisierende 

Vorgaben und Hinweise zur Aufstellung zum Nachweis der Nichtüberkompensation) nach § 6 und 

§ 7 abzuändern und fortzuentwickeln. Änderungen sind den Verbundverkehrsunternehmen un-

verzüglich mitzuteilen. 

 

Anhänge: 

Anhang 1: Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen für den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München und 
die die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen (nördlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Frei-
sing, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg 

Anhang 2: Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen für den Freistaat Bayern sowie die Landkreise Bad Tölz-Wolf-
ratshausen (südlicher Teil), Miesbach und Rosenheim 

Anhang 3: Berechnungsgrundlagen für den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München und 
die die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen (nördlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Frei-
sing, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg 

Anhang 4: Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen für den für den Freistaat Bayern sowie die kreisfreie Stadt 
Rosenheim 



 

 

1 Anhang 1 

Anhang 1 zur Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ 

der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH: 

Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen für den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt Mün-
chen und die die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen (nördlicher Teil), Dachau, Ebers-
berg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg 

 

Präambel und Definition 

Der Anhang 1 definiert die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrages Bestandteil A zum Aus-

gleich der Mindereinnahmen für alle Verbundverkehrsunternehmen, die Berechnung des maxi-

malen Ausgleichsbetrages, die Kostenprognose entsprechend der Finanzierungsrichtlinie „365-

Euro-Ticket MVV“ der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH sowie die Abschlagszahlun-

gen. Der Gesamtausgleichsbetrag errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten Aus-

gleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV, welcher sich aus der Differenz von fortgeschriebenem 

„Ohne-Fall“ und „Mit-Fall“ des Basisjahres 2020 ergibt. Die Berechnung des „Ohne-Fall“ und des 

„Mit-Fall“ des Basisjahres 2020 richtet sich nach Anhang 3. 

 

§ 1 Berechnung Mindererlöse eines Abrechnungsjahres Bestandteil A 

(1) Der Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket im Basisjahr 2020 beträgt 143,20 Euro netto beste-

hend aus 139,57 Euro Anteil Mindererlöse sowie 3,63 Euro Ausgleich für SGB IX Zahlungen. 

In die Berechnung zur Fortschreibung des Ausgleichsbedarfes der 365-Euro-Tickets MVV 

fließen der Mindererlösanteil, fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets, der 

Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent) und der Tarifsteigerungs-

Wert ein, woraus sich ein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungsjahr ergibt. 

(2) Die Variablen sind folgendermaßen definiert: 

• Tarifsteigerungs-Wert: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung im MVV-

Gemeinschaftstarif innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.  

Beispiel: im Abrechnungsjahr 2021 erfolgte eine durchschnittliche Anpassung des 

MVV-Gemeinschaftstarifes von 3,7 Prozent, hieraus ergibt sich ein Tarifsteigerungs-

Wert von 1,037. 

• Mindererlösanteil: der Mindererlösanteil des Abrechnungsjahres errechnet sich aus 

dem Mindererlösanteil des Vorjahres multipliziert mit dem Tarifsteigerungs-Wert. 
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Beispiel: 139,57 Euro (Mindererlösanteil 2020) multipliziert mit 1,028 (Tarifsteige-

rungs-Wert 2021) ergibt 143,48 Euro (Mindererlösanteil 2021). 

• Fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets: Da der Preis des 365-Euro-

Tickets nicht angepasst wird, wird die fehlende Tarifsteigerung als Mindererlös aus-

geglichen. Der Mindererlös ist dabei der Netto-Wert des 365-Euro-Tickets multipli-

ziert mit dem kumulierten Tarifsteigerungs-Wert ab 2021 abzüglich des Netto-Wer-

tes des 365-Euro-Tickets. 

Beispiel: der Wert für 2022 von 22,53 Euro entspricht 365,00 Euro geteilt durch 1,07 

multipliziert mit 1,028 (Tarifsteigerungswert 2021) multipliziert mit 1,037 (Tarifsteige-

rungswert 2022) abzüglich 365,00 Euro geteilt durch 1,07. 

• Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent): entspricht der 

Addition aus Mindererlösanteil und dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises 

des 365-Euro-Tickets des jeweiligen Jahres jeweils multipliziert mit 2,60 Prozent. 

• Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungsjahr: entspricht der Addition 

aus Mindererlösanteil, dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-

Euro-Tickets und dem Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung des jeweiligen Jah-

res. 

Beispiel: 159,05 Euro (Mindererlösanteil 2023) addiert mit 47,62 Euro (Wert der feh-

lenden Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets 2023) addiert mit 5,37 Euro 

(Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung 2023) ergibt 212,05 Euro (Ausgleichsbe-

darf je 365-Euro-Ticket 2023). 

• Abrechnungsjahre sind folgendermaßen definiert: 

Basiszeitraum: 01. 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019 

Abrechnungsjahr 1: 01. August 2020 bis 31. Dezember 2020 

Abrechnungsjahr 2: 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021 

Abrechnungsjahr 3: 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022 

Abrechnungsjahr 4: 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 

Abrechnungsjahr 5: 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 

Abrechnungsjahr 6: 01. Januar 2025 bis 31. Juli 2025 

• Hinweis: In Berechnungen wird nur gerundet, wenn darauf hingewiesen wurde. Hier 

dargestellte Werte können gerundet sein. 
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(3) Der Gesamtbetrag an Mindererlösen (Bestandteil A) eines Abrechnungsjahres wird in der 

Schlussrechnung abgerechnet und ergibt sich folgendermaßen: 

• Der Gesamtbetrag entspricht der Anzahl an 365-Euro-Tickets des Abrechnungsjah-

res multipliziert mit 84,79 Prozent (Anteil 365-Euro-Tickets Bestandteil A) multipli-

ziert mit dem Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket. 

• Ein 365-Euro-Ticket kann sich aus zehn Zahlmonaten zusammensetzen. 365-Euro-

Tickets werden auch anteilig gerechnet. 

• Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.  

• Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

(4) Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung einschließlich des Jahrs 2024 

Jahr 

Minderer-
lösanteil 
(netto) 

Fehlende Steigerung des 
Preises des 365-Euro-Ti-
ckets (netto) 

Ausgleich der 
fehlenden SGB IX 
Zahlung 

Tarifsteige-
rungs-Wert 

Zeitpunkt Tarif-
anpassung 

Ausgleichsbedarf je 
365-Euro-Ticket und 
Abrechnungsjahr 
(netto) 

2020 
                     
139,57 €                                      -   €  

                        
3,63 €  0 N/A 

                                  
143,20 €  

2021 
                     
143,48 €                                 9,55 €  

                        
3,98 €  1,028 13.12.2020 

                                  
157,01 €  

2022 
                     
148,79 €                               22,53 €  

                        
4,45 €  1,037 12.12.2021 

                                  
175,77 €  

2023 
                     
159,05 €                               47,62 €  

                        
5,37 €  1,069 11.12.2022 

                                  
212,05 €  

2024 
                     
165,89 €                               64,33 €  

                        
5,99 €  1,043 10.12.2023 

                                  
236,21 €  

 

 

§ 2 Maximaler Ausgleichsbetrag Bestandteil A 

(1) Der maximale Ausgleichsbetrag beträgt im Abrechnungsjahr 2024 34,40 Mio. Euro. 

(2) Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt auf Basis der Entwicklung der 

Schülerzahlen sowie der Entwicklung des Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket. Dabei wird 

wie folgt vorgegangen. 

• Die Schülerzahlen sowie Schüler-Potential werden entsprechend Finanzierungsricht-

linie § 4 (2) auf Basis 2 auf Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-

ben. 

• Der neue maximale Ausgleichsbetrag ergibt sich folgendermaßen: Maximaler Aus-

gleichsbetrag des Abrechnungsjahres entspricht dem maximalen Ausgleichsbetrag 
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des Vorjahres multipliziert mit dem Schüler-Potential des Abrechnungsjahres dividiert 

durch das Schülerpotential des Vorjahres multipliziert mit dem Ausgleichsbedarf je 

365-Euro-Ticket des Abrechnungsjahres dividiert durch den Ausgleichsbedarf je 365-

Euro-Ticket des Vorjahres. 

• Die Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt zu Beginn eines Abrech-

nungsjahres und wird den Verbundpartnern übermittelt. 

• Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung. 

• Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

 

§ 3 Kostenprognose Bestandteil A 

(1) Die Kostenprognose beträgt im Abrechnungsjahr 2024 29.240.000,00 Euro. 

(2) Die Fortschreibung der Kostenprognose erfolgt folgendermaßen: 

• Die Kostenprognose für ein Abrechnungsjahr beträgt 85,0 Prozent des Maximalen 

Ausgleichsbetrages des Abrechnungsjahres. 

• Die Berechnung der Kostenprognose erfolgt zu Beginn eines Abrechnungsjahres und 

wird den Verbundpartnern übermittelt. 

• Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

 

§ 4 Abschlagszahlungen Bestandteil A 

Die Abschlagszahlungen nach § 6 der Finanzierungsrichtlinie berechnen sich wie folgt. Je Monat 

der Abschlagszahlung wird ein Monatsanteil der Kostenprognose des Abrechnungsjahres zu 85 

Prozent angerechnet. Beispiel: Besteht das Abrechnungsjahr aus zwölf Monaten wird je Monat 

ein Zwölftel der Kostenprognose angerechnet; besteht ein Abrechnungsjahr aus sieben Monaten, 

wird je Monat ein Siebtel der Kostenprognose angerechnet. 
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Anhang 2 zur Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ 

der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH: 

Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen für den für den Freistaat Bayern sowie die Landkreise 
Bad Tölz-Wolfratshausen (südlicher Teil), Miesbach und Rosenheim 

 

Präambel und Definition 

Der Anhang 2 definiert die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrages Bestandteil B zum Aus-

gleich der Mindereinnahmen für alle Verbundverkehrsunternehmen, die Berechnung des maxi-

malen Ausgleichsbetrages, die Kostenprognose entsprechend der Finanzierungsrichtlinie „365-

Euro-Ticket MVV“ der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH sowie die Abschlagszahlun-

gen. Der Gesamtausgleichsbetrag errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten Aus-

gleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV, welcher sich aus der Differenz von fortgeschriebenem 

„Ohne-Fall“ und „Mit-Fall“ Bestandteil B des Jahres 2024 ergibt. 

 

§ 1 Berechnungsgrundlage Bestandteil B 

(1) Auf Basis eines Mit- und Ohne-Falls wurde für das Jahr 2024 ein Ausgleichsbedarf je 365-

Euro-Ticket berechnet. 

(2) In der folgenden Tabelle sind die Berechnungsgrundlagen für den Ausgleichsbedarf je 365-

Euro-Ticket dargestellt: 

Berechnung Mit- und Ohne-Fall Bestandteil B 

   Ohne-Fall brutto Mit-Fall brutto 

Gruppe Anzahl Kosten p.a. Anteil Bartarif Kosten p.a. 

Kostenfreie Schülertickets 13.500 549,00 € 10,00 € 365,00 € 

Selbstzahler ganzjährig 1.538 510,00 € 20,00 € 365,00 € 

Selbstzahler teiljährig 1.538 295,00 € 50,00 € 365,00 € 

Nutzer Bartarif 1.319 130,00 € 80,00 € 365,00 € 

Zusätzliche entgangene Ein-
nahmen im Bartarif 17.895 3,89 € -   € -   € 

Summe 17.895 8.890.827,75 € 348.157,50 € 6.531.675,00 € 

          

Ausgleichsbedarf 2024 brutto                   2.359.152,75 €  

Ausgleichsbedarf 2024 netto                   2.204.815,65 €  

Ausgleichsbedarf je 365-Euro-
Ticket 2024 netto                              123,21 €  
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§ 2 Berechnung Mindererlöse eines Abrechnungsjahres Bestandteil B 

(1) Der Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket im Jahr 2024 beträgt 126,41 Euro netto bestehend 

aus 123,21 Euro Anteil Mindererlöse sowie 3,20 Euro Ausgleich für SGB IX Zahlungen. In 

die Berechnung zur Fortschreibung des Ausgleichsbedarfes der 365-Euro-Tickets MVV flie-

ßen der Mindererlösanteil, fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets, der Aus-

gleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent), der Tarifsteigerungs-Wert 

MVV und der Tarifsteigerungs-Wert DLT ein, woraus sich ein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-

Ticket und Abrechnungsjahr ergibt. 

(2) Die Variablen sind folgendermaßen definiert: 

• Tarifsteigerungs-Wert MVV: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung im 

MVV-Gemeinschaftstarif innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.  

Beispiel: im Abrechnungsjahr 2021 erfolgte eine durchschnittliche Anpassung des 

MVV-Gemeinschaftstarifes von 3,7 Prozent, hieraus ergibt sich ein Tarifsteigerungs-

Wert von 1,037. 

• Tarifsteigerungs-Wert DLT: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung des 

Deutschlandtickets innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.  

Beispiel mit theoretischen Werten: im Abrechnungsjahr 2024 erfolgte eine durch-

schnittliche Anpassung des Deutschlandtickets von 5,0 Prozent, hieraus ergibt sich 

ein Tarifsteigerungs-Wert von 1,05. 

• Mindererlösanteil: der Mindererlösanteil des Abrechnungsjahres errechnet sich aus 

dem Tarifsteigerungs-Wert MVV multipliziert mit 0,047 addiert mit dem Tarifsteige-

rungs-Wert DLT multipliziert mit 0,953 anschließend multipliziert mit dem Minderer-

lösanteil des Vorjahres. Der Wert von 0,047 ergibt sich aus dem Anteil des MVV-

Tarifs des Ohne-Falles, der Wert von 0,953 ergibt sich aus dem Anteil des Deutsch-

landtickets des Ohne-Falles. 

Beispiel mit theoretischen Werten: 1,028 (Tarifsteigerungs-Wert MVV 2025) multipli-

ziert mit 0,047 zuzüglich 1,05 (Tarifsteigerungs-Wert DLT 2025) multipliziert mit 

0,953 anschließend multipliziert mit 123,21 Euro (Mindererlösanteil 2024) ergibt 

129,24 Euro (Mindererlösanteil 2025). 

• Fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets: Da der Preis des 365-Euro-

Tickets nicht angepasst wird, wird die fehlende Tarifsteigerung als Mindererlös aus-

geglichen. Der Mindererlös errechnet sich wie folgt: der kumulierte Tarifsteigerungs-

Wert MVV ab 2025 multipliziert mit 0,047 addiert mit dem kumulierten Tarifsteige-

rungs-Wert DLT ab 2025 multipliziert mit 0,953 anschließend multipliziert mit dem 
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Netto-Wert des 365-Euro-Tickets, zuletzt wird der Netto-Wertes des 365-Euro-Ti-

ckets abgezogen. 

Beispiel mit theoretischen Werten: der Wert für 2026 von 23,65 Euro entspricht 

1,028 (Tarifsteigerungs-Wert MVV 2025) multipliziert mit 1,01 (Tarifsteigerungs-

Wert MVV 2026) multipliziert mit 0,047 zuzüglich 1,05 (Tarifsteigerungs-Wert DLT 

2025) multipliziert 1,02 (Tarifsteigerungs-Wert DLT 2026) multipliziert mit 0,953 an-

schließend multipliziert mit 365,00 Euro geteilt durch 1,07, zuletzt abzüglich 365,00 

Euro geteilt durch 1,07. 

• Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent): entspricht der 

Addition aus Mindererlösanteil und dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises 

des 365-Euro-Tickets des jeweiligen Jahres jeweils multipliziert mit 2,60 Prozent. 

• Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungsjahr: entspricht der Addition 

aus Mindererlösanteil, dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-

Euro-Tickets und dem Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung des jeweiligen Jah-

res. 

Beispiel mit theoretischen Werten: 129,24 Euro (Mindererlösanteil 2025) addiert mit 

16,67 Euro (Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets 2025) 

addiert mit 3,79 Euro (Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung 2025) ergibt 149,71 

Euro (Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket 2025). 

• Abrechnungsjahre sind folgendermaßen definiert: 

Basiszeitraum: 01. 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019 

Abrechnungsjahr 1: 01. August 2020 bis 31. Dezember 2020 

Abrechnungsjahr 2: 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021 

Abrechnungsjahr 3: 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022 

Abrechnungsjahr 4: 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 

Abrechnungsjahr 5: 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 

Abrechnungsjahr 6: 01. Januar 2025 bis 31. Juli 2025 

• Hinweis: In Berechnungen wird nur gerundet, wenn darauf hingewiesen wurde. Hier 

dargestellte Werte können gerundet sein. 

(3) Der Gesamtbetrag an Mindererlösen (Bestandteil B) eines Abrechnungsjahres wird in der 

Schlussrechnung abgerechnet und ergibt sich folgendermaßen: 
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• Der Gesamtbetrag entspricht der Anzahl an 365-Euro-Tickets des Abrechnungsjah-

res multipliziert mit 13,04 Prozent (Anteil 365-Euro-Tickets Bestandteil B, vgl. § 4 

Abs. 2 Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“) multipliziert mit dem Aus-

gleichsbedarf je 365-Euro-Ticket.  

• Ein 365-Euro-Ticket kann sich aus zehn Zahlmonaten zusammensetzen. 365-Euro-

Tickets werden auch anteilig gerechnet. 

• Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.  

• Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

(3) Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung ab dem Jahr 2024 

Jahr 

Minderer-
lösanteil 
(netto) 

Fehlende Steigerung des 
Preises des 365-Euro-Ti-
ckets (netto) 

Ausgleich der 
fehlenden SGB 
IX Zahlung 

Tarifsteige-
rungs-Wert 
MVV 

Tarifsteige-
rungs-Wert 
DLT 

Ausgleichsbedarf je 365-
Euro-Ticket und Abrech-
nungsjahr (netto) 

2024 
                       
123,21 €                                      -   €  

                         
3,20 €  0 0 

                                     
126,41 €  

 

 

§ 3 Maximaler Ausgleichsbetrag Bestandteil B 

(1) Der maximale Ausgleichsbetrag beträgt im Abrechnungsjahr 2024 2,85 Mio. Euro. 

(2) Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt auf Basis der Entwicklung der 

Schülerzahlen sowie der Entwicklung des Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket. Dabei wird 

wie folgt vorgegangen. 

• Die Schülerzahlen sowie Schüler-Potential werden entsprechend Finanzierungsricht-

linie § 4 (2) auf Basis 2 auf Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-

ben. 

• Der neue maximale Ausgleichsbetrag ergibt sich folgendermaßen: Maximaler Aus-

gleichsbetrag des Abrechnungsjahres entspricht dem maximalen Ausgleichsbetrag 

des Vorjahres multipliziert mit dem Schüler-Potential des Abrechnungsjahres dividiert 

durch das Schülerpotential des Vorjahres multipliziert mit dem Ausgleichsbedarf je 

365-Euro-Ticket des Abrechnungsjahres dividiert durch den Ausgleichsbedarf je 365-

Euro-Ticket des Vorjahres. 

• Die Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt zu Beginn eines Abrech-

nungsjahres und wird den Verbundpartnern übermittelt. 
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• Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung. 

• Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

 

§ 4 Kostenprognose Bestandteil B 

(1) Die Kostenprognose beträgt im Abrechnungsjahr 2024 2.422.500,00 Euro. 

(2) Die Fortschreibung der Kostenprognose erfolgt folgendermaßen: 

• Die Kostenprognose für ein Abrechnungsjahr beträgt 85,0 Prozent des Maximalen 

Ausgleichsbetrages des Abrechnungsjahres. 

• Die Berechnung der Kostenprognose erfolgt zu Beginn eines Abrechnungsjahres und 

wird den Verbundpartnern übermittelt. 

• Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

 

§ 5 Abschlagszahlungen Bestandteil B 

Die Abschlagszahlungen nach § 6 der Finanzierungsrichtlinie berechnen sich wie folgt. Je Monat 

der Abschlagszahlung wird ein Monatsanteil der Kostenprognose des Abrechnungsjahres zu 85 

Prozent angerechnet. Beispiel: Besteht das Abrechnungsjahr aus zwölf Monaten wird je Monat 

ein Zwölftel der Kostenprognose angerechnet; besteht ein Abrechnungsjahr aus sieben Monaten, 

wird je Monat ein Siebtel der Kostenprognose angerechnet. 
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Anhang 3 zur Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH: Berechnungsgrundlagen für den Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München 

und die die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen (nördlicher Teil), Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg 

 

1. Berechnung der Minderlöse im Basisjahr 2020: 

 

Berechnung des Ausgleichsbedarfs im Basisjahr 2020 

Mindereinnahmen nach Tarifprodukt Ohne-Fall Mit-Fall Brutto-Differenz Netto-Berechnung 

I) Wochen- und Monatskarten inkl. AusbildungPluscard                   24.848.997 €             2.372.808 €                   22.476.189 €                   21.005.784 €  

II) Kostenfreiheit d. Schulwegs und Abo                   39.652.462 €           53.610.008 €  -               13.957.547 €  -                13.044.436 €  

III) Bartarif                    20.799.121 €             9.732.405 €                   11.066.716 €                   10.342.725 €  

Prognostizierte Mindereinnahmen                      19.585.358 €                   18.304.073 €  

IV) Zusätzliche entgangene Einnahmen im Bartarif                        2.241.488 €                     2.094.848 €  

V) Erweiterung auf Zonen M-12                        1.040.251 €                        972.197 €  

VI) Kostendeckung der Erweiterung durch vorherige Einführung des 
Deutschlandtickets     -                 1.040.251 €  -                     972.197 €  

       

Ausgleichsbedarf 365-Euro-Ticket MVV Basisjahr 2020              21.826.845,36 €              20.398.920,90 €  

Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket Basisjahr 2020                           149,34 €                          139,57 €  

 

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt. 

 

2. Berechnungsgrundlagen: 

 

a) I) Wochen- und Monatskarten inkl. AusbildungPluscard (Ohne-Fall) 

 

Tarifprodukt Elastizität TSR Stückzahl 2019 Ringe 
Zonen 
(M=2) Tarifstand 2019 

Tarifstan
d 2020 

Elastizität 
TSR Einnahme 

Anteil Nicht-
Berechtigte 

Anteil 
Wechsler 

Anzahl 365-Euro-
Tickets 

Woche AT1 0,3 24.905 1 2             10,80 €  
            
11,90 €  24.144 

            
287.313,60 €  2,0% 83,5%              507    

  0,3 29.078 2 2             10,80 €  
            
11,90 €  28.190 

            
335.461,00 €  2,0% 83,5%              591    

  0,3 9.682 3 2             12,90 €  
            
11,90 €  9.907 

            
117.893,30 €  2,0% 83,5%              208    
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  0,3 2.646 4 2             15,50 €  
            
11,90 €  2.830 

              
33.677,00 €  2,0% 83,5%                59    

  0,3 943 5 3             17,90 €  
            
19,20 €  922 

              
17.702,40 €  2,0% 83,5%                19    

  0,3 334 6 3             20,30 €  
            
19,20 €  339 

                
6.508,80 €  2,0% 83,5%                  7    

  0,3 280 7 4             22,80 €  
            
24,60 €  273 

                
6.715,80 €  2,0% 83,5%                  6    

  0,3 138 8 4             25,00 €  
            
24,60 €  139 

                
3.419,40 €  2,0% 83,5%                  3    

  0,3 224 9 5             26,50 €  
            
28,50 €  219 

                
6.241,50 €  2,0% 83,5%                  5    

  0,3 69 10 5             26,50 €  
            
28,50 €  67 

                
1.909,50 €  2,0% 83,5%                  1    

  0,3 33 11 6             26,50 €  
            
28,50 €  32 

                   
912,00 €  2,0% 83,5%                  1    

  0,3 34 12 6             26,50 €  
            
28,50 €  33 

                   
940,50 €  2,0% 83,5%                  1    

  0,3 17 13 M-5             26,50 €  
            
28,50 €  17 

                   
484,50 €  2,0% 83,5%                 -      

  0,3 1 14 M-5             26,50 €  
            
28,50 €  1 

                     
28,50 €  2,0% 83,5%                 -      

  0,3 0 15 M-6             26,50 €  
            
28,50 €  0 

                           
-   €  2,0% 83,5%                 -      

  0,3 0 16 M-6             26,50 €  
            
28,50 €  0 

                           
-   €  2,0% 83,5%                 -      

               Summe  
            
840.101,70 €           1.408,00    

              

Zzgl. 
Einnahme 

ab 
15.12.2020 

              
20.893,90 €        

            

Tarifprodukt Elastizität TSR Stückzahl 2019 Ringe 
Zonen 
(M=2) Tarifstand 2019 

Tarifstan
d 2020 

Elastizität 
TSR Einnahme 

Anteil Nicht-
Berechtigte 

Anteil 
Wechsler 

Anzahl 365-Euro-
Tickets 

Monat AT1 0,3 15.814 1 2             38,60 €  
            
38,60 €  15.814 

            
610.420,40 €  2,0% 91,0%           1.567    

  0,3 20.698 2 2             38,60 €  
            
38,60 €  20.698 

            
798.942,80 €  2,0% 91,0%           2.051    

  0,3 5.553 3 2             46,30 €  
            
38,60 €  5.830 

            
225.038,00 €  2,0% 91,0%              578    

  0,3 2.357 4 2             55,40 €  
            
38,60 €  2.571 

              
99.240,60 €  2,0% 91,0%              255    
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  0,3 651 5 3             63,70 €  
            
62,20 €  656 

              
40.803,20 €  2,0% 91,0%                65    

  0,3 305 6 3             72,60 €  
            
62,20 €  318 

              
19.779,60 €  2,0% 91,0%                32    

  0,3 236 7 4             81,50 €  
            
79,40 €  238 

              
18.897,20 €  2,0% 91,0%                24    

  0,3 79 8 4             89,50 €  
            
79,40 €  82 

                
6.510,80 €  2,0% 91,0%                  8    

  0,3 62 9 5             94,60 €  
            
92,00 €  63 

                
5.796,00 €  2,0% 91,0%                  6    

  0,3 94 10 5             94,60 €  
            
92,00 €  95 

                
8.740,00 €  2,0% 91,0%                  9    

  0,3 9 11 6             94,60 €  
            
92,00 €  9 

                   
828,00 €  2,0% 91,0%                  1    

  0,3 45 12 6             94,60 €  
            
92,00 €  45 

                
4.140,00 €  2,0% 91,0%                  4    

  0,3 31 13 M-5             94,60 €  
            
92,00 €  31 

                
2.852,00 €  2,0% 91,0%                  3    

  0,3 2 14 M-5             94,60 €  
            
92,00 €  2 

                   
184,00 €  2,0% 91,0%                 -      

  0,3 1 15 M-6             94,60 €  
            
92,00 €  1 

                     
92,00 €  2,0% 91,0%                 -      

  0,3 348 16 M-6             94,60 €  
            
92,00 €  351 

              
32.292,00 €  2,0% 91,0%                35    

               Summe  
         
1.893.396,80 €           4.638,00    

              

Zzgl. 
Einnahme 

ab 
15.12.2020 

              
18.840,20 €        

            

Tarifprodukt Elastizität TSR Stückzahl 2019 Ringe 
Zonen 
(M=2) Tarifstand 2019 

Tarifstan
d 2020 

Elastizität 
TSR Einnahme 

Anteil Nicht-
Berechtigte 

Anteil 
Wechsler 

Anzahl 365-Euro-
Tickets 

Woche AT2 0,3 10.525 1 2             11,60 €  
            
12,80 €  10.198 

            
130.534,40 €  2,0% 93,0%              238    

  0,3 48.734 2 2             11,60 €  
            
12,80 €  47.222 

            
604.441,60 €  2,0% 93,0%           1.104    

  0,3 58.103 3 2             13,80 €  
            
12,80 €  59.366 

            
759.884,80 €  2,0% 93,0%           1.387    

  0,3 37.463 4 2             16,60 €  
            
12,80 €  40.036 

            
512.460,80 €  2,0% 93,0%              936    

  0,3 15.765 5 3             19,00 €  
            
20,60 €  15.367 

            
316.560,20 €  2,0% 93,0%              359    
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  0,3 12334 6 3             21,80 €  
            
20,60 €  12538 

            
258.282,80 €  2,0% 93,0%              293    

  0,3 10350 7 4             24,40 €  
            
26,30 €  10108 

            
265.840,40 €  2,0% 93,0%              236    

  0,3 11453 8 4             26,80 €  
            
26,30 €  11517 

            
302.897,10 €  2,0% 93,0%              269    

  0,3 5971 9 5             29,50 €  
            
32,00 €  5819 

            
186.208,00 €  2,0% 93,0%              136    

  0,3 10284 10 5             32,00 €  
            
32,00 €  10284 

            
329.088,00 €  2,0% 93,0%              240    

  0,3 4617 11 6             34,30 €  
            
37,70 €  4480 

            
168.896,00 €  2,0% 93,0%              105    

  0,3 14069 12 6             36,70 €  
            
37,70 €  13954 

            
526.065,80 €  2,0% 93,0%              326    

  0,3 1461 13 M-5             39,40 €  
            
43,50 €  1415 

              
61.552,50 €  2,0% 93,0%                33    

  0,3 514 14 M-5             42,20 €  
            
43,50 €  509 

              
22.141,50 €  2,0% 93,0%                12    

  0,3 1530 15 M-6             44,60 €  
            
49,30 €  1482 

              
73.062,60 €  2,0% 93,0%                35    

  0,3 181 16 M-6             47,30 €  
            
49,30 €  179 

                
8.824,70 €  2,0% 93,0%                  4    

               Summe  
         
4.675.771,00 €           5.713,00    

              

Zzgl. 
Einnahme 

ab 
15.12.2020 

            
149.029,80 €        

            

Tarifprodukt Elastizität TSR Stückzahl 2019 Ringe 
Zonen 
(M=2) Tarifstand 2019 

Tarifstan
d 2020 

Elastizität 
TSR Einnahme 

Anteil Nicht-
Berechtigte 

Anteil 
Wechsler 

Anzahl 365-Euro-
Tickets 

Monat AT2 0,3 11.445 1 2             41,40 €  
            
41,40 €  11.445 

            
473.823,00 €  2,0% 92,3%           1.150    

  0,3 57.543 2 2             41,40 €  
            
41,40 €  57.543 

         
2.382.280,20 €  2,0% 92,3%           5.783    

  0,3 87.071 3 2             49,50 €  
            
41,40 €  91.345 

         
3.781.683,00 €  2,0% 92,3%           9.181    

  0,3 62.051 4 2             59,30 €  
            
41,40 €  67.670 

         
2.801.538,00 €  2,0% 92,3%           6.801    

  0,3 19.123 5 3             67,80 €  
            
66,70 €  19.216 

         
1.281.707,20 €  2,0% 92,3%           1.931    

  0,3 12831 6 3             77,80 €  
            
66,70 €  13380 

            
892.446,00 €  2,0% 92,3%           1.345    
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  0,3 10280 7 4             87,40 €  
            
85,10 €  10361 

            
881.721,10 €  2,0% 92,3%           1.041    

  0,3 8723 8 4             95,90 €  
            
85,10 €  9018 

            
767.431,80 €  2,0% 92,3%              906    

  0,3 3766 9 5           105,40 €  
          
103,40 €  3787 

            
391.575,80 €  2,0% 92,3%              381    

  0,3 6160 10 5           114,40 €  
          
103,40 €  6338 

            
655.349,20 €  2,0% 92,3%              637    

  0,3 3070 11 6           122,60 €  
          
121,80 €  3076 

            
374.656,80 €  2,0% 92,3%              309    

  0,3 7550 12 6           131,30 €  
          
121,80 €  7714 

            
939.565,20 €  2,0% 92,3%              775    

  0,3 1130 13 M-5           141,00 €  
          
140,60 €  1131 

            
159.018,60 €  2,0% 92,3%              114    

  0,3 314 14 M-5           151,00 €  
          
140,60 €  320 

              
44.992,00 €  2,0% 92,3%                32    

  0,3 720 15 M-6           159,40 €  
          
159,30 €  720 

            
114.696,00 €  2,0% 92,3%                72    

  0,3 72 16 M-6           169,20 €  
          
159,30 €  73 

              
11.628,90 €  2,0% 92,3%                  7    

               Summe  

       
16.192.690,00 
€         30.465,00    

              

Zzgl. 
Einnahme 

ab 
15.12.2020 

            
238.577,20 €        

 
 

Tarifprodukt 
Elastizität 
TSR 

Stückzahl 
2019 Ringe Zonen (M=2) 

Tarifstand 
2019 

Tarifstand 
2020 

Elastizität 
TSR Einnahme 

Anteil 
Wechsler Restsumme 

Grüne Jugend AT1                     

Bedarfsänderung TSR M 90% 15.392 1 bis 4 M         9,00 €           8,40 €            13.853          116.363,52 €  98%         2.327,27 €  

Bedarfsänderung TSR AR 70% 1.317 5 bis 16 in 1 bis 6         9,00 €         10,00 €                 922              9.219,00 €  98%            184,38 €  

Bedarfsänderung TSR Gesamt 70% 2.142 1 bis 16 M+ in 1 bis 6       18,00 €         17,00 €              1.499            25.489,80 €  98%            509,80 €  

Grüne Jugend AT2                     

Bedarfsänderung TSR M 90% 42.568   M       14,70 €         14,60 €            38.311          559.343,52 €  96%       22.373,74 €  

Bedarfsänderung TSR AR 70% 8.992   in 1 bis 6       14,70 €         17,00 €              6.294          107.004,80 €  96%         4.280,19 €  

Bedarfsänderung TSR Gesamt 70% 23.254   M+ in 1 bis 6       29,40 €         26,00 €            16.278          423.222,80 €  96%       16.928,91 €  
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Zzgl. 
Einnahme ab 
15.12.2020           6.393,70 €  96%            255,75 €  

Gesamtsumme               
   1.247.037,14 
€          46.860,04 €  

 

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt. 

 

 

b) II) Kostenfreiheit d. Schulwegs und Abo (Ohne-Fall) 

 

Tarifprodukt Elastizität TSR 
Stückzahl 
2019 Ringe Zonen (M=2) Tarifstand 2019 Tarifstand 2020 

Elastizität 
TSR Einnahme 

Anteil 
Nicht-
Berechtigte 

Anteil 
Wechsler  

Abo Woche 
AT1 inkl. 
Kostenfreiheit 0 8.801 1 2       10,80 €         11,90 €  8.801       104.731,90 €  0,65% 100,0%  

  0 10.455 2 2       10,80 €         11,90 €  10.455       124.414,50 €  0,65% 100,0%  

  0 3.092 3 2       12,90 €         11,90 €  3.092         36.794,80 €  0,65% 100,0%  

  0 1.193 4 2       15,50 €         11,90 €  1.193         14.196,70 €  0,65% 100,0%  

  0 358 5 3       17,90 €         19,20 €  358           6.873,60 €  0,65% 100,0%  

  0 179 6 3       20,30 €         19,20 €  179           3.436,80 €  0,65% 100,0%  

  0 263 7 4       22,80 €         24,60 €  263           6.469,80 €  0,65% 100,0%  

  0 128 8 4       25,00 €         24,60 €  128           3.148,80 €  0,65% 100,0%  

  0 57 9 5       26,50 €         28,50 €  57           1.624,50 €  0,65% 100,0%  

  0 93 10 5       26,50 €         28,50 €  93           2.650,50 €  0,65% 100,0%  

  0 50 11 6       26,50 €         28,50 €  50           1.425,00 €  0,65% 100,0%  

  0 26 12 6       26,50 €         28,50 €  26              741,00 €  0,65% 100,0%  

  0 15 13 M-5       26,50 €         28,50 €  15              427,50 €  0,65% 100,0%  

  0 3 14 M-5       26,50 €         28,50 €  3                85,50 €  0,65% 100,0%  

  0 2 15 M-6       26,50 €         28,50 €  2                57,00 €  0,65% 100,0%  

  0 13 16 M-6       26,50 €         28,50 €  13              370,50 €  0,65% 100,0%  

          
Zzgl. Einnahme ab 
15.12.2020   

                 -   
€        307.448,40 €       

            

Tarifprodukt Elastizität TSR 
Stückzahl 
2019 Ringe Zonen (M=2) Tarifstand 2019 Tarifstand 2020 

Elastizität 
TSR Einnahme 

Anteil 
Nicht-

Anteil 
Wechsler 

Anzahl 365-
Euro-Tickets 
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Berechtigte ohne KF* 

Abo Monat 
AT1 inkl. 
Kostenfreiheit 0 159.666 1 2       38,60 €         38,60 €  159.666 

   6.163.107,60 
€  0,65% 100,0%           3.173    

  0 263.713 2 2       38,60 €         38,60 €  263.713 
 10.179.321,80 
€  0,65% 100,0%           5.240    

  0 77.468 3 2       46,30 €         38,60 €  77.468 
   2.990.264,80 
€  0,65% 100,0%           1.539    

  0 31.285 4 2       55,40 €         38,60 €  31.285 
   1.207.601,00 
€  0,65% 100,0%              622    

  0 12.136 5 3       63,70 €         62,20 €  12.136       754.859,20 €  0,65% 100,0%              241    

  0 7532 6 3       72,60 €         62,20 €  7532       468.490,40 €  0,65% 100,0%              150    

  0 2614 7 4       81,50 €         79,40 €  2614       207.551,60 €  0,65% 100,0%                52    

  0 1373 8 4       89,50 €         79,40 €  1373       109.016,20 €  0,65% 100,0%                27    

  0 631 9 5       94,60 €         92,00 €  631         58.052,00 €  0,65% 100,0%                13    

  0 835 10 5       94,60 €         92,00 €  835         76.820,00 €  0,65% 100,0%                17    

  0 386 11 6       94,60 €         92,00 €  386         35.512,00 €  0,65% 100,0%                  8    

  0 579 12 6       94,60 €         92,00 €  579         53.268,00 €  0,65% 100,0%                12    

  0 108 13 M-5       94,60 €         92,00 €  108           9.936,00 €  0,65% 100,0%                  2    

  0 45 14 M-5       94,60 €         92,00 €  45           4.140,00 €  0,65% 100,0%                  1    

  0 31 15 M-6       94,60 €         92,00 €  31           2.852,00 €  0,65% 100,0%                  1    

  0 35 16 M-6       94,60 €         92,00 €  35           3.220,00 €  0,65% 100,0%                  1    

* Abo-Anteil 
20 Prozent          

Zzgl. Einnahme ab 
15.12.2020   

    
30.810,40 
€  

 22.354.823,00 
€         11.099,00    

            

Tarifprodukt Elastizität TSR 
Stückzahl 
2019 Ringe Zonen (M=2) Tarifstand 2019 Tarifstand 2020 

Elastizität 
TSR Einnahme 

Anteil 
Nicht-
Berechtigte 

Anteil 
Wechsler  

Abo Woche 
AT2 inkl. 
Kostenfreiheit 0 1.555 1 2       11,60 €         12,80 €  1.555         19.904,00 €  0,65% 100,0%  

  0 2.363 2 2       11,60 €         12,80 €  2.363         30.246,40 €  0,65% 100,0%  

  0 2.416 3 2       13,80 €         12,80 €  2.416         30.924,80 €  0,65% 100,0%  

  0 1.818 4 2       16,60 €         12,80 €  1.818         23.270,40 €  0,65% 100,0%  

  0 825 5 3       19,00 €         20,60 €  825         16.995,00 €  0,65% 100,0%  
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  0 569 6 3       21,80 €         20,60 €  569         11.721,40 €  0,65% 100,0%  

  0 594 7 4       24,40 €         26,30 €  594         15.622,20 €  0,65% 100,0%  

  0 490 8 4       26,80 €         26,30 €  490         12.887,00 €  0,65% 100,0%  

  0 130 9 5       29,50 €         32,00 €  130           4.160,00 €  0,65% 100,0%  

  0 446 10 5       32,00 €         32,00 €  446         14.272,00 €  0,65% 100,0%  

  0 110 11 6       34,30 €         37,70 €  110           4.147,00 €  0,65% 100,0%  

  0 539 12 6       36,70 €         37,70 €  539         20.320,30 €  0,65% 100,0%  

  0 20 13 M-5       39,40 €         43,50 €  20              870,00 €  0,65% 100,0%  

  0 3 14 M-5       42,20 €         43,50 €  3              130,50 €  0,65% 100,0%  

  0 11 15 M-6       44,60 €         49,30 €  11              542,30 €  0,65% 100,0%  

  0 4 16 M-6       47,30 €         49,30 €  4              197,20 €  0,65% 100,0%  

          
Zzgl. Einnahme ab 
15.12.2020   

                 -   
€        206.210,50 €       

            

Tarifprodukt Elastizität TSR 
Stückzahl 
2019 Ringe Zonen (M=2) Tarifstand 2019 Tarifstand 2020 

Elastizität 
TSR Einnahme 

Anteil 
Nicht-
Berechtigte 

Anteil 
Wechsler 

Anzahl 365-
Euro-Tickets 
ohne KF* 

Abo Monat 
AT2 inkl. 
Kostenfreiheit 0 37.700 1 2       41,40 €         41,40 €  37.700 

   1.560.780,00 
€  0,65% 100,0%              749    

  0 102.928 2 2       41,40 €         41,40 €  102.928 
   4.261.219,20 
€  0,65% 100,0%           2.045    

  0 76.356 3 2       49,50 €         41,40 €  76.356 
   3.161.138,40 
€  0,65% 100,0%           1.517    

  0 54.049 4 2       59,30 €         41,40 €  54.049 
   2.237.628,60 
€  0,65% 100,0%           1.074    

  0 17.378 5 3       67,80 €         66,70 €  17.378 
   1.159.112,60 
€  0,65% 100,0%              345    

  0 11688 6 3       77,80 €         66,70 €  11688       779.589,60 €  0,65% 100,0%              232    

  0 9448 7 4       87,40 €         85,10 €  9448       804.024,80 €  0,65% 100,0%              188    

  0 7054 8 4       95,90 €         85,10 €  7054       600.295,40 €  0,65% 100,0%              140    

  0 3231 9 5     105,40 €       103,40 €  3231       334.085,40 €  0,65% 100,0%                64    

  0 5409 10 5     114,40 €       103,40 €  5409       559.290,60 €  0,65% 100,0%              107    

  0 2600 11 6     122,60 €       121,80 €  2600       316.680,00 €  0,65% 100,0%                52    

  0 5663 12 6     131,30 €       121,80 €  5663       689.753,40 €  0,65% 100,0%              113    

  0 1004 13 M-5     141,00 €       140,60 €  1004       141.162,40 €  0,65% 100,0%                20    
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  0 265 14 M-5     151,00 €       140,60 €  265         37.259,00 €  0,65% 100,0%                  5    

  0 437 15 M-6     159,40 €       159,30 €  437         69.614,10 €  0,65% 100,0%                  9    

  0 80 16 M-6     169,20 €       159,30 €  80         12.744,00 €  0,65% 100,0%                  2    

* Abo-Anteil 
20 Prozent          

Zzgl. Einnahme ab 
15.12.2020   

    
59.602,10 
€  

 16.783.979,60 
€           6.662,00    

 

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt. 

 

c) III) Bartarif (Mit- und Ohne-Fall) 

 

Tarifprodukt 
Tarifstand 
2020 

Elastizität 
TSR Stückzahl 2019 Einnahmen 2019 

Stückzahl mit 
Elastizität TSR 

Anteil Einnahmen im 
Basiszeitraum 

Einnahmen EB mit 
Fortschreibung TF Anteil Stück 

Anteil 
Einnahmen 

Restsumme 
2020* 

Anteil am Sortiment 
3,7% 3,7%                   

Summe Streifenkarte 1 0,3       79.101.698       110.452.227,40 €         2.926.763             4.086.732,41 €           4.086.732,66 €  
            
2.926.762,83    

           
4.086.732,41 €  

           
2.007.712,22 €  

Summe EFK 1,05 0,3       25.970.448         95.194.293,80 €            946.493             3.522.188,87 €           3.642.823,93 €  
                      
960.907    

           
3.522.188,87 €  

           
1.267.962,74 €  

Summe TK 1,05 0,3       12.351.156       133.401.660,90 €            450.138             4.935.861,45 €           5.104.916,06 €  
                      
456.993    

           
4.935.861,45 €  

           
2.750.189,34 €  

           

Tarifprodukt Kinder 
(Zone Pauschal) 

Tarifstand 
2019 

Tarifstand 
2020 Stückzahl 2019 Einnahmen 2019 

Stückzahl mit 
Elastizität TSR 

Anteil Einnahmen im 
Basiszeitraum 

Einnahmen EB mit 
Fortschreibung TF 

Restsumme 
Einnahmen 
2021** 

Restsumme 
Einnahmen 
2022** 

Restsumme 
2020 

Elastizität TSR 0,00                     

TK 
                      
3,20 €  

                     
3,20 €              635.603            2.033.929,60 €            635.603             2.033.929,60 €           2.033.929,60 €  

           
1.135.520,62 €  

           
1.055.971,44 €  

           
1.095.746,03 €  

EFK 
                      
1,40 €  

                     
1,50 €          1.406.017            1.973.646,50 €         1.406.017             1.973.646,50 €           2.114.621,25 €  

              
814.736,03 €  

              
657.342,22 €  

              
736.039,13 €  

Streifenkarte 
                      
1,40 €  

                     
1,40 €          2.725.786            3.816.097,60 €         2.725.786             3.816.097,60 €           3.816.097,60 €  

           
2.059.077,35 €  

           
1.690.434,27 €  

           
1.874.755,81 €  

*abgeleitet aus den erfassten Werten des jeweiligen Produktes bei den Kindern 

**bereinigt um Tarifanpassung 

 

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt. 

 

 

d) IV) Zusätzliche entgangene Einnahmen im Bartarif 
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Zusätzliche entgangene Einnahmen im Bartarif (EK) 

Kalkulationswert je 365-Euro-Ticket                    17,50 €  

Entgangene Einnahmen      2.241.487,50 €  

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt. 

 

 

e) V) Erweiterung auf Zonen M-12 

 

Erweiterung auf die Zonen M-12 

Aufschlag 3,0% 

Abschlag für vorhandenen Ausgleich 
Mehrfahrten                        0,35    

Kalkulationswert je 365-Euro-Ticket                       7,12 €  

Entgangene Einnahmen      1.040.251,10 €  
 

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt. 

 

f) VI) Kostendeckung der Erweiterung durch vorherige Einführung des Deutschlandtickets 

 

Durch Einführung des Deutschlandtickets im Mai 2023 mit verbundweiter bzw. deutschlandweiter Gültigkeit, fallen die Kosten Stand Basisjahr 2020 im Jahr 2023 nicht an. 

 

g) Daten zu Mit-Fall I) und II) 

Verkaufsdaten aus der Verkaufsstatistik 2022 (Stand Mai 2023) Stückzahl Einnahme 2022 
Einnahme bereinigt um 

Tarifanpassung 

Ausbildung PlusCard AT I 317 
                                         3.088,90 
€  

                             2.897,65 
€  

Ausbildung PlusCard AT II 2.481 
                                      47.814,20 
€  

                          44.853,85 
€  

Ausbildungstarif I Monat 5.133 
                                    215.715,10 
€  

                        202.359,38 
€  

Ausbildungstarif I Woche 12.198 
                                    160.992,40 
€  

                        151.024,77 
€  

Ausbildungstarif II Monat 32.969 
                                 1.653.410,90 
€  

                     1.551.042,12 
€  

Ausbildungstarif II Woche 25.793 
                                    448.391,90 
€  

                        420.630,30 
€  

IsarCard Ausbildung I Monat 0 
                                                     -   
€  

                                         -   
€  
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IsarCard Ausbildung II Monat 3.907 
                                    209.146,30 
€  

                        196.197,28 
€  

IsarCard Schule I Monat 1.524 
                                      65.334,50 
€  

                          61.289,40 
€  

IsarCard Schule II Monat 140 
                                         6.727,90 
€  

                             6.311,35 
€  

Gesamt   2.810.622,10 2.636.606,10 

 

 

Hinweis: Alle Werte in Tabellen sind ggfs. gerundet dargestellt. 

 

h) Daten Anzahl 365-Euro-Tickets aus Berechnungen 

 

Anzahl 365-Euro-Tickets (Kalkulationswerte) Anzahl 

Selbstzahler kalkuliert aus AT           59.985    

Tickets Kostenfreiheit           68.100    

Weitere Selbstzahler           18.069    

Gesamt         146.154    

Anzahl Schüler im MVV         363.792    

Schülerpotential für 365-Euro-Ticket MVV         289.571    

Anteil verbleibende Schüler im 365-Euro-Ticket 79,6% 

 



 
1 Anhang 4 

Anhang 4 zur Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ 

der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH: 

Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages, der Ausgleichsleistungen sowie Be-
rechnung der Abschlagszahlungen für den für den Freistaat Bayern sowie die kreisfreie 
Stadt Rosenheim 

Präambel und Definition 

Der Anhang 4 definiert die Berechnung des Gesamtausgleichsbetrages Bestandteil C zum Aus-

gleich der Mindereinnahmen für alle Verbundverkehrsunternehmen, die Berechnung des maxi-

malen Ausgleichsbetrages, die Kostenprognose entsprechend der Finanzierungsrichtlinie „365-

Euro-Ticket MVV“ der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH sowie die Abschlagszahlun-

gen. Der Gesamtausgleichsbetrag errechnet sich aus dem fortgeschriebenen kalkulierten Aus-

gleichsbedarf je 365-Euro-Ticket MVV, welcher sich aus der Differenz von fortgeschriebenem 

„Ohne-Fall“ und „Mit-Fall“ Bestandteil C des Jahres 2024 ergibt. 

 

§ 1 Berechnungsgrundlage Bestandteil C 

(1) Auf Basis eines Mit- und Ohne-Falls wurde für das Jahr 2024 ein Ausgleichsbedarf je 365-

Euro-Ticket berechnet. 

(2) In der folgenden Tabelle sind die Berechnungsgrundlagen für den Ausgleichsbedarf je 365-

Euro-Ticket dargestellt: 

Berechnung Mit- und Ohne-Fall Bestandteil C (Kreisfreie Stadt Rosenheim) 

    Ohne-Fall brutto Mit-Fall brutto 

Gruppe Anzahl Kosten p.a. Anteil Bartarif Kosten p.a. 

Kostenfreie Innerorts Rosenheim                   1.050                            397,09 €                           10,00 €                         365,00 €  

Kostenfreie Gesamtgebiet Ro-
senheim                       210                            447,58 €                           10,00 €                         365,00 €  

Kostenfreie im SPNV                       140                            549,00 €                           10,00 €                         365,00 €  

Selbstzahler ganzjährig                       786                            290,29 €                                  -   €                         365,00 €  

Selbstzahler teiljährig                       472                            240,84 €                           50,00 €                         365,00 €  

Nutzer Bartarif                       314                            130,00 €                           80,00 €                         365,00 €  

Zusätzliche entgangene Einnah-
men im Bartarif                   2.972                              18,92 €                                  -   €                                  -   €  

Gesamtsumme                   2.972                 1.026.696,09 €                   62.720,00 €              1.084.780,00 €  

          

Ausgleichsbedarf 2024 brutto       -                58.083,91 €  

Ausgleichsbedarf 2024 netto       -                54.284,03 €  

Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ti-
cket 2024 netto       -                        18,27 €  
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(3) Variablen und Definitionen 

• Ohne-Fall: die Gesamtsumme beträgt im Jahr 2024 1.026.696,09 Euro 

• Mit-Fall: beträgt im Jahr 2024 1.084.780,00 Euro 

• Ausgleichsbedarf brutto: ergibt sich aus der Subtraktion des Mit-Falls vom Ohne-

Fall 

• Ausgleichsbedarf netto: ergibt sich aus Ausgleichsbedarf brutto dividiert durch 

1,07 

• Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket netto: ergibt sich aus dem Ausgleichsbe-

darf netto dividiert durch die an Summe 365-Euro-Tickets gerundet auf zwei 

Stellen 

• Tarifsteigerungs-Wert MVV: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung im 

MVV-Gemeinschaftstarif innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.  

Beispiel: im Abrechnungsjahr 2021 erfolgte eine durchschnittliche Anpassung 

des MVV-Gemeinschaftstarifes von 3,7 Prozent, hieraus ergibt sich ein Tarifstei-

gerungs-Wert von 1,037. 

• Tarifsteigerungs-Wert DLT: entspricht der durchschnittlichen Tarifanpassung 

des Deutschlandtickets innerhalb des vorangegangenen Abrechnungsjahres.  

Beispiel mit theoretischen Werten: im Abrechnungsjahr 2024 erfolgte eine 

durchschnittliche Anpassung des Deutschlandtickets von 5,0 Prozent, hieraus 

ergibt sich ein Tarifsteigerungs-Wert von 1,05. 

• Initialjahr C: entspricht dem Jahr, in dem erstmalig ein positiver Ausgleichsbe-

darf je 365-Euro-Ticket berechnet wird. 

• Eröffnungsjahr C: ist das auf das Initialjahr C folgende Jahr 

(4) Es erfolgt eine jährliche Fortschreibung des Ohne-Falls sowie des Ausgleichsbedarf eines 

Jahres, bis erstmalig ein positiver Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket berechnet wird. Die 

Fortschreibung des Ohne-Falls erfolgt folgendermaßen: 

• Der Ohne-Fall des Folgejahres errechnet sich aus dem Tarifsteigerungs-Wert 

MVV multipliziert mit 0,927 addiert mit dem Tarifsteigerungs-Wert DLT multipli-

ziert mit 0,073 anschließend multipliziert mit der Gesamtsumme des Ohne-Falls 

des Vorjahres. Der Wert von 0,927 ergibt sich aus dem Anteil des MVV-Tarifs des 
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Ohne-Falles, der Wert von 0,073 ergibt sich aus dem Anteil des Deutschlandti-

ckets des Ohne-Falles. 

• Der Mit-Fall wird nicht fortgeschrieben, da der Preis des 365-Euro-Tickets mit 

365,00 Euro festgelegt ist. 

(5) Sobald erstmalig ein positiver Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket berechnet wurde, erfolgt 

die Fortschreibung entsprechend § 2 und es erfolgt keine weitere Fortschreibung nach § 1. 

 

§ 2 Berechnung Mindererlöse eines Abrechnungsjahres Bestandteil C 

(1) Für das Jahr 2024 besteht kein Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket.  

(2) Mit dem Eröffnungsjahr C erfolgt die Fortschreibung des Ausgleichsbedarfes je 365-Euro-

Ticket. In die Berechnung zur Fortschreibung des Ausgleichsbedarfes der 365-Euro-Tickets 

MVV fließen der Mindererlösanteil, fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets, 

der Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent), der Tarifsteigerungs-

Wert MVV und der Tarifsteigerungs-Wert DLT ein, woraus sich ein Ausgleichsbedarf je 365-

Euro-Ticket und Abrechnungsjahr ergibt. 

(3) Die weiteren Variablen sind folgendermaßen definiert: 

• Mindererlösanteil: der Mindererlösanteil des Abrechnungsjahres errechnet sich aus 

dem Tarifsteigerungs-Wert MVV multipliziert mit 0,927 addiert mit dem Tarifsteige-

rungs-Wert DLT multipliziert mit 0,073 anschließend multipliziert dem Minderer-

lösanteil des Vorjahres. 

• Fehlende Steigerung des Preises des 365-Euro-Tickets: Da der Preis des 365-Euro-

Tickets nicht angepasst wird, wird die fehlende Tarifsteigerung als Mindererlös aus-

geglichen. Der Mindererlös errechnet sich wie folgt: der kumulierte Tarifsteigerungs-

Wert MVV ab dem Eröffnungsjahr C multipliziert mit 0,927 addiert mit dem kumulier-

ten Tarifsteigerungs-Wert DLT ab dem Eröffnungsjahr C multipliziert mit 0,073 an-

schließend multipliziert mit dem Netto-Wert des 365-Euro-Tickets, zuletzt wird der 

Netto-Wertes des 365-Euro-Tickets abgezogen. 

• Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung (pauschal 2,60 Prozent): entspricht der 

Addition aus Mindererlösanteil und dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises 

des 365-Euro-Tickets des jeweiligen Jahres jeweils multipliziert mit 2,60 Prozent. 

• Ausgleichsbedarf je 365-Euro-Ticket und Abrechnungsjahr: entspricht der Addition 

aus Mindererlösanteil, dem Wert der fehlenden Steigerung des Preises des 365-
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Euro-Tickets und dem Ausgleich der fehlenden SGB IX Zahlung des jeweiligen Jah-

res. 

• Abrechnungsjahre sind folgendermaßen definiert: 

Basiszeitraum: 01. 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019 

Abrechnungsjahr 1: 01. August 2020 bis 31. Dezember 2020 

Abrechnungsjahr 2: 01. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021 

Abrechnungsjahr 3: 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022 

Abrechnungsjahr 4: 01. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023 

Abrechnungsjahr 5: 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 

Abrechnungsjahr 6: 01. Januar 2025 bis 31. Juli 2025 

• Hinweis: In Berechnungen wird nur gerundet, wenn darauf hingewiesen wurde. Hier 

dargestellte Werte können gerundet sein 

(4) Der Gesamtbetrag an Mindererlösen (Bestandteil C) eines Abrechnungsjahres wird ab dem 

Initialjahr in der Schlussrechnung abgerechnet und ergibt sich folgendermaßen: 

• Der Gesamtbetrag entspricht der Anzahl an 365-Euro-Tickets des Abrechnungsjah-

res multipliziert 2,17 Prozent (Anteil 365-Euro-Tickets Bestandteil C, vgl. § 4 Abs. 2 

Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“) multipliziert mit dem Ausgleichsbe-

darf je 365-Euro-Ticket.  

• Ein 365-Euro-Ticket kann sich aus zehn Zahlmonaten zusammensetzen. 365-Euro-

Tickets werden auch anteilig gerechnet. 

• Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung.  

• Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

 

§ 3 Maximaler Ausgleichsbetrag Bestandteil C 

(1) Der maximale Ausgleichsbetrag beträgt im Abrechnungsjahr 2024 0,0 Mio. Euro. 

(2) Ein maximaler Ausgleichsbetrag fällt erstmals im Initialjahr C an und errechnet sich wie folgt. 
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• Die Schülerzahlen sowie Schüler-Potential werden entsprechend Finanzierungsricht-

linie § 4 (2) auf Basis 2 auf Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-

ben. 

• Der maximaler Ausgleichsbetrag Initialjahr C ergibt sich aus dem Ausgleichsbedarf 

netto Initialjahr C multipliziert mit 1,026 multipliziert mit dem Schüler-Potential des 

Initialjahres dividiert durch das Schülerpotential des Vorjahres multipliziert mit 1,30. 

 

(3) Die Fortschreibung des maximalen Ausgleichsbetrages ab dem Eröffnungsjahr C erfolgt auf 

Basis der Entwicklung der Schülerzahlen sowie der Entwicklung des Ausgleichsbedarf je 

365-Euro-Ticket. Dabei wird wie folgt vorgegangen. 

• Die Schülerzahlen sowie Schüler-Potential werden entsprechend Finanzierungsricht-

linie § 4 (2) auf Basis 2 auf Basis der amtlichen Schulstatistik in Bayern fortgeschrie-

ben. 

• Der neue maximale Ausgleichsbetrag ergibt sich folgendermaßen: Maximaler Aus-

gleichsbetrag des Abrechnungsjahres entspricht dem maximalen Ausgleichsbetrag 

des Vorjahres multipliziert mit dem Schüler-Potential des Abrechnungsjahres dividiert 

durch das Schülerpotential des Vorjahres multipliziert mit dem Ausgleichsbedarf je 

365-Euro-Ticket des Abrechnungsjahres dividiert durch den Ausgleichsbedarf je 365-

Euro-Ticket des Vorjahres. 

• Die Berechnung des maximalen Ausgleichsbetrages erfolgt zu Beginn eines Abrech-

nungsjahres und wird den Verbundpartnern übermittelt. 

• Für Teiljahre folgt eine anteilige Berechnung. 

• Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

 

§ 4 Kostenprognose Bestandteil C 

(1) Die Kostenprognose beträgt im Abrechnungsjahr 2024 0,00 Euro. 

(2) Die Fortschreibung der Kostenprognose erfolgt folgendermaßen: 

• Die Kostenprognose für ein Abrechnungsjahr beträgt 85,0 Prozent des Maximalen 

Ausgleichsbetrages des Abrechnungsjahres. 
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• Die Berechnung der Kostenprognose erfolgt zu Beginn eines Abrechnungsjahres und 

wird den Verbundpartnern übermittelt. 

• Es wird kaufmännisch auf volle Euro gerundet. 

 

§ 5 Abschlagszahlungen Bestandteil B 

Die Abschlagszahlungen nach § 6 der Finanzierungsrichtlinie berechnen sich wie folgt. Je Monat 

der Abschlagszahlung wird ein Monatsanteil der Kostenprognose des Abrechnungsjahres zu 85 

Prozent angerechnet. Beispiel: Besteht das Abrechnungsjahr aus zwölf Monaten wird je Monat 

ein Zwölftel der Kostenprognose angerechnet; besteht ein Abrechnungsjahr aus sieben Monaten, 

wird je Monat ein Siebtel der Kostenprognose angerechnet. 



Anlage 1: Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschlandticket für 

Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) ab dem 1. 

Januar 2024 

 

Vorbemerkung:  

Änderungen gegenüber. Stand vom 07. Juli 2023 – folgende Regelungen, die sich auf die 

Einführungsphase beziehen, wurden gestrichen: 

• Startzeitpunkt (eh. Ziff. 4)  

• Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung für Studierende, Ende der 

Bezugsberechtigung (eh. Ziff. 6.2) 

• Möglichkeit der erstmaligen Prüfung der Berechtigung innerhalb von 3 Monaten (eh. 

Ziff. 7.1 und 7.2, Satz 2) 

• Ausgleich bei nachträglich durchgeführten Berechtigungsprüfungen (eh. Ziff. 7.3, 

Absatz 2) 

• Erstattung gegenüber Berechtigten in der Einführungsphase (eh. Ziff. 7.4) 

 

1 Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandtickets  

Für das Ermäßigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbestimmungen des 

Deutschlandtickets in der jeweils geltenden Fassung (vgl. Anlage 1). Dies umfasst 

insbesondere die monatliche Kündbarkeit und den digitalen Vertrieb.  

2 Definition Ermäßigungsticket  

Das Ermäßigungsticket als Tarifangebot für Auszubildende, Studierende und 

Freiwilligendienstleistende im Freistaat Bayern ist eine beim Erwerb rabattierte Version des 

Deutschlandtickets. Das Ermäßigungsticket ist um 20 Euro gegenüber dem regulären 

Deutschlandticket rabattiert. Der Ermäßigungsbetrag wird vom Freistaat Bayern finanziert.   

3 Berechtigtenkreis  

3.1 Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermäßigungstickets berechtigt:  

a) Auszubildende (zur Definition siehe 3.2),   

b) Studierende (zur Definition siehe 3.3),   

c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition siehe 3.4).   

3.2 Als Auszubildende werden definiert:  

• Auszubildende mit einem Berufsausbildungsvertrag nach § 10 Abs. 1 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) und vergleichbare Fälle. Dies umfasst Menschen mit 

Behinderung und Menschen, die von einer Behinderung bedroht sind, die eine 

Ausbildung im Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren. Den 

Auszubildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1 BBiG sind vergleichbar die 

Teilnehmenden an Vorschaltmaßnahmen der arbeitsweltbezogenen 

Jugendsozialarbeit in Jugendwerkstätten in Vorbereitung auf eine Ausbildung. 
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• Schülerinnen und Schüler an einer Berufsschule/-fachschule gemäß Art. 11, 13 

Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG). Dem 

vergleichbar sind Schülerinnen und Schüler am Lehrgang geprüfte agrartechnische 

Assistentinnen und Assistenten nach der Lehrgangsordnung für staatlich geprüfte 

agrartechnische Assistentinnen und Assistenten. 

 

• Schülerinnen und Schüler des Staatsinstituts für die Ausbildung von Fachlehrern und 

des Staatsinstituts für die Ausbildung von Förderlehrern gemäß Art. 120 BayEUG (in 

Verbindung mit Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Erste 

Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften beziehungsweise Studienordnung für das 

Staatsinstitut für die Ausbildung von Förderlehrern). 

 

• Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15 BayEUG. 

 

• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene I und II in der 

Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslaufbahngesetz 

(LlbG).  

Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen können künftig als bezugsberechtigte 

Auszubildende anerkannt werden, soweit diese mit den oben genannten Personengruppen 

vergleichbar sind.   

Für die örtliche Berechtigung muss der gemeldete Hauptwohnsitz oder der Schulort in 

Bayern liegen.  

3.3 Als Studierende werden definiert:  

Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bayerisches  

Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG)  

• Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne von Art. 112 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 

BayHIG  

• Studierende an der Fachakademie nach Art. 17 BayEUG  

• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der Qualifikationsebene III in der 

Ausbildungszeit nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 LlbG und vergleichbare Studierende, 

welche die Qualifikation für eine Fachlaufbahn außerhalb eines 

Beamtenverhältnisses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne des Art. 17 Abs. 

1 Satz 2 Gesetz über die Hochschule für den öffentlichen Dienst).  

Studierende neuer Einrichtungen können künftig als bezugsberechtigte Studierende 

anerkannt werden, soweit diese mit den oben genannten Personengruppen vergleichbar 

sind.  

Maßgeblich für den Erwerb ist der Studienort in Bayern.   

Verkehrsunternehmen können auch Studierenden mit Hauptwohnsitz in Bayern an den am 

gemeinsamen Semesterticket beteiligten Hochschulen den Erwerb des Ermäßigungstickets 

ermöglichen, wenn alle der im Folgenden aufgeführten Voraussetzungen erfüllt sind:  

• Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bayern, aber innerhalb Deutschlands in 

einem bundesländerübergreifenden lokalen Verkehrsverbund mit einem 

gemeinsamen Semesterticket für die bayerischen und außerbayerischen 

Hochschulen.  

• Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische Kommunen.  



• Im Bundesland des Studienortes gibt es für den Studierenden kein Angebot für ein 

ermäßigtes Deutschlandticket für Studierende.  

3.4 Als Freiwilligendienstleistende gelten:  

• Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst 

und  

• Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur Förderung von 

Jugendfreiwilligendiensten (Freiwilliges soziales Jahr/Freiwilliges ökologisches Jahr, 

et cetera)  

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern.  

4 Zeitliche Berechtigung zum Neubezug  

Ein Neubezug des Ermäßigungstickets (durch Neuabschluss bzw. Wiederaufleben eines 

Abo-Vertrags) ist, solange keine taggenaue Gültigkeit des Deutschlandtickets gegeben ist, 

für all jene gesamten Monatszeiträume möglich, in denen mindestens zehn Kalendertage im 

nachgewiesenen Berechtigungszeitraum (Semester, Ausbildungsjahr, Dienstzeitraum etc.) 

liegen.  

5 Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung für Studierende  

Der Gesamtpreis für das Ermäßigungsticket inklusive des geleisteten Beitrages für ein vor 

Ort bestehendes solidarisches Semesterticket (sofern vorhanden) liegt 20 Euro unter dem 

jeweils aktuellen Preis des regulären Deutschlandtickets. Beim Erwerb durch Studierende, 

deren Studierendenwerk für sie ein verpflichtendes solidarisches Semesterticket vereinbart 

hat, ist von den Vertriebsstellen des Ermäßigungstickets (z.B. Verkehrsunternehmen bzw. 

sonstige für den Vertrieb verantwortlichen Stellen wie z. B. Verbundorganisationen oder 

Vertriebsdienstleister) der durch den Studierenden geleistete Solidarbeitrag für ein 

Semesterticket mit einem Sechstel beim Bezugspreis des Ermäßigungstickets monatlich 

anzurechnen.   

6 Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets  

6.1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilligendienstleistende  

Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und 

danach spätestens nach Ablauf von jeweils 12 Monaten durch ein geeignetes Verfahren 

durch die Vertriebsstelle des Ermäßigungstickets zu prüfen. Die Berechtigungsprüfung soll 

auch unterjährig durchgeführt werden können; das Prüfungsergebnis gilt jeweils für 12 

Monate, maximal jedoch bis zum Ablauf der Ausbildungs-/Dienstzeit. Die Vertriebsstelle 

kann auch kürzere Fristen vorsehen. Hierbei ist primär ein vom Freistaat Bayern 

bereitgestelltes, einheitliches Formular als Berechtigungsnachweis zu nutzen. Das genaue 

Verfahren sowie mögliche Alternativen werden im Anhang „Regelungen zur 

Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets“ definiert.   

6.2 Berechtigungsprüfung für Studierende  

Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist beim erstmaligen Erwerb und 

danach mindestens zu Beginn jedes Semesters zu prüfen. Hierbei sollte ein elektronischer 



Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (sogenanntes „Shibboleth-Verfahren“) genutzt 

werden. Das genaue Verfahren sowie mögliche Alternativen werden im Anhang „Regelungen 

zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets“ definiert. Für Trimester 

gilt sinngemäß dasselbe wie für Semester.  

6.3 Behandlung von Ermäßigungstickets im Ausgleichsverfahren  

Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprüfung gemäß Ziffer 6.1 bei 

Auszubildenden und Freiwilligendienstleistenden und Ziffer 6.2 bei Studierenden sowie die 

im Anhang „Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets“ 

definierten Kriterien eingehalten hat, werden vom Freistaat Bayern auch ohne gültigen 

Berechtigungsnachweis ausgegebene Ermäßigungstickets im Rahmen des 

Ausgleichsanspruchs akzeptiert.   

Ergibt eine nachträglich durchgeführte Berechtigungsprüfung, dass im bereits vergangenen 

Bezugszeitraum keine Berechtigung für einen Erwerb des Ermäßigungstickets bestand, dann 

muss die Vertriebsstelle das Abonnement entweder als reguläres Deutschlandticket ohne 

Ermäßigung fortführen und den hierfür jeweils aktuell geltenden monatlichen Preis erheben, 

oder das Abonnement kündigen.    

 

Anhang: Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets 



Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Perso-
nennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus Bun-

des- und Landesmitteln 
 

vom 16. November 2023 
 

I. Hinweise und Erläuterungen 
 

Die nachfolgenden Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im ÖPNV im 
Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 basiert auf den Muster-Richtlinien 
zum Ausgleich von Schäden im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2023. 
 
Die Muster-Richtlinien wurden auf der Grundlage des Beschlusses des Bundeskanzlers mit 
den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vom 06.11.2023 erstellt, dass die 
in 2023 und 2024 entstehende Kostenunterdeckung paritätisch von Bund und Ländern bis zu 
einer Gesamthöhe von 6 Mrd. Euro ausgeglichen wird. Dabei soll sichergestellt werden, dass 
die nach Maßgabe der Musterrichtlinien ermittelten Ausgleichsbeträge in voller Höhe ausge-
glichen werden und eine mögliche Finanzierungslücke über eine moderate Anhebung des 
Preises des Deutschlandtickets und die Gewinnung weiterer Kundinnen und Kunden geschlos-
sen wird. 
 
Die Musterrichtlinien regeln den Ausgleich für das gesamte Jahr 2024, um den Beteiligten 
Sicherheit in Bezug auf die Ausgleichsparameter zu geben. Auf dieser Grundlage besteht auch 
eine gesicherte Gesamtfinanzierung für den Zeitraum vom 1. Januar bis mindestens zum 30. 
April 2024 bei einem Preis des Deutschlandtickets von 49 Euro pro Monat. Daher wird den 
Aufgabenträgern empfohlen, ihre Umsetzungsregelungen vorerst bis Ende April zu befristen, 
da bis zu diesem Zeitpunkt auch Klarheit über mögliche Preisanpassungen beim Deutschland-
ticket besteht. 
 
Auch für den Ausgleich für 2024 ist es erforderlich und sachgerecht, die Fahrgeldeinnahmen 
des Zeitraums der Geltung des Deutschlandtickets des Jahres 2019 als Bezugspunkt zu ver-
wenden.  
 
Bei den Muster-Richtlinien wurden im Vergleich zum Jahr 2023 folgende wesentliche Anpas-
sungen vorgenommen: 

1. Auch für den Fall, dass die Länder von der Möglichkeit Gebrauch machen, die über-
gangsweise Anwendung des Deutschlandtickettarifes bis zur Umsetzung durch die zu-
ständigen Aufgabenträger landesrechtlich durch eine Tarifvorgabe sicherzustellen, er-
folgt der Ausgleich gegenüber den Verkehrsunternehmen durch die jeweiligen Aufga-
benträger als zuständige Behörden innerhalb der Instrumente der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 mittels öffentlichem Dienstleistungsauftrag oder allgemeiner Vorschrift. Auf-
grund der von Bund und Ländern bereitgestellten Finanzierungsmittel für das Deutsch-
landticket und der erlassenen Landesregelungen zur Tarifvorgabe des Deutschlandti-
ckettarifs kann die Ausgleichsregelung des jeweils zuständigen Aufgabenträgers selbst 
dann zum 1. Januar 2024 erfolgen, wenn sie erst zu einem späteren Zeitpunkt erlassen 
werden sollte. Die Umsetzung der Ausgleichsregelung im Rahmen öffentlicher Dienst-
leistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften müsste zeitnah, spätestens aber bis 
zum 31. März 2024 erfolgen. 

2. Bei der Fortschreibung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen 2019 von 2023 auf 
2024 werden Tarifanpassungen von 2023 auf 2024 im Altsortiment nur bis zu einer 
Höhe von 8 Prozent beim Ausgleich anerkannt. Dafür müssen auch bei einer Tarifan-
passung im Altsortiment von über 8 Prozent die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen für 
den Ausgleich nur so in den Ausgleich eingestellt werden, als wäre der Tarif nur um 8 
Prozent erhöht worden. . 

Anlage 2 (Deutschlandticket) zum Amtsblatt Nr. 13 vom 29.12.2023 des Landkreises Rosenheim



3. Die bisherige Regelung zum Ausgleich der Minderung der Erstattungsleistungen für 

die unentgeltliche Beförderung schwerbehinderter Menschen bewirkte auch einen Aus-

gleich dafür, dass individuelle Vomhundertsätze im Vergleich zum Jahr 2019 nicht 

mehr nachgewiesen werden konnten. Grund hierfür war, dass ein Nachweis aufgrund 

der Corona-Pandemie mit den dafür erforderlichen Verkehrszählungen nicht geführt 

werden durfte. 

Nunmehr kann die Veränderung des Vomhundertsatzes nicht mehr aus den nicht mehr 
durchführbaren Verkehrszählungen resultieren, weshalb ein Vergleich mit dem 
Vomhundertsatz für 2019 nicht mehr sachgerecht ist. Die Regelung zum Ausgleich für 
das Deutschlandticket kann deshalb vereinfacht werden (siehe Nummer 5.4.2).  

4. In die Verfahrensregelungen wurde eine obligatorische Regelung zu Vorauszahlungen 

aufgenommen. Dies dient der Liquiditätssicherung der Verkehrsunternehmen, die teils 

durch die Zwischenfinanzierung auch von Ansprüchen aus der Einnahmeaufteilung 

des Deutschlandtickets belastet sein können. 

5. Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des Deutschlandtickets entfallen-

den prognostizierten Einnahmesteigerungen im Ohne-Fall aus positiven Verkehrsmen-

geneffekten wurden die auf das Jahr 2023 fortgeschriebenen Soll-Fahrgeldeinnahmen 

zusätzlich um 1,3 Prozent gegenüber 2022 (langfristiges historisches Wachstum der 

Verkehrsleistung im ÖPNV (Destatis: 2004-2019: rd. 1,3 Prozent p.a) erhöht. Gleiches 

wird für das Jahr 2024 vorgenommen. Die Richtlinien sehen aus Vereinfachungsgrün-

den in Nummer 5.4.1.1 eine den Zinseszinseffekt nicht berücksichtigende Erhöhung 

um insgesamt 2,6 Prozent vor. 

6. Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Ja-

nuar 2023 abgesenkt, müssen bei der Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen 

für die Berechnung des Ausgleichs für alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültig-

keit alle verkauften Tickets mit den am 01. Januar 2023 geltenden und über die durch-

schnittliche Tarifanpassung auf 2024 fortgeschriebenen Preisen (vor der Einführung 

des Deutschlandtickets) angerechnet werden. Denn der Bund beteiligt sich nur an der 

aus der Einführung des Deutschlandtickets resultierenden Kostenunterdeckung. Eine 

Ausnahme bilden regionale oder landesweite Semestertickets, deren Preis im Solidar-

modell zur Herstellung eines angemessenen Preisabstands zum Deutschlandticket zur 

Sicherung des Solidarmodells notwendig ist. 

7. Die Berücksichtigung von zusätzlichen Vertriebsaufwendungen ist in den Musterricht-

linien für das Jahr 2024 vorgesehen, da noch keine ausreichenden Anpassungen beim 

Vertrieb innerhalb der Branche möglich sind und nur so möglichst viele (neue) Kundin-

nen und Kunden beim Deutschlandticket angesprochen werden können. 2025 ist die 

Berücksichtigung zusätzlicher Vertriebsaufwendungen in den Musterrichtlinien nicht 

vorgesehen. Dies ist künftig durch eine Anpassung der Vertriebsprozesse und bran-

cheninterne Maßnahmen zu regeln. Die Vertriebsmehrkosten sind Bestandteil der Fi-

nanzierungsleistung an die Empfänger. Zur zweckentsprechenden Mittelverwendung 

werden diese Leistungen an diejenigen Stellen ausgereicht, im Regelfall die Verkehrs-

unternehmen, die selbst oder durch Vertriebsdienstleister das Deutschlandticket ver-

treiben. 

Im Vergleich zum Jahr 2023 sind keine Regelungen mehr zur Anrechnung ersparter Provisi-
onszahlungen mehr in die Ausgleichsberechnung einzubeziehen. Ebenso werden keine Pau-
schalen für die Umstellung der Vertriebsprozesse und Kontrollinfrastruktur mehr gewährt.   
 
Für die zwischen den Ländern vereinbarte einheitliche Bemessung des Ausgleichs ist eine 
einheitliche Definition der ausgleichsfähigen Kostenunterdeckung erforderlich. Dafür müssen 
auch in 2024 unabhängig von der konkreten verfahrensmäßigen Gestaltung durch die Länder 



die die Erstattungsfähigkeit regelnden Passagen durch alle Länder übernommen werden. Dar-
über hinaus bedarf es im Hinblick auf die Transparenz des Mittelbedarfs einheitlicher Antrags-
fristen, die wie auch schon für 2023 in den Muster-Richtlinien auch für 2024 obligatorisch sind. 
 
Die Muster-Richtlinien sind entsprechend dem Gliederungsschema einer Förderrichtlinie als 
Richtlinien für Billigkeitsleistungen abgefasst. Die Umsetzung muss durch die Länder noch mit 
jeweils eigenen Länderrichtlinien und/oder -erlassen erfolgen. In Abhängigkeit von der im je-
weiligen Land zu treffenden Entscheidung über die verfahrensmäßige Abwicklung des Aus-
gleichs auf der Grundlage einer gesetzlichen Regelung, einer Zuwendungsregelung (mit Zu-
wendungsbescheiden oder -verträgen) oder einer Billigkeitsleistungsregelung sind insbeson-
dere die verfahrensmäßigen Regelungen aus den Muster-Richtlinien mit Ausnahme der An-
tragsfristen anzupassen. Dies gilt auch in Bezug auf die im jeweiligen Land zu treffende Zu-
ständigkeitsregelung für die Ausgleichsgewährung. 
 
In den nachfolgenden Muster-Richtlinien sind auf der Grundlage dieser Hinweise hinter der 
Gliederungsnummer der Regelung Hinweise ausgebracht, ob die Regelungen  

- obligatorisch wegen der Einheitlichkeit 
- fakultativ  

von allen Ländern zu beachten sind. 
  



II. Musterrichtlinien 

Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeck-
ter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 

Deutschlandticket im Jahr 2024 in Land XXX  
(Richtlinien Deutschlandticket-Billigkeitsleistungen ÖPNV 2024) 

 
Runderlass des Ministeriums für  

vom XX. November 2023 
 

1 (fakultativ)  
Rechtsgrundlage  
Zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen im 
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) einschließlich des Schienenpersonennahverkehrs 
(SPNV) im Zusammenhang mit der Einführung des Deutschlandtickets gewährt das Land nach 
Maßgabe dieser Richtlinien und § 53 der Landeshaushaltsordnung (LHO) Billigkeitsleistungen.  
Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung der Leistung. Die Bewilligungsbehörde ent-
scheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens diskriminierungsfrei im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.  
 
2 (obligatorisch)  
Gegenstand der Billigkeitsleistungen  
Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich an die Empfänger in Land XXX, deren 
Ausgaben in den Monaten Januar bis Dezember 2024 aufgrund der Einführung des Deutsch-
landtickets durch den Rückgang der Fahrgeldeinnahmen oder Ausgleichszahlungen aus all-
gemeinen Vorschriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres 2019 nicht durch Ein-
nahmen aus Fahrgeldern und vor dem 1. Mai 2023 geregelten und nicht die Umsetzung des 
Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentli-
che Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 1) (VO 
1370) oder aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Artikel 3 Absatz 3 der VO 1370 gedeckt 
werden können. 
 
3  
Empfänger der Billigkeitsleistung  
Empfänger sind  
3.1 (obligatorisch)  
Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des ÖPNV im Sinne des ÖPNV-Gesetzes 
des Landes XXX,  
3.2 (fakultativ)  
öffentlich-rechtliche Körperschaften (insbesondere Zweckverbände, Anstalten öffentlichen 
Rechts) als Sammelantragsteller für die Empfänger gemäß Nummer 3.1.  
3.3 (obligatorisch bei landesrechtlicher Tarifanordnung) 
Nur soweit das Land eine Tarifvorgabe nach Landesrecht getroffen hat und Aufgabenträger 
oder Aufgabenträgerorganisationen bislang keine Regelung nach Nummer 4 getroffen haben, 
sind für den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum 31. März 2024 Empfänger auch öffentliche 
und private Verkehrsunternehmen, soweit sie als Genehmigungsinhaber oder Betriebsführer 
nach dem Personenbeförderungsgesetz oder der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 ÖPNV auf 
dem Gebiet des Landes und/oder aufgrund eines öffentlichen Dienstleistungsauftrages Beför-
derungsleistungen im ÖPNV bzw. im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) erbringen. Für die 
Eisenbahnverkehrsunternehmen ist eine getrennte Antragstellung und Bewilligung für die je-
weiligen Regionalbereiche zulässig. 
 
 
4 (obligatorisch) 



Voraussetzungen  
Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht erlösverantwortlich sind, leiten sie die Bil-
ligkeitsleistungen an die das wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in ent-
sprechender Anwendung der Nummer 5.4 und nach den Vorgaben der VO 1370 über allge-
meine Vorschriften oder öffentliche Dienstleistungsaufträge oder über andere beihilferechtlich 
zulässige Instrumente diskriminierungsfrei weiter. Die Erlösverantwortlichen sind dabei zu ver-
pflichten, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket teil-
zunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche 
vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschießende Ein-
nahmen im Rahmen der Einnahmeaufteilung abzugeben.  
 
5  
Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistung 
  
5.1 (fakultativ)  
Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung gemäß § 53 LHO 
  
5.2 (obligatorisch)  
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen vollständigen Ausgleich in Höhe von 100 
Prozent der ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben.  
 
5.3 (fakultativ)  
Die Billigkeitsleistung wird in Form einer Zuweisung bzw. eines Zuschusses gewährt.  
 
5.4 (obligatorisch wegen Einheitlichkeit)  
Die ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben sind wie folgt zu ermitteln:  
 
5.4.1  
Fahrgeldausfälle:  
Für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif, Beför-
derungsbedingungen DB (BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwischen den um 
die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 2024 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeld-
einnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019 und den tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen 
der jeweiligen Monate des Jahres 2024 nach Maßgabe der Nummern 5.4.1.1 und 5.4.1.2 aus-
gleichsfähig. Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer). 
Die Verbundorganisationen haben den Empfängern die für die Antragstellung erforderlichen 
Daten zu liefern. Einnahmen aus dem Erhöhten Beförderungsentgelt werden nicht berücksich-
tigt. 
 
5.4.1.1  
Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar bis Dezember 2024 
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen Monat 
verkauften bzw. dem Verbund gemeldeten Fahrausweise der jeweiligen Kartenart und Preis-
stufe der Monate Januar bis Dezember 2019 mit den für diese Kartenart und für die im Gültig-
keitszeitraum entsprechende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 2024 genehmigten 
Preisen zu multiplizieren. Preisanpassungen, die ab dem 1. Januar 2024 wirksam werden, 
sind im Wesentlichen gleichmäßig für alle Kartenarten und alle Preisstufen vorzunehmen. Las-
sen sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen oder handelt es sich 
um stückzahlunabhängige Pauschalangebote, ist die aus der Berechnung nach Satz 1 abge-
leitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung für die Hochrechnung maßgebend. Wenn 
aufgrund einer grundlegenden Änderung der Tarifstruktur, die nach dem 15. Januar 2023 wirk-
sam wurde, ein Vergleich zu den Tarifarten und Preisstufen des Jahres 2019 nicht möglich ist, 
werden die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar 
2023 ermittelt und über die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fortge-
schrieben. Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. 
Januar 2023 abgesenkt, sind für diese Tickets die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf 



Basis des Preisstandes zum 1. Januar 2023 zu ermitteln und über die durchschnittliche pro-
zentuale Tarifanpassung auf 2024 fortzuschreiben.  
Übersteigt in 2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung gegenüber dem mit Stand 

vom 1. Oktober 2023 beantragten Tarif mit Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8 

Prozent, darf für die Ermittlung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Kar-

tenart in der jeweiligen Preisstufe nur eine Steigerungsrate von 8 Prozent zu Grunde gelegt 

werden.  

Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des Deutschlandtickets entfallenden prog-
nostizierten Einnahmesteigerungen aus positiven Verkehrsmengeneffekten in den Jahren 
2023 und 2024 werden die nach den Sätzen 1 bis 6 ermittelten Fahrgeldeinnahmen für beide 
Jahre um insgesamt 2,6 Prozent erhöht. Die nach den Sätzen 1 bis 7 ermittelten hochgerech-
neten Fahrgeldeinnahmen sind im Verhältnis der Veränderung der tatsächlich erbrachten Be-
triebsleistungen in Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometern im Kalenderjahr 2024 gegenüber 
dem Kalenderjahr 2019 im Gebiet des Empfängers nach Nummer 3.1 fortzuschreiben. Als 
Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Prozent der prozentualen Steigerung bzw. prozentu-
alen Verminderung der Betriebsleistungen im Gebiet des Empfängers nach Nummer 3.1 an-
zusetzen.  
Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten nach Einnahmeaufteilung 
im jeweiligen Bundesland zum 31. Januar 2025 die Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abon-
nenten zum 30. April 2023 um mehr als 10 Prozent, sind die nach den Sätzen 1 bis 9 ermittel-
ten Fahrgeldeinnahmen um den über die Bagatellgrenze von 5 Prozent hinausgehenden Pro-
zentsatz für alle Empfänger im Land abzusenken. 
Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif sind die 
hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmeaufteilung unter Zugrundelegung 
des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2024 der jeweiligen Verbundorganisation zu verteilen, 
der ohne die Einführung des Deutschlandtickets gegolten hätte.  
 
5.4.1.2  
Zur Berechnung der anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar bis 
Dezember 2024 sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen einschließlich der Fahrgeldeinnah-
men aus dem Deutschlandticket zu ermitteln. Für Jobtickets und das bundesweite solidarische 
Semesterticket zum Deutschlandticket sind die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen ansetzbar, 
soweit dabei die abgestimmten bundeseinheitlichen Rabattierungen angewendet wurden. Die 
Vornahme weiterer Absetzungen von den Fahrgeldeinnahmen aus dem Deutschlandticket ins-
besondere für die Deckung von Vertriebsaufwendungen ist nicht zulässig. Wurden die Preise 
für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, sind 
bei der Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen für die Berechnung des Ausgleichs 
für alle Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit mit Ausnahme von im Solidarmodell ver-
kauften Studierendentickets alle verkauften Tickets mit den am 1. Januar 2023 geltenden und 
über die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fortgeschriebenen ggfs. den 
Preis des Deutschlandtickets auch übersteigenden Preisen anzusetzen.  
Übersteigt in 2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung der jeweiligen Kartenart 

in der jeweiligen Preisstufe gegenüber dem mit Stand vom 1. Oktober 2023 beantragten Tarif 

mit Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8 Prozent, können für die Ermittlung der tat-

sächlichen Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen Preisstufe die Preise 

zu Grunde gelegt werden, die bei einer Tarifanpassung von 8 Prozent zu zahlen gewesen 

wären.  

Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem 
Deutschlandticket sind die so ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen gemäß der Ein-
nahmeaufteilung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für das Jahr 2024 der je-
weiligen Verbundorganisation sowie gemäß der Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket 
zu verteilen.  
 
5.4.2  



Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach dem Neunten Buch Sozialge-
setzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 6 des 
Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2075) geändert worden ist, sind die um die Tarif-
anpassungen gemäß Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnah-
men des Zeitraumes Januar bis Dezember 2019 bzw. die nach Maßgabe der Nummer 5.4.1.2 
errechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen für den Zeitraum Januar bis Dezember 
2024 zu ermitteln und für diese die Erstattungsleistung aufgrund des für das Jahr 2024 fest-
gelegten oder nachgewiesenen Vomhundertsatzes zu berechnen. Maßgebend sind dabei die 
Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, lan-
desweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket gemäß der nach Nummer 
5.4.1.1 für die hochgerechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen bzw. gemäß Nummer 
5.4.1.2 für die tatsächlichen erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen maßgebenden Einnah-
meaufteilung. Ausgleichsfähig ist die Differenz der so errechneten Beträge für die jeweiligen 
Verkehrsleistungen.  
 
5.4.3 
In der Nummer 5.4.1 entsprechenden Weise ist die ebenfalls ausgleichsfähige Minderung an-
derer Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vorschriften zu berechnen.  Einsparungen der 
Empfänger nach 3.1 bei Leistungen aus Allgemeinen Vorschriften sind gegenzurechnen.  
 
5.4.4 
Zur anteiligen Deckung der Umsetzungskosten des Deutschlandtickets durch entstandene 
Vertriebsmehrkosten in der Umsetzungsphase 2024 wird den Empfängern bzw. über diese 
den Verkehrsunternehmen, die - selbst oder mittelbar über ihre Vertriebsdienstleister - das 
Deutschlandticket vertreiben folgende Pauschale gewährt:  
Für jedes als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket wird pro Monat seiner Gültigkeit jeweils 
ein Betrag von 1,50 Euro gewährt. Für jedes nicht als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket 
wird pro Monat seiner Gültigkeit jeweils ein Betrag von 1,20 Euro gewährt.  
Maßgeblich ist im ersten Schritt die tatsächlich verkaufte Zahl von Monatsstücken Deutsch-
landtickets vor Einnahmeaufteilung; ergibt sich aus dem späteren Zuscheidungsbetrag im 
Rahmen der Einnahmeaufteilung rechnerisch eine andere Zahl von Tickets, so ist dies unbe-
achtlich.  
Von der so ermittelten Ticket-Anzahl ist in einem zweiten Schritt der nachfolgende Abzug vor-
zunehmen, um auch vor Einführung bereits vorhandene Vertriebskosten zu berücksichtigen: 
Für jedes am 30. April 2023 bestehende Abonnement (Kundenzahl) wird ein Abzug von 8 
Tickets als Chipkarte vorgenommen. Maßgeblich ist dabei die Kundenzahl, die nach Nummer 
5.4.4, Sätze 1 bis 4 der Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffent-
lichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2023 aus 
Bundes- und Landesmitteln vom 20. März 2023 für den Ausgleich 2023 ermittelt wurde. Es ist 
durch geeignete vertragliche Regelungen mit den für den Vertrieb beauftragten Dienstleistern 
sicherzustellen, dass die Pauschalen aufwandsgerecht ausgereicht werden. Führt die Berech-
nung der Vertriebspauschale zu einem negativen Betrag, ist dieser nicht als Ersparnis zu be-
rücksichtigen. Nicht erstattungsfähig sind erhöhte Ausgaben für zusätzliche Betriebsleistun-
gen. 
[nur NRW] Weiterhin kann der Empfänger innerhalb des vom Koordinierungsrat zum Deutsch-
landticket festgelegten Finanzrahmens die geleisteten Ausgaben für die Einrichtung und 
Durchführung des EAV-Clearings im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband 
Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesver-
band Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband SchienenNahverkehr 
e.V., die an die NVBW GmbH geleisteten Ausgaben für die gutachterliche Begleitung des Pro-
zesses zur Neufassung eines Einnahmeaufteilungsverfahrens und an die DeutschlandMobil 
2030 GmbH geleisteten Ausgaben für bundesweites Marketing sowie für die Evaluation des 
Deutschlandtickets geltend machen.  
 
5.4.5  



Die Summe der gemäß den Nummern 5.4.1 bis 5.4.4 errechneten Minderungen ist der aus-
gleichsfähige Betrag.  
 
5.4.6 
Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in dem Gebiet mehrerer Aufgabenträ-
ger und können die nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im jeweili-
gen Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet werden, sind diese auf der Grundlage der im Ge-
biet des jeweiligen Aufgabenträgers erbrachten Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometer des 
Kalenderjahres 2024 den Aufgabenträgern zuzuordnen. Die beteiligten Aufgabenträger oder 
Bewilligungsbehörden können eine abweichende Aufteilung vereinbaren.  
 
6 (obligatorisch) 
Sonstige Bestimmungen  
6.1  
Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeitsleistungen nach Nummer 4 an Ver-
kehrsunternehmen eine Überkompensation der aus der Einführung des Deutschlandtickets 
resultierenden wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist. Soweit die beihilferechtliche 
Rechtfertigung aus der VO 1370 erfolgt, dürfen bei der Überkompensationsprüfung aus Grün-
den der Gleichbehandlung als Maßstab auch nur die Mindestanforderungen aus dem Anhang 
der VO 1370 zur Anwendung kommen. Der finanzielle Nettoeffekt berechnet sich aus der 
Summe der (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtung des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwendung des Deutsch-
landticket-Tarifs auf die Einnahmen des Verkehrsunternehmens sowie auf seine Kosten (Ver-
triebsmehrkosten), soweit diese als zusätzlicher Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der 
Ausgleichsberechnung geltend gemacht werden. Im Hinblick auf die Vertriebsmehrkosten wird 
geprüft, ob die Voraussetzungen der Nummer 5.4.4 vorliegen. Sonstige Kosten des Verkehrs-
unternehmens sind nicht Gegenstand dieser Überkompensationskontrolle. 
 
6.2  
Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei den Angaben um subventionserheb-
liche Tatsachen im Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und dass Subventionsbe-
trug nach dieser Vorschrift strafbar ist. Eine Doppelförderung ist ausgeschlossen.  
 
6.3  
Die Empfänger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird, dass die erforderlichen Daten für 
das Monitoring und die Einnahmeaufteilung gemäß der aktuell gültigen Fassung des Beschlus-
ses des Koordinierungsrates für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Ein-
nahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes“ fristgerecht an 
die von der Arbeitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der 
Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. 
und dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle gemeldet 
werden. Die Meldung der Deutschlandtickets an die Clearingstelle erfolgt bis zum 20. Kalen-
dertag des Folgemonats. Die Meldung der Verkäufe aller übrigen Fahrausweise erfolgt bis 
zum 50. Tag nach Ende eines Monats. Die Meldung der vorläufigen Soll-Einnahmen inkl. ta-
riflicher Fortschreibung gemäß Musterrichtlinie erfolgt einmalig monatsscharf für das gesamte 
Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024; sie sind erforderlichenfalls unverzüglich zu korrigieren 
oder zu aktualisieren.  
 
6.4  
Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2026 die tatsächlich entstandenen nicht 
gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in Nummer 5.4 genannten Berechnungsmethode 
nachzuweisen. Dem Nachweis sind insbesondere Bestätigungen der Verbundorganisationen 
über die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019 und die Einnah-
meaufteilungen sowohl für die nach Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen 
als auch für die nach Nummer 5.4.1.2 ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Mo-
nate Januar bis Dezember 2024 sowie eine Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers über die 



Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und 2024 im Haustarif bzw. nach BBDB beizufügen. Wei-
terhin ist jeder Empfänger zu verpflichten, dem Nachweis die Anzahl der Abonnentinnen und 
Abonnenten im Sinne der Nummer 5.4.1.1 zu den Stichtagen 31. Dezember 2023 und 31. 
Januar 2025 beizulegen. Die Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen anfordern. 
 
6.5  
Billigkeitsleistungen, die über den reinen Ausgleich der nicht gedeckten Ausgaben nach Maß-
gabe der Nummer 5.4 hinausgehen, sind vom Empfänger zurückzufordern. In der Regel sind 
die zurückgeforderten Beträge nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten Frist erstattet 
werden. Sollte sich herausstellen, dass der tatsächliche ausgleichsfähige Betrag den prognos-
tizierten übersteigt, ist eine Anpassung der gewährten Billigkeitsleistung vorzunehmen.  
 
6.6 
Der nach diesen Richtlinien gewährte Ausgleich kann ganz oder teilweise zurückgefordert wer-
den, wenn der Empfänger die Auflagen nach den Nummern 6.2 bis 6.5 nicht oder nicht inner-
halb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat. 
 
7  
Verfahren  
 
7.1 (obligatorisch) 
Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistung ist bis zum 30. September 2024 zu stellen. 
Die Bewilligungsbehörde kann verspätete Anträge zulassen. Er hat die Berechnung bzw. 
Schätzung der voraussichtlichen nicht gedeckten Ausgaben auf der Grundlage der in Nummer 
5.4 genannten Berechnungsmethode zu enthalten.  
 
7.2 (fakultativ) 
Bewilligungsbehörde ist die [Landesbehörde einfügen], in deren Bezirk der Empfänger seinen 
Sitz hat.  
[obligatorisch bei landesrechtlicher Tarifvorgabe] Bewilligungsbehörde für Empfänger nach 
Nummer 3.3 ist jeweils die [Landesbehörde], die die zuständige Bewilligungsbehörde für den 
Empfänger nach Nummer 3.1 ist, der bis zum 31. März 2024 keine Tarifvorgabe nach Landes-
recht getroffen hat. 
7.3 (obligatorisch) 
Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß den 
Nummern 5.4.1 sowie weitere begründende Unterlagen beizufügen.  
Sammelanträgen von Empfängern gemäß Nummer 3.2 sind die Anträge der Empfänger ge-
mäß Nummer 3.1 beizufügen.  
Fakultativ: „Der Antrag ist formlos schriftlich oder elektronisch zu stellen.“  
 
7.4 (Grundsatz obligatorisch, Detailabweichungen zulässig) 
Der Empfänger erhält auf Antrag bis zur Bewilligung der nach Nummer 7.1 zu beantragenden 
Billigkeitsleistung in der Regel monatliche Vorauszahlungen. Soweit hierfür kein gesondertes 
Verfahren mit spezifischen Prognosen geregelt ist, werden die monatlichen Vorauszahlungen 
in Höhe von jeweils 12,5 Prozent der für das Jahr 2023 vorläufig gewährten Billigkeitsleistung 
gewährt. Die Vorauszahlungen werden jeweils am 20. eines Monats ausgezahlt. Im Falle von 
Nummer 4 leiten die Empfänger die Vorauszahlungen unverzüglich weiter. 
 
 
7.5 (obligatorisch) 
Empfänger gemäß Nummer 3.2 haben die Billigkeitsleistungen an die Empfänger gemäß 
Nummer 3.1 weiterzuleiten und dabei sicherzustellen, dass die maßgeblichen Bestimmungen 
des Bewilligungsbescheides auch den Empfängern auferlegt werden. Dies schließt ausdrück-
lich die Nachweisführung ein.  
 
7.6 (fakultativ) 



Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilligungsbescheid näher geregelt.  
 
8 (fakultativ)  
Inkrafttreten/Außerkrafttreten  
Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft und am 30. Juni 2026 außer 
Kraft. 
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Anhang 10 

Allgemeine Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket (bundesweite Rege-

lungen) 

 

Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket 

1. Grundsatz 

Das Deutschlandticket ist ein von der Bundesrepublik Deutschland und den Bundes-

ländern gefördertes deutschlandweit gültiges Tarifangebot im Schienenpersonennah-

verkehr (SPNV) und im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). Es gilt ab dem 1. 

Mai 2023. 

Die hier festgelegten Tarifbestimmungen gelten für das Deutschlandticket und sind 

von allen teilnehmenden Verkehrsunternehmen des SPNV und des ÖPNV in 

Deutschland verbindlich anzuwenden. Diese Tarifbestimmungen ergänzen die beste-

henden Tarif- und Beförderungsbedingungen der teilnehmenden Verkehrsverbünde, 

der Landestarife und des Deutschlandtarifs sowie die Beförderungsbedingungen der 

teilnehmenden Eisenbahn-Verkehrsunternehmen des SPNV und der teilnehmenden 

Verkehrsunternehmen des ÖPNV, soweit sich aus den folgenden Regelungen nichts 

anderes ergibt. 

Für die Ausgabe des Deutschlandtickets gelten die Bedingungen des vertragshalten-

den Verkehrsunternehmens. 

2. Fahrtberechtigung, Nutzungsbedingungen und Geltungsbereich 

Das Deutschlandticket berechtigt im jeweiligen Geltungszeitraum zur unbegrenzten 

Nutzung der Züge des SPNV im tariflichen Geltungsbereich des Deutschlandtarifs in 

der 2. Wagenklasse sowie der sonstigen Verkehrsmittel des ÖPNV im räumlichen 

Geltungsbereich der Tarife der teilnehmenden Verkehrsunternehmen, Verkehrsver-

bünde und Landestarifgesellschaften. Dies schließt im Ausland liegende Geltungsbe-

reiche mit ein, soweit das eigene Tarifgebiet des jeweiligen Verbundes/Unterneh-

mens sich aufgrund entsprechender Vereinbarung auf das im Ausland liegende Ge-

biet erstreckt . Zum ÖPNV gehört die Beförderung mit Straßenbahnen und Obussen 

im Sinne des Personenbeförderungs-gesetzes sowie mit Kraftfahrzeugen im Linien-

nahverkehr nach den §§ 42 und 44 PBefG. Liniennahverkehre nach § 43 PBefG fal-

len insoweit unter den Geltungsbereich, sofern sie gemäß § 2 Absatz 4 PBefG allge-

mein zugänglich sind. 

Das Deutschlandticket gilt nicht in Verkehrsmitteln, die überwiegend zu touristischen 

oder historischen Zwecken betrieben werden. 

Anlage 4 (Deutschlandticket) zum Amtsblatt Nr. 13 vom 29.12.2023 des Landkreises Rosenheim
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Die Nutzung von Zügen des Fernverkehrs mit dem Deutschlandticket ist grundsätz-

lich ausgeschlossen. Hiervon abweichende Regelungen (z.B. im Rahmen von Integ-

rationskonzepten) werden im Geltungsbereich des Deutschlandtickets für den Schie-

nenverkehr bekanntgegeben. 

Das Deutschlandticket ist nicht übertragbar und wird als persönlicher Fahrausweis 

ausgegeben, der mindestens den Namen und Vornamen sowie das Geburtsdatum 

des Fahrgastes beinhaltet. Dieser Fahrausweis wird in Form einer Chipkarte und als 

Handyticket ausgegeben. Das Deutschlandticket kann von den Vertrag haltenden 

Unternehmen, die das Deutschlandticket über eine Chipkarte als Trägermedium be-

reitstellen, vorläufig bis zur Auslieferung bzw. Bereitstellung des digitalen Tickets, 

längstens bis zum 31.12.2023 als digital kontrollierbares Papierticket (mit Barcode) 

ausgegeben werden. Ein als Papierticket ausgegebenes Deutschlandticket gilt für 

maximal einen Kalendermonat. Zur Legitimation ist ein amtliches Lichtbilddokument 

mitzuführen und bei Kontrollen vorzuzeigen. 

Das Deutschlandticket beinhaltet keine unentgeltliche Mitnahme von Personen über 

6 Jahren. 

Das Deutschlandticket berechtigt ausschließlich zur Nutzung der 2. Wagenklasse. 

Ein Übergang in die 1. Wagenklasse ist innerhalb der Geltungsbereiche von Ver-

kehrsverbünden, Landestarifen und des Deutschlandtarifs nach den jeweiligen Tarif-

bestimmungen möglich. 

Für die Mitnahme eines Fahrrades ist ein reguläres Fahrradkartenangebot zu erwer-

ben, soweit die Fahrradmitnahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist. 

Für die Mitnahme eines Hundes ist ein reguläres Fahrkartenangebot zu erwerben, 

soweit die Mitnahme auf der jeweiligen Fahrt entgeltpflichtig ist. 

3. Vertragslaufzeit und Kündigung 

Das Deutschlandticket kann an den von den Verkehrsunternehmen, Verkehrsverbün-

den und Landestariforganisationen für Abonnement-Produkte eingerichteten Ver-

kaufsstellen bzw. über deren Vertriebskanäle erworben werden. 

Das Deutschlandticket wird im Abonnement ausgegeben. Der Einstieg ins Abonne-

ment ist jeweils zum Ersten eines Monats möglich. 

Das Abonnement wird für unbestimmte Zeit abgeschlossen und kann monatlich ge-

kündigt werden. Die Kündigung muss dabei bis zum 10. eines Monats zum Ende des 

jeweiligen Kalendermonats erfolgen. Das Deutschlandticket gilt im Falle einer Kündi-

gung bis Betriebsschluss nach dem Ende des letzten Tages dieses Kalendermonats, 

längstens jedoch bis 3.00 Uhr des Folgetags. 

Neben der monatlichen Kündbarkeit kann in Verbindung mit anderen Produkten im 

Bereich des Personenverkehrs auch eine feste Laufzeit von 12 Monaten angeboten 

werden. 
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4. Beförderungsentgelt 

Der Preis für das Deutschlandticket im Abonnement beträgt 49,00 EUR pro Monat 

bei monatlicher Zahlung. Eine jährliche Zahlung des zwölffachen Monatsbetrages 

kann angeboten werden. 

Bei Verkehren, die nur auf Anforderung verkehren (z. B. On-demand-Verkehr, Anruf-

Sammeltaxi, Rufbus) sowie bei täglich verkehrenden Eisenbahnen mit besonderen 

Betriebsformen (z. B. Schmalspurbahnen mit Dampftraktion) kann ein Zuschlag nach 

den örtlichen Tarifbestimmungen erhoben werden. 

5. Jobticket 

Das Deutschlandticket kann als rabattiertes Jobticket angeboten werden. 

Dieses Jobticket kann von Mitarbeitenden genutzt werden, deren Arbeitgeber mit ei-

nem teilnehmenden Verkehrsverbund oder Verkehrsunternehmen eine Vereinbarung 

über den Erwerb des Deutschland-Jobtickets abgeschlossen hat. Arbeitgeber im 

Sinne dieser Bestimmung können Unternehmen, Verwaltungen, Behörden und sons-

tige Institutionen sein. 

Der Fahrpreis für das Deutschlandticket als Jobticket ist der Fahrpreis nach Abschnitt 

4 abzüglich 5% Rabatt. Voraussetzung für den Rabatt ist, dass der Arbeitgeber einen 

Zuschuss zum Jobticket leistet, der mindestens 25% des Fahrpreises gemäß Ab-

schnitt 4 beträgt. 

6. Fahrgastrechte 

Für Fahrten im Eisenbahnverkehr gelten die Fahrgastrechte gem. Teil A Nr. 8 der 

Tarifbedingungen des Deutschlandtarifs sowie Teil C Nr. 8 der Tarifbedingungen für 

Zeitkarten im Deutschlandtarif in ihrer jeweils genehmigten und veröffentlichten Fas-

sung, abrufbar im Internet unter www.deutschlandtarif-verbund.de. 
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Anhang 10a 

Vertragsbedingungen für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV 

(elektronische Fahrkarte auf Chipkarte) 

(1) 1Vertriebspartner im MVV für das Deutschlandticket im Abonnement mit monatli-

cher Zahlungsweise sind derzeit:  

- DB Vertrieb GmbH (im Auftrag von DB Regio AG / S-Bahn München und  

     DB RegioNetz Verkehrs GmbH) 

- Münchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)  

2Der Kunde kann den Vertriebspartner frei wählen. 3Vertragspartner des Kunden ist 

der jeweilige Vertriebspartner. 

(2) 1Der Abonnementvertrag gilt für eine unbestimmte Zeit. 2Die Abonnements werden 

als elektronische Fahrkarte auf Chipkarte ausgegeben. 

(3) 1Das Abonnement wird als persönliche Zeitkarte angeboten. 2In den elektronischen 

Fahrkarten auf Chipkarte sind neben der räumlichen Gültigkeit der Vorname und der 

Name (maskiert) sowie das Geburtsdatum des Inhabers gespeichert. 3Zur Identifika-

tion muss bei allen Abonnements ein gültiger amtlicher Lichtbildausweis mitgeführt und 

bei einer Fahrkartenkontrolle mit vorgezeigt werden. 

(4) Bei der monatlichen Zahlungsweise des Abonnements sind die Beträge jeweils 

zum Ersten des Monats fällig.  

(5) 1Bei Tarifänderungen werden die Abbuchungsbeträge bei der monatlichen Zah-

lungsweise ab dem Änderungszeitpunkt entsprechend angepasst. 2Eine gesonderte 

Mitteilung erfolgt nicht. 

(5a) 1Ändert sich im Rahmen einer Tarifänderung nicht nur der Preis, sondern auch 

die Nutzungsmodalitäten (örtlicher Geltungsbereich, berechtigter Personenkreis und/ 

oder Geltungsdauer) für das Deutschlandticket, können die vorliegenden Vertragsbe-

dingungen angepasst werden; dies gilt insbesondere für die Regelungen der Absätze 

4 und 5. 2Gleiches gilt für den Fall, dass einzelne Varianten des Deutschlandtickets 

abgeschafft werden. 3Die betroffenen Kunden werden vom jeweiligen Vertriebspartner 

über die Anpassungen der Vertragsbedingungen rechtzeitig informiert. 4Das Abonne-

ment kann bei Anpassungen der Vertragsbedingungen unbeschadet des Absatzes 8 

mit einer Frist von einem Monat in Textform gekündigt werden. 

(6) 1Voraussetzung für die Teilnahme am Abonnement ist die Erteilung eines SEPA-

Lastschriftmandats. 2Abweichend von der für das SEPA-Basislastschriftverfahren üb-

licherweise geltenden Pre-Notification von 14 Tagen, wird eine Vorabankündigungs-

pflicht von zwei Tagen für die Durchführung von Lastschriften vereinbart. 3Eine geson-

derte Mitteilung über die Abbuchung erfolgt nicht.  

(7) Sollte die Chipkarte mit der elektronischen Fahrkarte nicht innerhalb einer Woche 

vor Vertragsbeginn beim Kunden eingetroffen sein, ist dieser gehalten, den jeweiligen 

Vertriebspartner hiervon in Textform zu informieren. 
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(8) 1Das Abonnement kann jederzeit bis zum 10. eines Monats zum Monatsende in 

Textform gekündigt werden. 2Nach Wirksamwerden der Kündigung des Abonnements 

erlischt die Fahrtberechtigung der elektronischen Fahrkarte auf Chipkarte. 

(9) 1Bei Verlust der Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte wird gegen einen Kosten-

beitrag von bis zu 15,00 Euro eine neue Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte aus-

gestellt und dem Kunden zur Verfügung gestellt. 2Dem jeweiligen Vertriebspartner als 

verloren oder gestohlen gemeldete Chipkarten mit elektronischer Fahrkarte werden 

gesperrt. 

(10) 1Änderungen von Adresse und Bankverbindung sind dem jeweiligen Vertriebs-

partner unverzüglich, d.h. bis spätestens zum Zehnten eines Monats, soweit die Än-

derung noch für den nachfolgenden Monat wirken soll, mitzuteilen. 2Änderungen kön-

nen persönlich oder in Textform mitgeteilt werden. 

(11) 1Kann ein Monatsbetrag mangels Kontodeckung nicht abgebucht werden oder 

wird die Einzugsermächtigung widerrufen, kann das Abonnement vom jeweiligen Ver-

triebspartner unter Fristsetzung gekündigt und die elektronische Fahrkarte auf Chip-

karte gesperrt werden. 2Für Rücklastschriften, die im Rahmen dieser vom Kunden zu 

vertretende Kündigung anfallen, wird ein Bearbeitungsentgelt von 5,00 Euro je Rück-

lastschrift erhoben. 3Anfallende Bankgebühren gehen zu Lasten des Kunden. 4Die aus-

stehenden Beträge für den Nutzungszeitraum und gegebenenfalls zusätzliche Gebüh-

ren sind auszugleichen. 

(12) 1Kann der Kunde seine Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte bei einer Fahrkar-

tenkontrolle nicht vorlegen, ist das erhöhte Beförderungsentgelt in voller Höhe zu be-

zahlen. 2Der Betrag ermäßigt sich auf die in den Tarifbestimmungen festgelegte Höhe, 

wenn die Fahrkarte innerhalb von 14 Tagen bei einem Kundencenter/Reisezentrum 

des jeweiligen Vertriebspartners vorgelegt wird. 

(13) 1Ist eine elektronische Fahrkarte auf Chipkarte mit dem Kontrollgerät nicht aus-

lesbar, so wird dem Fahrgast eine Zahlungsaufforderung über ein erhöhtes Beförde-

rungsentgelt gemäß § 9 der Beförderungsbedingungen ausgestellt. 2Die Chipkarte mit 

elektronischer Fahrkarte kann durch das Prüfpersonal eingezogen werden. 3Der Fahr-

gast ist verpflichtet, sich binnen 14 Tagen, beginnend mit dem Tag nach dem Feststel-

lungstag, mit dem jeweiligen Vertriebspartner der Chipkarte und der elektronischen 

Fahrkarte in Verbindung zu setzen. 4Sofern zum Kontrollzeitpunkt eine Chipkarte mit 

gültiger elektronischer Fahrkarte vorlag, wird die Zahlungsaufforderung ohne weitere 

Kosten für den Fahrgast eingestellt. 5Kommt der Fahrgast dieser Verpflichtung nicht 

nach, ist die Zahlungsaufforderung des erhöhten Beförderungsentgeltes in voller Höhe 

zu zahlen.  

(14) Wird eine Chipkarte mit elektronischer Fahrkarte entgegen den Vorschriften der 

Beförderungsbedingungen oder des Beförderungstarifs benutzt, ist diese ungültig und 

kann eingezogen werden. 

(15) Der jeweilige Vertriebspartner ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei früheren 

Abonnements Zahlungsunregelmäßigkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-

nahme am Lastschriftverfahren auszuschließen.  
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Anhang 10b 

Vertragsbedingungen für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV 

(elektronische Fahrkarte als HandyTicket) 

(1) 1Vertriebspartner für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV mit monatli-

cher Zahlungsweise sind derzeit:  

- DB Vertrieb GmbH (im Auftrag von DB Regio AG / S-Bahn München und  

     DB RegioNetz Verkehrs GmbH) 

- Münchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)  

- Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV) im Auftrag der Landkreise im MVV 

2Der Kunde kann den Vertriebspartner frei wählen. 3Vertragspartner des Kunden ist 

der jeweilige Vertriebspartner. 

(2) 1Der Abonnementvertrag gilt für eine unbestimmte Zeit. 2Die elektronische Fahr-

karte als HandyTicket kann nur in der jeweiligen App des Vertriebspartners genutzt 

werden, mit dem ein Vertragsverhältnis besteht. 

(3) 1Das Abonnement als HandyTicket wird als persönliche Zeitkarte angeboten. 2In 

den elektronischen Fahrkarten als HandyTicket sind neben der räumlichen Gültigkeit 

der Vorname und der Name sowie das Geburtsdatum des Inhabers gespeichert. 3Zur 

Identifikation muss ein gültiger amtlicher Lichtbildausweis mitgeführt und bei einer 

Fahrkartenkontrolle mit vorgezeigt werden. 

(4) 1Bei der monatlichen Zahlungsweise des Abonnements sind die Beträge jeweils 

mit der monatlichen Bereitstellung des Deutschlandtickets fällig. 

(5) 1Bei Tarifänderungen werden die Abbuchungsbeträge bei der monatlichen Zah-

lungsweise ab dem Änderungszeitpunkt entsprechend angepasst. 2Eine gesonderte 

Mitteilung erfolgt nicht. 

(5a) 1Ändert sich im Rahmen einer Tarifänderung nicht nur der Preis, sondern auch 

die Nutzungsmodalitäten (örtlicher Geltungsbereich, berechtigter Personenkreis und/ 

oder Geltungsdauer) für das Deutschlandticket, können die vorliegenden Vertragsbe-

dingungen angepasst werden; dies gilt insbesondere für die Regelungen der Absätze 

4 und 5. 2Gleiches gilt für den Fall, dass einzelne Varianten des Deutschlandtickets 

abgeschafft werden. 3Die betroffenen Kunden werden vom jeweiligen Vertriebspartner 

über die Anpassungen der Vertragsbedingungen rechtzeitig informiert. 4Das Abonne-

ment kann bei Anpassungen der Vertragsbedingungen unbeschadet des Absatzes 8 

mit einer Frist von einem Monat in Textform gekündigt werden. 

(6) 1Als Standard-Zahlungsmethode gilt das SEPA-Basislastschriftverfahren. 2Abwei-

chend von der für das SEPA-Basislastschriftverfahren üblicherweise geltenden Pre-

Notification von 14 Tagen, wird eine Vorabankündigungspflicht von zwei Tagen für die 
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Durchführung von Lastschriften vereinbart. 3Eine gesonderte Mitteilung über die Ab-

buchung erfolgt nicht. 4Die Vertriebspartner können über das SEPA-Basislastschrift-

verfahren hinaus weitere Zahlungsmethoden anbieten. 

(7) 1Die elektronische Fahrkarte als HandyTicket wird als monatliche Fahrtberechti-

gung bereitgestellt. 2Nach dem einmaligen Hinzufügen zum Endgerät erfolgt die Be-

reitstellung jeder weiteren elektronischen Fahrkarte rechtzeitig vor Beginn des nächs-

ten Monats. 3Der Nutzer ist selbst dafür verantwortlich, vor Fahrtantritt zu prüfen, ob 

er eine gültige Fahrtberechtigung besitzt.  

(8) 1Das Abonnement kann jederzeit bis zum 10. eines Monats zum Monatsende in 

Textform gekündigt werden. 2Nach Wirksamwerden der Kündigung des Abonnements 

erlischt die Fahrtberechtigung der elektronischen Fahrkarte als HandyTicket. 

(9) 1Das HandyTicket ist aus Sicherheitsgründen technisch einem mobilen Endgerät 

zugeordnet. 2Für besondere Fälle wie zum Beispiel Reparatur oder Neukauf eines Ge-

räts lässt sich jedes einzelne Ticket bis zu zwei Mal pro Monat auf ein anderes mobiles 

Endgerät übertragen.  

(10) 1Änderungen von Adresse und Bankverbindung sind dem jeweiligen Vertriebs-

partner unverzüglich, d.h. bis spätestens zum Zehnten eines Monats, soweit die Än-

derung noch für den nachfolgenden Monat wirken soll, mitzuteilen. 2Änderungen kön-

nen persönlich oder in Textform mitgeteilt werden. 

(11) 1Kann ein Monatsbetrag mangels Kontodeckung nicht abgebucht werden oder 

wird die Einzugsermächtigung widerrufen, kann das Abonnement vom jeweiligen Ver-

triebspartner unter Fristsetzung gekündigt und die elektronische Fahrkarte als Handy-

Ticket gesperrt werden. 2Für Rücklastschriften, die im Rahmen dieser vom Kunden zu 

vertretende Kündigung anfallen, wird ein Bearbeitungsentgelt von 5,00 Euro je Rück-

lastschrift erhoben. 3Anfallende Bankgebühren gehen zu Lasten des Kunden. 4Die aus-

stehenden Beträge für den Nutzungszeitraum und gegebenenfalls zusätzliche Gebüh-

ren sind auszugleichen. 

(12) 1Kann der Kunde sein HandyTicket mit elektronischer Fahrkarte bei einer Fahr-

kartenkontrolle nicht vorlegen, ist das erhöhte Beförderungsentgelt in voller Höhe zu 

bezahlen. 2Der Betrag ermäßigt sich auf die in den Tarifbestimmungen festgelegte 

Höhe, wenn die Fahrkarte innerhalb von 14 Tagen bei einem Kundencenter/Reise-

zentrum des jeweiligen Vertriebspartners vorgelegt wird. 

(13) 1Ist eine elektronische Fahrkarte mit dem Kontrollgerät nicht auslesbar, so wird 

dem Fahrgast eine Zahlungsaufforderung über ein erhöhtes Beförderungsentgelt ge-

mäß § 9 der Beförderungsbedingungen ausgestellt. 2Der Fahrgast ist verpflichtet, sich 

binnen 14 Tagen, beginnend mit dem Tag nach dem Feststellungstag, mit dem jewei-

ligen Vertriebspartner der elektronischen Fahrkarte in Verbindung zu setzen. 3Sofern 

zum Kontrollzeitpunkt ein persönliches HandyTicket mit gültiger elektronischer Fahr-
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karte vorlag, wird die Zahlungsaufforderung ohne weitere Kosten für den Fahrgast ein-

gestellt. 4Kommt der Fahrgast dieser Verpflichtung nicht nach, ist die Zahlungsauffor-

derung des erhöhten Beförderungsentgeltes in voller Höhe zu zahlen.  

(14) Wird die elektronischer Fahrkarte als HandyTicket entgegen den Vorschriften der 

Beförderungsbedingungen oder des Beförderungstarifs benutzt, ist die elektronische 

Fahrkarte ungültig und kann gesperrt werden.  

(15) Der jeweilige Vertriebspartner ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei früheren 

Abonnements Zahlungsunregelmäßigkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-

nahme am Lastschriftverfahren auszuschließen. 
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Anhang 10c 

Vertragsbedingungen für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV 

(gedruckte Fahrkarten) 

(1) 1Vertriebspartner für das Deutschlandticket im Abonnement im MVV mit monatli-

cher Zahlungsweise sind derzeit:  

- DB Vertrieb GmbH (im Auftrag von DB Regio AG / S-Bahn München und  

     DB RegioNetz Verkehrs GmbH) 

- Münchner Verkehrsgesellschaft mbH (MVG)  

2Der Kunde kann den Vertriebspartner frei wählen. 3Vertragspartner des Kunden ist 

der jeweilige Vertriebspartner. 

(2) Der Abonnementvertrag gilt für eine unbestimmte Zeit. 

(3) 1Das Abonnement wird als persönliche Zeitkarte angeboten. 2Auf den Zeitkarten 

sind neben der räumlichen Gültigkeit der Vorname und der Name des Inhabers ange-

geben. 3Zur Identifikation muss ein amtlicher Lichtbildausweis mitgeführt und bei einer 

Fahrkartenkontrolle mit vorgezeigt werden. 

(4) Der Abonnent erhält jeweils eine Fahrkarte für einen Monat. 

(5) Bei der monatlichen Zahlungsweise des Abonnements sind die Beträge jeweils 

zum Ersten des Monats fällig. 

(6) 1Bei Tarifänderungen werden die Abbuchungsbeträge bei der monatlichen Zah-

lungsweise ab dem Änderungszeitpunkt entsprechend angepasst. 2Eine gesonderte 

Mitteilung erfolgt nicht. 

(6a) 1Ändert sich im Rahmen einer Tarifänderung nicht nur der Preis, sondern auch 

die Nutzungsmodalitäten (örtlicher Geltungsbereich, berechtigter Personenkreis und/ 

oder Geltungsdauer) für das Deutschlandticket, können die vorliegenden Vertragsbe-

dingungen angepasst werden; dies gilt insbesondere für die Regelungen der Absätze 

5 und 6. 2Gleiches gilt für den Fall, dass einzelne Varianten des Deutschlandtickets 

abgeschafft werden. 3Die betroffenen Kunden werden vom jeweiligen Vertriebspartner 

über die Anpassungen der Vertragsbedingungen rechtzeitig informiert. 4Das Abonne-

ment kann bei Anpassungen der Vertragsbedingungen unbeschadet des Absatzes 9 

mit einer Frist von einem Monat in Textform gekündigt werden. 

(7) 1Voraussetzung für die Teilnahme am Abonnement ist die Erteilung eines SEPA-

Lastschriftmandats. 2Abweichend von der für das SEPA-Basislastschriftverfahren üb-

licherweise geltenden Pre-Notification von 14 Tagen, wird eine Vorabankündigungs-

pflicht von zwei Tagen für die Durchführung von Lastschriften vereinbart. 3Eine geson-

derte Mitteilung über die Abbuchung erfolgt nicht.  

(8) 1Die Fahrkarten des Abonnements werden als Online Print Ticket angeboten. 2Für 

den Fall, dass die jeweilige Fahrkarte innerhalb einer Woche vor Vertragsbeginn nicht 
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zum Download zur Verfügung steht, ist der Kunde gehalten, den jeweiligen Vertriebs-

partner hiervon in Textform zu informieren. 

(9) Das Abonnement kann jederzeit bis zum 10. eines Monats zum Monatsende in 

Textform gekündigt werden. 

(10) 1Sofern keine Kündigung erfolgt ist, erhält der Kunde ab dem 11. eines Monats 

das Deutschlandticket für den folgenden Monat zum Download angeboten. 2Der 

Kunde ist gehalten, bis eine Woche vor Ablauf der Geltungsdauer den jeweiligen Ver-

triebspartner darüber zu informieren, falls er die neue Fahrkarte noch nicht erhalten 

hat. 

(11) 1Bei Verlust einer Fahrkarte des Abonnements wird gegen einen Kostenbeitrag 

von 5,00 Euro einmalig eine Ersatzkarte für die restliche Geltungsdauer ausgestellt. 

2Ein persönlicher Besuch beim jeweiligen Vertriebspartner ist ggf. notwendig, um eine 

Fahrkarte eines persönlichen Abonnements dort direkt auszuhändigen. 

(12) Dem jeweiligen Vertriebspartner als verloren gemeldete Fahrkarten werden mit 

der Meldung ungültig und sind bei Wiederauffinden unverzüglich zurückzugeben. 

(13) 1Änderungen von Adresse und Bankverbindung sind dem durchführenden Unter-

nehmen unverzüglich, d.h. bis spätestens zum zehnten eines Monats, soweit die Än-

derung noch für den laufenden Monat wirken soll, mitzuteilen. 2Änderungen können 

persönlich oder in Textform mitgeteilt werden. 

(14) 1Kann ein Monatsbetrag mangels Kontodeckung nicht abgebucht werden oder 

wird die Einzugsermächtigung widerrufen, kann das Abonnement vom jeweiligen Ver-

triebspartner unter Fristsetzung gekündigt werden. 2Für Rücklastschriften, die im Rah-

men dieser vom Kunden zu vertretende Kündigung anfallen, wird ein Bearbeitungsent-

gelt von 5,00 Euro je Rücklastschrift erhoben. 3Der Kunde hat in diesem Fall die Mög-

lichkeit, das Abonnement zurückzugeben oder den Restbetrag bis zum Ende der Gel-

tungsdauer in einer Summe zu bezahlen (Absatz 16 gilt entsprechend). 4Anfallende 

Bankgebühren gehen zu Lasten des Kunden. 

(15) 1Eine Ratenzahlung der ausstehenden Beträge ist nur bei Rückgabe der Zeit-

karte(n) möglich. 2Ein Zahlungsaufschub für einzelne Monatsbeträge ist generell aus-

geschlossen. 

(16) 1Mit Kündigung des Abonnements wird die Zeitkarte ungültig und ist bis zum fünf-

ten Tag nach Wirksamwerden der Kündigung oder des Umtausches beim jeweiligen 

Vertriebspartner zurückzugeben. 2Solange die Zeitkarte nicht zurückgegeben worden 

ist, ist für jeden begonnenen Monat der volle Monatspreis zu zahlen. 

(17) 1Kann der Kunde seine Fahrkarte bei einer Fahrkartenkontrolle nicht vorlegen, ist 

das erhöhte Beförderungsentgelt in voller Höhe zu bezahlen. 2Der Betrag ermäßigt 

sich auf die in den Tarifbestimmungen festgelegte Höhe, wenn die Fahrkarte innerhalb 

von 14 Tagen bei einem Kundencenter/ Reisezentrum des jeweiligen Vertriebspart-

ners vorgelegt wird. 
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(18) Der jeweilige Vertriebspartner ist berechtigt, Antragsteller, bei denen bei früheren 

Abonnements Zahlungsunregelmäßigkeiten aufgetreten sind, von einer erneuten Teil-

nahme am Lastschriftverfahren auszuschließen. 
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